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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2018 Ausgegeben am 11. Juni 2018 Teil III 

93. Mehrseitiges Übereinkommen zur Umsetzung steuerabkommensbezogener Maßnahmen zur 
Verhinderung der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung 

 (NR: GP XXV RV 1670 AB 1732 S. 190. BR: AB 9848 S. 870.) 

93. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages wird gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG 

genehmigt. 

Mehrseitiges Übereinkommen zur Umsetzung steuerabkommensbezogener Maßnahmen 
zur Verhinderung der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung 
 

[Übereinkommen in deutschsprachiger Übersetzung, siehe Anlagen] 
[Übereinkommen in englischer Sprachfassung, siehe Anlagen] 
[Übereinkommen in französischer Sprachfassung, siehe Anlagen] 
[Vorbehalte und Notifikationen der Republik Österreich in englischer Sprache, siehe Anlagen] 
[Vorbehalte und Notifikationen der Republik Österreich in deutschsprachiger Übersetzung, siehe 

Anlagen] 
 

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete 
Ratifikationsurkunde wurde am 22. September 2017 beim Generalsekretär der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) als Verwahrer des Übereinkommens 
hinterlegt; das Mehrseitige Übereinkommen tritt gemäß seinem Art. 34 Abs. 1 mit 1. Juli 2018 in Kraft. 

Das Mehrseitige Übereinkommen wurde neben Österreich von folgenden Staaten und 
Hoheitsgebieten ratifiziert: Isle of Man1, Jersey1, Polen1 und Slowenien1. 

Kurz 

                                                           
1 Vorbehalte und Notifikationen anderer Vertragsstaaten sowie Einsprüche und Einwendungen zu diesem 
Übereinkommen sind in englischer und französischer Sprache auf der Website der OECD unter 
http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-signatories-and-parties.pdf abrufbar. 

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-signatories-and-parties.pdf
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Gesamte Rechtsvorschrift für Doppelbesteuerung – Einkommen- und Vermögensteuern 
samt Protokoll (Polen), Fassung vom 22.02.2024 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Änderungen auf Grund des MLI (BGBl. III Nr. 93/2018) können nicht eindeutig zugeordnet werden, 
vgl. daher die „synthetisierte“ Version des DBA Polen plus MLI, als Anlage 2 dokumentiert. 

Langtitel 

ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER REPUBLIK POLEN ZUR 
VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG AUF DEM GEBIETE DER STEUERN VOM 
EINKOMMEN UND VOM VERMÖGEN SAMT PROTOKOLL 
StF: BGBl. III Nr. 12/2005 (NR: GP XXII RV 454 AB 524 S. 66. BR: AB 7076 S. 711.) 

Änderung 

BGBl. III Nr. 161/2008 (NR: GP XXIII RV 461 AB 519 S. 55. BR: AB 7918 S. 755.) 
BGBl. III Nr. 93/2018 (NR: GP XXV RV 1670 AB 1732 S. 190. BR: AB 9848 S. 870.) 

Sonstige Textteile 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
 

Der Abschluss des nachstehenden Staatsvertrages samt Protokoll wird genehmigt. 

Ratifikationstext 

Die Mitteilungen gemäß Art. 29 Abs. 1 des Abkommens wurden am 22. Juli 2004 bzw. 18. Jänner 
2005 vorgenommen; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 29 Abs. 2 am 1. April 2005 in Kraft. 

Präambel/Promulgationsklausel 

Die Republik Österreich und die Republik Polen, von dem Wunsche geleitet, ein Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
abzuschließen, 
 

haben Folgendes vereinbart: 

Text 

Artikel 1 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE PERSONEN 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten 
ansässig sind. 

Artikel 2 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen, die für Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner Gebietskörperschaften erhoben 
werden. 
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(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom 
Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens 
erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder 
unbeweglichen Vermögens, der Lohnsummensteuern sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

(3) Zu den bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören insbesondere 

 a) in Polen: 

 i) die Einkommensteuer, und 

 ii) die Körperschaftsteuer; 

 b) in Österreich: 

 i) die Einkommensteuer; 

 ii) die Körperschaftsteuer; 

 iii) die Grundsteuer; 

 iv) die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben; 

 v) die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstücken. 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im Wesentlichen ähnlicher Art, die nach 
der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben 
werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen 
eingetretenen wesentlichen Änderungen mit. 

Artikel 3 

ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 

 a) bedeutet der Ausdruck „Polen“, im geografischen Sinn verwendet, das Gebiet der Republik 
Polen, einschließlich der Gebiete außerhalb der Küstengewässer, in denen Polen nach dem Recht 
der Republik Polen und in Übereinstimmung mit Völkerrecht Hoheitsrechte über den 
Meeresgrund, den Meeresuntergrund und deren Bodenschätze ausübt; 

 b) bedeutet der Ausdruck „Österreich“ die Republik Österreich; 

 c) bedeutet der Ausdruck „ein Vertragsstaat“ und „der andere Vertragstaat“ je nach dem 
Zusammenhang, Polen oder Österreich; 

 d) umfasst der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, Gesellschaften und alle anderen 
Personenvereinigungen; 

 e) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ juristische Personen oder Rechtsträger, die für die 
Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden; 

 f) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertragsstaats“ und „Unternehmen des anderen 
Vertragsstaats“, je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird; 

 g) bedeutet der Ausdruck „internationaler Verkehr“ jede Beförderung mit einem Seeschiff oder 
Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen mit tatsächlicher Geschäftsleitung in einem 
Vertragsstaat betrieben wird, es sei denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschließlich 
zwischen Orten im anderen Vertragsstaat betrieben; 

 h) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ 

 i) in Polen: den Finanzminister oder dessen bevollmächtigten Vertreter; 

 ii) in Österreich: den Bundesminister für Finanzen oder dessen bevollmächtigten Vertreter; 

 i) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehöriger“ 

 i) jede natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaats besitzt; 

 ii) jede juristische Person, Personengesellschaft und andere Personenvereinigung, die nach dem 
in einem Vertragsstaat geltenden Recht errichtet worden ist. 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm im 
Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates über die Steuern zukommt, für die das Abkommen 
gilt, wobei die Bedeutung nach dem in diesem Staat anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer 
Bedeutung hat, die der Ausdruck nach anderem Recht dieses Staates hat. 
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Artikel 4 

ANSÄSSIGE PERSON 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person“ eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres ständigen 
Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist, 
und umfasst auch diesen Staat und seine Gebietskörperschaften. Der Ausdruck umfasst jedoch nicht eine 
Person, die in diesem Staat nur mit Einkünften aus Quellen in diesem Staat oder mit in diesem Staat 
gelegenem Vermögen steuerpflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt Folgendes: 

 a) Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügt; 
verfügt sie in beiden Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als nur in dem Staat 
ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt 
der Lebensinteressen); 

 b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer 
Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat; 

 c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der Staaten, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 

 d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines der Staaten, so werden sich die 
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die Frage in gegenseitigem Einvernehmen 
zu regeln. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung befindet. 

Artikel 5 

BETRIEBSTÄTTE 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „Betriebstätte“ eine feste 
Geschäftseinrichtung, durch die die Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte“ umfasst insbesondere: 

 a) einen Ort der Leitung, 

 b) eine Zweigniederlassung, 

 c) eine Geschäftsstelle, 

 d) eine Fabrikationsstätte, 

 e) eine Werkstätte und 

 f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stätte der 
Ausbeutung von Bodenschätzen. 

(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine Betriebstätte, wenn ihre Dauer 

zwölf Monate überschreitet. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als 

Betriebstätten: 

 a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Gütern oder 
Waren des Unternehmens benutzt werden; 

 b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur Lagerung, 
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden; 

 c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem Zweck 
unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden; 

 d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

 e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit 
darstellen; 

 f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, mehrere der 
unter lit. a) bis e) genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, dass die sich daraus 
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ergebende Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine 
Hilfstätigkeit darstellt. 

(5) Ist eine Person – mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 – für ein 
Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des Unternehmens 
Verträge abzuschließen, und übt sie die Vollmacht dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen 
ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat für alle von der Person für das 
Unternehmen ausgeübten Tätigkeiten eine Betriebstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich 
auf die in Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung 
ausgeübt, diese Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstätte machten. 

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebstätte in einem 
Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen anderen 
unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. 

(7) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft 
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
(entweder durch eine Betriebstätte oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden 
Gesellschaften zur Betriebstätte der anderen. 

Artikel 6 

EINKÜNFTE AUS UNBEWEGLICHEM VERMÖGEN 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unbeweglichem Vermögen 
(einschließlich der Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im anderen 
Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des 
Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in jedem Fall das Zubehör 
zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, 
die Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an 
unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung 
oder das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe 
und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung 
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines 
Unternehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer selbständigen 
Arbeit dient. 

Artikel 7 

UNTERNEHMENSGEWINNE 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, das Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene 
Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die Gewinne des 
Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstätte 
zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine 
dort gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser 
Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche 
Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und 
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte 
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, 
zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, oder anderswo 
entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne 
durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schließt 
Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung 
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ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muss jedoch derart sein, dass das Ergebnis mit den Grundsätzen 
dieses Artikels übereinstimmt. 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen wird einer 
Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte zuzurechnenden 
Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass ausreichende Gründe dafür bestehen, 
anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt 
werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht 
berührt. 

(8) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Gewinne“ umfasst auch Gewinne eines 
Gesellschafters aus seiner Beteiligung an einer Personengesellschaft und einer anderen steuerlich 
gleichbehandelten Personenvereinigung und im Fall Österreichs auch aus der Beteiligung an einer stillen 
Gesellschaft des österreichischen Rechts. 

Artikel 8 

SEESCHIFFFAHRT, BINNENSCHIFFFAHRT UND LUFTFAHRT 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr 
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
des Unternehmens befindet. 

(2) Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, dürfen nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung eines Unternehmens der Seeoder 
Binnenschifffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in dem der 
Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertragsstaat, in dem 
die Person ansässig ist, die das Schiff betreibt. 

(4) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft 
oder einer internationalen Betriebsstelle. 

(5) Im Sinne dieses Artikel umfassen Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen und Luftfahrzeugen 
im internationalen Verkehr auch: 

 a) Gewinne aus der Vercharterung von leeren Seeschiffen oder Luftfahrzeugen; und 

 b) Gewinne aus der Benutzung, der Instandhaltung oder der Vermietung von Containern 
(einschließlich Anhängern und den mit dem Transport von Containern verbundenen 
Ausrüstungen), die für die Beförderung von Gütern oder Waren verwendet werden, 

sofern die Benutzung, die Instandhaltung oder die Vermietung oder Vercharterung gelegentlich neben 
dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr erfolgt. 

Artikel 9 

VERBUNDENE UNTERNEHMEN 

(1) Wenn 

 a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der 
Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt ist oder 

 b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 
Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen Beziehungen an 
vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, die unabhängige 
Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne 
diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses 
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden. 

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates Gewinne 
zugerechnet – und entsprechend besteuert –, mit denen ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats in 
diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die 
das Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt hätte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen 
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vereinbarten Bedingungen die gleichen gewesen wären, die unabhängige Unternehmen miteinander 
vereinbaren würden, so nimmt der andere Staat eine entsprechende Änderung der dort von diesen 
Gewinnen erhobenen Steuer vor. Bei dieser Änderung sind die übrigen Bestimmungen dieses 
Abkommens zu berücksichtigen; erforderlichenfalls werden die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten einander konsultieren. 

Artikel 10 

DIVIDENDEN 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine im anderen 
Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende 
Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der 
Nutzungsberechtigte der Dividenden eine im anderen Staat ansässige Peron ist, nicht übersteigen: 

 a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der Nutzungsberechtigte eine 
Gesellschaft (jedoch keine Personengesellschaft) ist, die unmittelbar über mindestens 10 vom 
Hundert des Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfügt; 

 b) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen Fällen. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in Bezug auf die Gewinne, aus denen 
die Dividenden gezahlt werden. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividenden“ bedeutet Einkünfte aus Aktien, 
Genussaktien oder Genussscheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen Rechten – ausgenommen 
Forderungen – mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, 
die nach dem Recht des Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus 
Aktien steuerlich gleichgestellt sind. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig 
ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch 
eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, 
tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem 
anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden 
besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt werden 
oder dass die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat 
gelegenen Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für 
nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die 
nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder 
Einkünften bestehen. 

Artikel 11 

ZINSEN 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat ansässige 
Person gezahlt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Zinsen dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht 
dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Zinsen eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Zinsen nicht 
übersteigen. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten regeln im gegenseitigen Einvernehmen wie 
diese Begrenzungsbestimmung durchzuführen ist. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 dürfen die in Absatz 1 genannten Zinsen nur in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem der Empfänger ansässig ist, wenn der Empfänger der Zinsen der 
Nutzungsberechtigte ist und die Zinsen gezahlt werden: 

 a) an die Regierung der Republik Polen oder die Regierung der Republik Österreich; 

 b) für ein Darlehen jeder Art, das von einer öffentlichen Einrichtung zum Zwecke der 
Exportförderung gewährt, besichert oder garantiert wird; 

 c) im Zusammenhang mit dem Verkauf gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher 
Ausrüstungen auf Kredit; 
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 d) für ein von einer Bank gewährtes Darlehen jeder Art. (4) Der in diesem Artikel verwendete 
Ausdruck „Zinsen“ bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder Art, auch wenn die Forderungen 
durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit einer Beteiligung am Gewinn des 
Schuldners ausgestattet sind, und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und aus 
Obligationen einschließlich der damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. 
Zuschläge für verspätete Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 

(5) Die Absätze 1, 2 und 3 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche Tätigkeit 
durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste 
Einrichtung ausübt und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 
anzuwenden. 

(6) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in diesem 
Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem 
Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte oder feste Einrichtung und 
ist die Schuld, für die die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte oder der festen Einrichtung 
eingegangen worden, so gelten die Zinsen als aus dem Vertragsstaat stammend, in dem die Betriebstätte 
oder die feste Einrichtung liegt. 

(7) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an der zu 
Grunde liegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 12 

LIZENZGEBÜHREN 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat 
ansässige Person gezahlt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Lizenzgebühren dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem 
Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Empfänger der Lizenzgebühren der 
Nutzungsberechtigte ist, 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebühren nicht übersteigen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenzgebühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, 
die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literarischen, 
künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, einschließlich kinematografischer Filme, von Patenten, 
Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren, oder für die Benutzung oder 
das Recht auf Benutzung gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüstungen oder für 
die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine gewerbliche 
Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene 
feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt 
werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(5) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in 
diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob 
er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte oder eine feste 
Einrichtung und ist die Verpflichtung, für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, für Zwecke der 
Betriebstätte oder der festen Einrichtung eingegangen worden und trägt die Betriebstätte oder die feste 
Einrichtung die Lizenzgebühren, so gelten die Lizenzgebühren als aus dem Staat stammend, in dem die 
Betriebstätte oder feste Einrichtung liegt. 

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenzgebühren, gemessen 
an der zu Grunde liegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 
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Artikel 13 

GEWINNE AUS DER VERÄUSSERUNG VON VERMÖGEN 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung unbeweglichen 
Vermögens im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung von Aktien oder anderen Anteilen an einer Gesellschaft, deren 
Wirtschaftsgüter hauptsächlich, unmittelbar oder mittelbar, aus im anderen Vertragsstaat gelegenem 
unbeweglichen Vermögen oder aus Rechten, die zu diesem unbeweglichen Vermögen gehören, besteht, 
dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen einer 
Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer 
festen Einrichtung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer 
selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung steht, einschließlich derartiger Gewinne, die 
bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder einer 
solchen festen Einrichtung erzielt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(4) Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die im internationalen 
Verkehr betrieben werden, von Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, und von beweglichem 
Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(5) Gewinne aus der Veräußerung des in den vorstehenden Absätzen nicht genannten Vermögens 
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 

(6) Bei einer natürlichen Person, die in einem Vertragsstaat ansässig war und im anderen 
Vertragsstaat ansässig geworden ist, berührt Absatz 5 nicht das Recht des erstgenannten Staates, bei 
Anteilen an Gesellschaften nach seinen innerstaatlichen Rechtsvorschriften bei der Person einen 
Vermögenszuwachs bis zu ihrem Ansässigkeitswechsel zu besteuern. Der Wert der Anteile, den der 
erstgenannte Staat bei der Ermittlung des Veräußerungsgewinns berücksichtigt, stellt im anderen Staat die 
Anschaffungskosten für diese Anteile dar, wenn eine spätere Veräußerung dieser Anteile im anderen 
Staat besteuert wird. 

Artikel 14 

SELBSTÄNDIGE ARBEIT 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus einem freien Beruf oder aus 
sonstiger selbständiger Tätigkeit bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, dass 
der Person im anderen Vertragsstaat für die Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste Einrichtung 
zur Verfügung steht. Steht ihr eine solche feste Einrichtung zur Verfügung, so dürfen die Einkünfte im 
anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden 
können. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf“ umfasst insbesondere die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, 
literarische, künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die selbständige Tätigkeit 
der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten, Zahnärzte und Buchsachverständigen. 

Artikel 15 

UNSELBSTÄNDIGE ARBEIT 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18, 19 und 20 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, 
die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort 
ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat 
besteuert werden, wenn 

 a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 183 Tage während des 
betreffenden Steuerjahres aufhält und 

 b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im 
anderen Staat ansässig ist, und 

 c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder einer festen Einrichtung getragen werden, die 
der Arbeitgeber im anderen Staat hat. 
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(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dürfen Vergütungen für 
unselbständige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das im internationalen Verkehr 
betrieben wird, oder an Bord eines Schiffes, das der Binnenschifffahrt dient, ausgeübt wird, in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

Artikel 16 

AUFSICHTSRATS- UND VERWALTUNGSRATSVERGÜTUNGEN 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats 
einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen im anderen Staat besteuert 
werden. 

Artikel 17 

KÜNSTLER UND SPORTLER 

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 dürfen Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker, oder als 
Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft persönlich 
ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so dürfen 
diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Einkünfte eines Künstlers oder Sportlers für eine in einem 
Vertragsstaat ausgeübte Tätigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat zur Gänze oder überwiegend aus 
öffentlichen Mitteln eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten, einer ihrer Gebietskörperschaften, 
einer Regierungseinrichtung oder einer als gemeinnützig anerkannten Organisation finanziert wird. 

Artikel 18 

RUHEGEHÄLTER, RENTEN UND ÄHNLICHE ZAHLUNGEN 

(1) Erhält eine in einem Vertragsstaat ansässige Person Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen oder 
Renten aus dem anderen Vertragsstaat, so dürfen diese Bezüge nur im erstgenannten Staat besteuert 
werden. 

(2) Der Begriff „Rente“ bedeutet bestimmte Beträge, die regelmäßig zu festgesetzten Zeitpunkten 
lebenslänglich oder während eines bestimmten oder bestimmbaren Zeitabschnitts auf Grund einer 
Verpflichtung zahlbar sind, die diese Zahlungen als Gegenleistung für in Geld oder Geldeswert bewirkte 
angemessene Leistung vorsieht. 

(3) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person auf Grund einer gesetzlichen 
Unterhaltsverpflichtung aus dem anderen Vertragsstaat bezieht, dürfen im erstgenannten Staat nicht 
besteuert werden, wenn diese Einkünfte nach dem Recht des anderen Vertragsstaats von der Besteuerung 
ausgenommen wären. 

Artikel 19 

ÖFFENTLICHER DIENST 

 (1) a) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter, die von einem 
Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörperschaften an eine natürliche Person für die diesem 
Staat oder der Gebietskörperschaft geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

 b) Diese Gehälter, Löhne und ähnlichen Vergütungen dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat 
besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat geleistet werden und die natürliche Person in 
diesem Staat ansässig ist und 

 i) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder 

 ii) nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig geworden ist, um die Dienste zu leisten. 

 (2) a) Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörperschaften oder aus 
einem von diesem Staat oder der Gebietskörperschaft errichteten Sondervermögen an eine 
natürliche Person für die diesem Staat oder der Gebietskörperschaft geleisteten Dienste gezahlt 
werden, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 
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 b) Diese Ruhegehälter dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die 
natürliche Person in diesem Staat ansässig ist und ein Staatsangehöriger dieses Staates ist. 

(3) Auf Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, die im 
Zusammenhang mit einer gewerblichen Tätigkeit eines Vertragsstaats oder einer seiner 
Gebietskörperschaften erbracht werden, sind die Artikel 15, 16, 17 oder 18 anzuwenden. 

Artikel 20 

HOCHSCHULLEHRER UND FORSCHER 

Ein Hochschullehrer, Lehrer oder Forscher, der sich vorübergehend in einem Vertragsstaat 
ausschließlich zu dem Zweck aufhält, um an einer Universität, einem College oder an einer anderen 
anerkannten Lehranstalt in diesem Vertragsstaat zu unterrichten oder zu forschen und der im anderen 
Vertragsstaat ansässig ist oder dort unmittelbar vor diesem Aufenthalt ansässig war, ist im erstgenannten 
Staat für einen Zeitraum, der zwei Jahre, gerechnet vom ersten Aufenthalt zu diesem Zweck, nicht 
übersteigt, mit den Vergütungen für diesen Unterricht oder diese Forschung unter der Voraussetzung von 
der Steuer befreit, dass diese Einkünfte im anderen Staat besteuert werden. 

Artikel 21 

STUDENTEN 

(1) Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat 
ausschließlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat ansässig ist 
oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansässig war, für seinen Unterhalt, sein 
Studium oder seine Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten Staat nicht besteuert werden, sofern diese 
Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses Staates stammen. 

(2) Vergütungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der in einem Vertragsstaat ansässig ist 
oder vorher dort ansässig war, für eine Beschäftigung erhält, die er in dem anderen Vertragsstaat 
insgesamt nicht länger als 183 Tage während des betreffenden Steuerjahres ausübt, werden in dem 
anderen Staat nicht besteuert, wenn die Beschäftigung in unmittelbarem Zusammenhang mit seinen im 
erstgenannten Staat ausgeübten Studien oder seiner dort ausgeübten Ausbildung steht. 

Artikel 22 

ANDERE EINKÜNFTE 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht 
behandelt wurden, dürfen ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbeweglichem Vermögen im Sinne des Artikels 
6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger im anderen 
Vertragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige 
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die 
die Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In 
diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

Artikel 23 

VERMÖGEN 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person gehört und im anderen Vertragsstaat liegt, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen 
Vertragsstaat zur Verfügung steht, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im internationalen Verkehr betrieben werden, und Schiffe, die 
der Binnenschifffahrt dienen, sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder 
Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden. 
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Beachte für folgende Bestimmung 

Abs. 1, ab 1.1.2009, vgl. Art. 2, BGBl. III Nr. 161/2008; 
 
vgl. die „synthetisierte“ Version des DBA Polen plus MLI (BGBl. III Nr. 93/2018) in Anlage 2 

Artikel 24 

METHODEN ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 

(1) In Polen wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 

 (a) Bezieht eine in Polen ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und werden diese 
Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in Österreich besteuert, so nimmt 
Polen vorbehaltlich der lit. b diese Einkünfte oder dieses Vermögen von der Besteuerung aus. 

 (b) Bezieht eine in Polen ansässige Person Einkünfte, die nach den Artikeln 10, 11, 12 oder 13 in 
Österreich besteuert werden dürfen, so rechnet Polen auf die vom Einkommen dieser Person zu 
erhebende Steuer den Betrag an, der der in Österreich gezahlten Steuer entspricht. Der 
anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht 
übersteigen, der auf die aus Österreich bezogenen Einkünfte entfällt. 

(2) In Österreich wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 

 a) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen diese 
Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in Polen besteuert werden, so nimmt 
Österreich vorbehaltlich der lit. b) und c) und des Absatzes 3 diese Einkünfte oder dieses 
Vermögen von der Besteuerung aus. 

 b) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte, die nach Artikeln 10, 11 und 12 und nach 
Artikel 13 Absatz 2 in Polen besteuert werden dürfen, so rechnet Österreich auf die vom 
Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Polen gezahlten Steuer 
entspricht. Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten 
Steuer nicht übersteigen, der auf die aus Polen bezogenen Einkünfte entfällt. 

 c) Dividenden im Sinne des Artikels 10 Absatz 2 lit. a), die von einer in Polen ansässigen 
Gesellschaft an eine in Österreich ansässige Gesellschaft gezahlt werden, sind, vorbehaltlich der 
entsprechenden Bestimmungen des innerstaatlichen österreichischen Rechts, aber ungeachtet 
allfälliger nach diesem Recht abweichender Mindestbeteiligungserfordernisse, in Österreich von 
der Besteuerung ausgenommen. 

(3) Einkünfte oder Vermögen einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die nach dem 
Abkommen von der Besteuerung in diesem Staat auszunehmen sind, dürfen gleichwohl in diesem Staat 
bei der Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen oder Vermögen der Person einbezogen werden. 

Artikel 25 

GLEICHBEHANDLUNG 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder 
damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die 
Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen 
Staates unter gleichen Verhältnissen, insbesondere hinsichtlich der Ansässigkeit, unterworfen sind oder 
unterworfen werden können. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für Personen, die in 
keinem Vertragsstaat ansässig sind. 

(2) Staatenlose, die in einem Vertragsstaat ansässig sind, dürfen in keinem Vertragsstaat einer 
Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder 
belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen 
Staatsangehörige des betreffenden Staates unter gleichen Verhältnissen, insbesondere hinsichtlich der 
Ansässigkeit, unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(3) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen 
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von Unternehmen des 
anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als 
verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -
vergünstigungen und -ermäßigungen auf Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu 
gewähren, die er seinen ansässigen Personen gewährt. 

(4) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 7 oder Artikel 12 Absatz 6 anzuwenden ist, 
sind Zinsen, Lizenzgebühren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses 
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Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansässige 
Person zum Abzug zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des 
steuerpflichtigen Vermögens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Schulden 
gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässigen Person zum Abzug zuzulassen. 

(5) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar 
einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer 
Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(6) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern jeder Art und Bezeichnung. 

Artikel 26 

VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN 

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider 
Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen nicht 
entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen 
Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern 
ihr Fall von Artikel 25 Absatz 1 erfasst wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, 
dessen Staatsangehöriger sie ist. Der Fall muss innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der 
Maßnahme unterbreitet werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, 
eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch Verständigung mit 
der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, dass eine dem Abkommen nicht 
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des 
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzuführen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten oder 
Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem 
Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung 
in Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer Einigung im 
Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren, gegebenenfalls auch durch eine aus 
ihnen oder ihren Vertretern bestehende gemeinsame Kommission. 

Artikel 27 

INFORMATIONSAUSTAUSCH 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur 
Durchführung dieses Abkommens oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten betreffend 
Steuern jeder Art und Bezeichnung, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörperschaften 
erhoben werden, erforderlich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung nicht dem 
Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch die Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. 
Alle Informationen, die ein Vertragsstaat erhalten hat, sind ebenso geheim zu halten wie die auf Grund 
des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dürfen nur den Personen oder 
Behörden (einschließlich der Gerichte und der Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die 
mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung oder mit der Entscheidung 
von Rechtsmitteln hinsichtlich der unter das Abkommen fallenden Steuern befasst sind. Diese Personen 
oder Behörden dürfen die Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informationen 
in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offen legen. 

(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat, 

 a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses 
oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

 b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen Verwaltungsverfahren dieses 
oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden können; 

 c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 
Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung dem Ordre public widerspräche. 
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Artikel 28 

MITGLIEDER DIPLOMATISCHER MISSIONEN UND KONSULARISCHER 
VERTRETUNGEN 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern diplomatischer 
Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf 
Grund besonderer Übereinkünfte zustehen. 

(2) Soweit Einkünfte oder Vermögen im Empfangsstaat wegen der den Mitgliedern diplomatischer 
Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf 
Grund besonderer zwischenstaatlicher Übereinkünfte zustehenden steuerlichen Vorrechte nicht besteuert 
werden, steht das Besteuerungsrecht dem Entsendestaat zu. 

(3) Ungeachtet des Artikels 4 gilt eine natürliche Person, die Mitglied einer diplomatischen Mission 
oder einer konsularischen Vertretung eines Vertragsstaats ist, die im anderen Vertragsstaat oder in einem 
dritten Staat gelegen ist, für die Zwecke dieses Abkommens als im Entsendestaat ansässig, wenn sie 

 a) nach dem Völkerrecht im Empfangsstaat mit Einkünften aus Quellen außerhalb dieses Staates 
oder mit außerhalb dieses Staates gelegenem Vermögen nicht steuerpflichtig ist und 

 b) im Entsendestaat den gleichen Verpflichtungen bezüglich der Steuer von ihrem gesamten 
Einkommen oder vom Vermögen unterworfen ist wie die in diesem Staat ansässige Personen. 

Artikel 29 

IN-KRAFT-TRETEN 

(1) Die Vertragsstaaten teilen einander mit, dass die verfassungsrechtlichen Erfordernisse für das In-
Kraft-Treten dieses Abkommens erfüllt sind. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der dem Monat folgt, in dem 
die spätere der in Absatz 1 genannten Mitteilungen erfolgt ist und seine Bestimmungen finden 
Anwendung: 

 a) hinsichtlich der an der Quelle erhobenen Steuern für Einkünfte, die am oder nach dem ersten 
Jänner des Kalenderjahres bezogen werden, das dem Jahr des In-Kraft-Tretens folgt; 

 b) für alle übrigen Steuern vom Einkommen und vom Vermögen für Steuern, die für Steuerjahre 
erhoben werden, die am oder nach dem ersten Jänner des Kalenderjahres beginnen, das dem Jahr 
des In-Kraft-Tretens folgt. 

(3) Die Anwendung der Bestimmungen des am 2. Oktober 1974 in Warschau unterzeichneten 
Abkommens zwischen der Volksrepublik Polen und der Republik Österreich zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen endet mit dem 
Tag, der jenem Tag vorangeht, an dem dieses Abkommen anwendbar wird. 

Artikel 30 

KÜNDIGUNG 

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem Vertragsstaat gekündigt wird. Jeder 
Vertragsstaat kann das Abkommen spätestens sechs Monate vor dem Ende eines jeden Kalenderjahres 
nach Ablauf von fünf Jahren nach seinem In-Kraft-Treten schriftlich auf diplomatischem Weg kündigen. 
In diesem Fall findet das Abkommen nicht mehr Anwendung: 

 a) in Bezug auf die an der Quelle einbehaltenen Steuern für Einkünfte, die am oder nach dem ersten 
Jänner des Jahres bezogen werden, das dem Jahr der Kündigung folgt; 

 b) in Bezug auf alle übrigen Steuern vom Einkommen und vom Vermögen für Steuern, die für 
Steuerjahre erhoben werden, die am oder nach dem ersten Jänner des Kalenderjahres beginnen, 
das dem Jahr der Kündigung folgt. 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden Vertragsstaaten 
dieses Abkommen unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Wien, am 13. Jänner 2004, in zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher, 
polnischer und englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist. Im Zweifel geht der 
englische Text vor. 



 Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at Seite 14 von 34 

PROTOKOLL 

Im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der 
Republik Polen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen sind die Gefertigten übereingekommen, dass die folgenden Bestimmungen einen 
integrierenden Bestandteil des Abkommens bilden: 
 

I. Zur Auslegung des Abkommens 
 

Es gilt als vereinbart, dass den Abkommensbestimmungen, die nach den entsprechenden 
Bestimmungen des OECD-Musterabkommens auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und von 
Vermögen abgefasst sind, allgemein dieselbe Bedeutung zukommt, die im OECDKommentar dazu 
dargelegt wird. Die Vereinbarung im vorstehenden Satz gilt nicht hinsichtlich der nachstehenden Punkte: 

 a) alle Vorbehalte oder Bemerkungen der beiden Vertragsstaaten zum OECD-Muster oder dessen 
Kommentar; 

 b) alle gegenteiligen Auslegungen, die einer der beiden Vertragsstaaten in einer öffentlichen 
Erklärung vornimmt, die der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats vor In-Kraft-Treten 
des Abkommens übermittelt worden sind; 

 c) alle gegenteiligen Auslegungen, auf die sich die zuständigen Behörden nach In-Kraft-Treten des 
Abkommens geeinigt haben. 

Der Kommentar – der von Zeit zu Zeit überarbeitet werden kann – stellt eine Auslegungshilfe im 
Sinne des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge vom 23. Mai 1969 dar. 

 

II. Zu Artikel 5 
 

Sofern eine in einem Vertragsstaat ansässige Person im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieses 
Abkommens im anderen Vertragsstaat eine Bauausführung oder Montage unterhält und dieses Vorhaben 
über diesen Zeitpunkt hinaus fortgesetzt wird, so wird der Zwölfmonatszeitraum von dem oben genannten 
Zeitpunkt an gerechnet; diese Begünstigung darf jedoch in keinem Fall vierundzwanzig Monate, 
gerechnet von dem Zeitpunkt, an dem die Bauausführung oder Montage begonnen worden ist, 
überschreiten. 
 

III. Zu Artikel 11 
 

(1) Es gilt als vereinbart, dass 

 a) im Falle Polens die Korporacja Ubezpiecze? Kredytów Exportowych und 

 b) im Falle Österreichs die Oesterreichische Kontrollbank AG 

als öffentliche Einrichtung im Sinne von Artikel 11 Absatz 3 lit. b) zu behandeln ist. 

(2) Absatz 3 lit. c) und d) finden keine Anwendung, wenn eine Forderung vorwiegend zur Erlangung 
der Vorteile dieser Unterabsätze und nicht aus wirtschaftlich angemessenen Gründen begründet oder 
abgetreten wurde sowie im Zusammenhang mit Unterkapitalisierung. 
 

IV. Zu Artikel 19 
 

Es gilt als vereinbart, dass Artikel 19 Absatz 1 auch für Vergütungen gilt, die 

 a) an die Mitglieder des Polnischen Instituts in Wien und der Wiener Niederlassung der Polnischen 
Akademie der Wissenschaften und 

 b) an den österreichischen Handelsdelegierten in Warschau und die Mitglieder dieser 
österreichischen Außenhandelsstelle und an die Mitglieder des Österreichischen Kulturforums in 
Warschau 

gezahlt werden. 
 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden Vertragsstaaten 
dieses Protokoll unterzeichnet. 
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GESCHEHEN zu Wien, am 13. Jänner 2004, in zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher, 
polnischer und englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist. Im Zweifel geht der 
englische Text vor. 
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2018 Ausgegeben am 11. Juni 2018 Teil III 

93. Mehrseitiges Übereinkommen zur Umsetzung steuerabkommensbezogener Maßnahmen zur 
Verhinderung der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung 

 (NR: GP XXV RV 1670 AB 1732 S. 190. BR: AB 9848 S. 870.) 

93. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages wird gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG 

genehmigt. 

Mehrseitiges Übereinkommen zur Umsetzung steuerabkommensbezogener Maßnahmen 
zur Verhinderung der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung 
 

[Übereinkommen in deutschsprachiger Übersetzung, siehe Anlagen] 
[Übereinkommen in englischer Sprachfassung, siehe Anlagen] 
[Übereinkommen in französischer Sprachfassung, siehe Anlagen] 
[Vorbehalte und Notifikationen der Republik Österreich in englischer Sprache, siehe Anlagen] 
[Vorbehalte und Notifikationen der Republik Österreich in deutschsprachiger Übersetzung, siehe 

Anlagen] 
 

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete 
Ratifikationsurkunde wurde am 22. September 2017 beim Generalsekretär der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) als Verwahrer des Übereinkommens 
hinterlegt; das Mehrseitige Übereinkommen tritt gemäß seinem Art. 34 Abs. 1 mit 1. Juli 2018 in Kraft. 

Das Mehrseitige Übereinkommen wurde neben Österreich von folgenden Staaten und 
Hoheitsgebieten ratifiziert: Isle of Man1, Jersey1, Polen1 und Slowenien1. 

Kurz 

                                                           
1 Vorbehalte und Notifikationen anderer Vertragsstaaten sowie Einsprüche und Einwendungen zu diesem 
Übereinkommen sind in englischer und französischer Sprache auf der Website der OECD unter 
http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-signatories-and-parties.pdf abrufbar. 

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-signatories-and-parties.pdf


  

GENERIERTER TEXT DES MLI UND DES ABKOMMENS ZWISCHEN DER REPUBLIK 

ÖSTERREICH UND DER REPUBLIK POLEN AUF DEM GEBIETE DER STEUERN VOM 

EINKOMMEN UND VOM VERMÖGEN 

 

Allgemeine haftungsausschließende Erklärung zum generierten Textdokument 

Dieses Dokument stellt den generierten Text für die Anwendung des am 13. Jänner 2014 

unterzeichneten Abkommens zwischen des Republik Österreich und der Republik Polen auf 

dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen (das „Abkommen“) in der 

Fassung des am 4. Februar 2008 unterzeichneten Protokolls (das „Protokoll“) und des von der 

Republik Österreich und von der Republik Polen am 7. Juni 2017 unterzeichneten Mehrseitigen 

Übereinkommens zur Umsetzung steuerabkommensbezogener Maßnahmen zur Verhinderung 

der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung (das „MLI“) dar. 

Dieses Dokument wurde zwischen den zuständigen Behörden der Republik Österreich und der 

Republik Polen abgestimmt und spiegelt das gemeinsame Verständnis über die durch das MLI 

im Abkommen verursachten Veränderungen wider. 

Das Dokument wurde auf der Grundlage der von der Republik Österreich am 22. September 

2017 und von der Republik Polen am 23. Jänner 2018 dem Depositar aus Anlass der 

Hinterlegung der Ratifikationsinstrumente übermittelten Vorbehalte und Notifikationen („MLI-

Positionen“) erstellt. Diese MLI-Positionen sind den im MLI vorgesehenen Modifizierungen 

vorbehalten. Die Modifizierung der MLI-Positionen kann die Wirkung des MLI auf das 

Abkommen verändern.  

Die authentischen Vertragstexte des Abkommens samt Protokoll und des MLI sind vorrangig 

und als einzig maßgebliche Rechtsquellen anzuwenden. 

Die Bestimmungen des MLI, welche in Bezug auf die Bestimmungen des Abkommens 

anwendbar sind, werden in diesem Dokument durchgehend in Form von eingerahmten Feldern 

im Zusammenhang mit den entsprechenden Bestimmungen des Abkommens dargestellt. Die 

eingerahmten Felder, welche die Bestimmungen des MLI enthalten, wurden im Allgemeinen in 

Übereinstimmung mit der Reihenfolge der Bestimmungen des OECD-Musterabkommens auf 

dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen in das Abkommen eingefügt. 

Der Text der Bestimmungen des MLI wurde zur Vereinheitlichung der im MLI verwendeten 

Begriffe mit jenen des Abkommens (zB „unter das Übereinkommen fallendes 

Steuerabkommen“ und „Abkommen“, „Vertragspartei dieses Übereinkommens“ und 

„Vertragsstaaten“) im Interesse des einfacheren Verständnisses der Bestimmungen des MLI 

verändert. Die Veränderungen der Begriffe dienen der leichteren Lesbarkeit des Dokuments und 

zielen nicht auf eine Änderung des Inhalts der Bestimmungen des MLI ab. In ähnlicher Weise 

wurden Teile der Bestimmungen des MLI verändert, die bestehende Bestimmungen des 

Abkommens umschreiben: umschreibende Wortfolgen wurden durch rechtliche Verweise auf 

die bestehenden Abkommensbestimmungen im Interesse der leichteren Lesbarkeit ersetzt. 

In allen Fällen sind Verweise auf die Bestimmungen des Abkommens oder auf das Abkommen 

in dem Sinne zu verstehen, dass sie sich auf das Abkommen in der durch das MLI geänderten 

Fassung beziehen, vorausgesetzt, die Bestimmungen des MLI wurden wirksam. 

Hinweise 

Die authentischen Texte des MLI und des Abkommens sind auf der Webseite des 



  

Bundesministeriums für Finanzen abrufbar (https://www.bmf.gv.at/). 

Die MLI-Positionen der Republik Österreich wurden am 22. September 2017 aus Anlass 

der Ratifikation und jene der Republik Polen am 23. Jänner 2018 aus Anlass der 

Ratifikation an den Depositar übermittelt und sind über die Webseite des Depositars des 

MLI (OECD) abrufbar (http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-signatories-and-

parties.pdf). 

 

 

Haftungsausschließende Erklärung zum Wirksamkeitsbeginn der MLI - Bestimmungen 

Wirksamkeitsbeginn der Bestimmungen des MLI 

Die Bestimmungen des MLI, die auf das Abkommen anzuwenden sind, werden nicht im 

selben Zeitpunkt wie die ursprünglichen Bestimmungen des Abkommens wirksam. Jede 

Bestimmung des MLI kann zu unterschiedlichen Zeitpunkten wirksam werden, abhängig 

von den betroffenen Steuerarten (im Abzugsweg erhobene Steuern oder andere Steuern) 

und von den Wahlmöglichkeiten, welche die Republik Österreich und die Republik Polen in 

ihren MLI-Positionen ausgeübt haben. 

Zeitpunkt der Hinterlegung der Ratifizierungs-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde: 22. 

September 2017 für die Republik Österreich und 23. Jänner 2018 für die Republik Polen. 

Zeitpunkt des Inkrafttretens des MLI: 1. Juli 2018 für die Republik Österreich und für die 

Republik Polen. 

Dieses Dokument enthält durchgehend spezifische Informationen über den Zeitpunkt, an 

dem oder nach dem die Bestimmungen des MLI in Bezug auf das Abkommen Wirksamkeit 

erlangen. 

 

 

  



  

 

ABKOMMEN 

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH 

UND 

DER REPUBLIK POLEN 

ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG AUF DEM GEBIETE DER STEUERN 
VOM EINKOMMEN UND VOM VERMÖGEN SAMT PROTOKOLL 

 

Die Republik Österreich und die Republik Polen,  

[ERSETZT durch Artikel 6 Absatz 1 des MLI] [von dem Wunsche geleitet, ein Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
abzuschließen,] 

 

Der folgende Absatz 1 des Artikels 6 des MLI ersetzt den Text betreffend die Absicht zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung in der Präambel dieses Abkommens:1 

ARTIKEL 6 DES MLI - ZWECK EINES UNTER DAS ÜBEREINKOMMEN FALLENDEN 
STEUERABKOMMENS 

in der Absicht, in Bezug auf die unter dieses Abkommen fallenden Steuern eine Doppelbesteuerung 
zu beseitigen, ohne Möglichkeiten zur Nicht- oder Niedrigbesteuerung durch Steuerverkürzung oder -
umgehung (unter anderem durch missbräuchliche Gestaltungen mit dem Ziel des Erhalts von in diesem 
Abkommen vorgesehenen Erleichterungen zum mittelbaren Nutzen von in Drittstaaten oder -gebieten 
ansässigen Personen) zu schaffen, 
 

haben Folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE PERSONEN 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten 
ansässig sind. 

Artikel 2 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen, die für Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner Gebietskörperschaften erhoben 
werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom 
Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens 

                                                           
1 

Gemäß den Absätzen 1 und 3 des Artikels 35 des MLI ist Artikel 6 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung 

dieses Abkommens durch die Republik Österreich wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Österreich erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die nach dem 1. Jänner 2019 beginnen;  

und, 

gemäß Artikel 35 Absatz 1 des MLI ist Artikel 6 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung dieses Abkommens 

durch die Republik Polen wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Polen erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die nach dem 1. Jänner 2019 beginnen. 

 

 



  

erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder 
unbeweglichen Vermögens, der Lohnsummensteuern sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

(3) Zu den bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören insbesondere 

 a) in Polen: 

 i) die Einkommensteuer, und 

 ii) die Körperschaftsteuer; 

 b) in Österreich: 

 i) die Einkommensteuer; 

 ii) die Körperschaftsteuer; 

 iii) die Grundsteuer; 

 iv) die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben; 

 v) die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstücken. 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im Wesentlichen ähnlicher Art, die nach 
der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben 
werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen 
eingetretenen wesentlichen Änderungen mit. 

Artikel 3 

ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 

 a) bedeutet der Ausdruck “Polen”, im geografischen Sinn verwendet, das Gebiet der Republik 
Polen, einschließlich der Gebiete außerhalb der Küstengewässer, in denen Polen nach dem Recht 
der Republik Polen und in Übereinstimmung mit Völkerrecht Hoheitsrechte über den 
Meeresgrund, den Meeresuntergrund und deren Bodenschätze ausübt; 

 b) bedeutet der Ausdruck “Österreich” die Republik Österreich; 

 c) bedeutet der Ausdruck “ein Vertragsstaat” und “der andere Vertragstaat” je nach dem 
Zusammenhang, Polen oder Österreich; 

 d) umfasst der Ausdruck “Person” natürliche Personen, Gesellschaften und alle anderen 
Personenvereinigungen; 

 e) bedeutet der Ausdruck “Gesellschaft” juristische Personen oder Rechtsträger, die für die 
Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden; 

 f) bedeuten die Ausdrücke “Unternehmen eines Vertragsstaats” und “Unternehmen des anderen 
Vertragsstaats”, je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird; 

 g) bedeutet der Ausdruck “internationaler Verkehr” jede Beförderung mit einem Seeschiff oder 
Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen mit tatsächlicher Geschäftsleitung in einem 
Vertragsstaat betrieben wird, es sei denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschließlich 
zwischen Orten im anderen Vertragsstaat betrieben; 

 h) bedeutet der Ausdruck “zuständige Behörde” 

 i) in Polen: den Finanzminister oder dessen bevollmächtigten Vertreter; 

 ii) in Österreich: den Bundesminister für Finanzen oder dessen bevollmächtigten Vertreter; 

 i) bedeutet der Ausdruck “Staatsangehöriger” 

 i) jede natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaats besitzt; 

 ii) jede juristische Person, Personengesellschaft und andere Personenvereinigung, die nach dem 
in einem Vertragsstaat geltenden Recht errichtet worden ist. 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm im 
Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates über die Steuern zukommt, für die das Abkommen 
gilt, wobei die Bedeutung nach dem in diesem Staat anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer 
Bedeutung hat, die der Ausdruck nach anderem Recht dieses Staates hat. 



  

Artikel 4 

ANSÄSSIGE PERSON 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck “eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person” eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres ständigen 
Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist, 
und umfasst auch diesen Staat und seine Gebietskörperschaften. Der Ausdruck umfasst jedoch nicht eine 
Person, die in diesem Staat nur mit Einkünften aus Quellen in diesem Staat oder mit in diesem Staat 
gelegenem Vermögen steuerpflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt Folgendes: 

 a) Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügt; 
verfügt sie in beiden Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als nur in dem Staat 
ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt 
der Lebensinteressen); 

 b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer 
Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat; 

 c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der Staaten, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 

 d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines der Staaten, so werden sich die 
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die Frage in gegenseitigem Einvernehmen 
zu regeln. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung befindet. 

Artikel 5 

BETRIEBSTÄTTE 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck “Betriebstätte” eine feste 
Geschäftseinrichtung, durch die die Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck “Betriebstätte” umfasst insbesondere: 

 a) einen Ort der Leitung, 

 b) eine Zweigniederlassung, 

 c) eine Geschäftsstelle, 

 d) eine Fabrikationsstätte, 

 e) eine Werkstätte und 

 f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stätte der 
Ausbeutung von Bodenschätzen. 

(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine Betriebstätte, wenn ihre Dauer 

zwölf Monate überschreitet. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als 

Betriebstätten: 

 a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Gütern oder 
Waren des Unternehmens benutzt werden; 

 b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur Lagerung, 
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden; 

 c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem Zweck 
unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden; 

 d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

 e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit 
darstellen; 

 f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, mehrere der 
unter lit. a) bis e) genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, dass die sich daraus 



  

ergebende Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine 
Hilfstätigkeit darstellt. 

(5) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 - für ein 
Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des Unternehmens 
Verträge abzuschließen, und übt sie die Vollmacht dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen 
ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat für alle von der Person für das 
Unternehmen ausgeübten Tätigkeiten eine Betriebstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich 
auf die in Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung 
ausgeübt, diese Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstätte machten. 

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebstätte in einem 
Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen anderen 
unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. 

(7) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft 
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
(entweder durch eine Betriebstätte oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden 
Gesellschaften zur Betriebstätte der anderen. 

Artikel 6 

EINKÜNFTE AUS UNBEWEGLICHEM VERMÖGEN 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unbeweglichem Vermögen 
(einschließlich der Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im anderen 
Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der Ausdruck “unbewegliches Vermögen” hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des 
Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in jedem Fall das Zubehör 
zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, 
die Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an 
unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung 
oder das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe 
und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung 
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines 
Unternehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer selbständigen 
Arbeit dient. 

Artikel 7 

UNTERNEHMENSGEWINNE 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, das Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene 
Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die Gewinne des 
Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstätte 
zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine 
dort gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser 
Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche 
Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und 
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte 
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, 
zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, oder anderswo 
entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne 
durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schließt 
Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung 



  

ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muss jedoch derart sein, dass das Ergebnis mit den Grundsätzen 
dieses Artikels übereinstimmt. 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen wird einer 
Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte zuzurechnenden 
Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass ausreichende Gründe dafür bestehen, 
anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt 
werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht 
berührt. 

(8) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck “Gewinne” umfasst auch Gewinne eines 
Gesellschafters aus seiner Beteiligung an einer Personengesellschaft und einer anderen steuerlich 
gleichbehandelten Personenvereinigung und im Fall Österreichs auch aus der Beteiligung an einer stillen 
Gesellschaft des österreichischen Rechts. 

Artikel 8 

SEESCHIFFFAHRT, BINNENSCHIFFFAHRT UND LUFTFAHRT 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr 
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
des Unternehmens befindet. 

(2) Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, dürfen nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung eines Unternehmens der Seeoder 
Binnenschifffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in dem der 
Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertragsstaat, in dem 
die Person ansässig ist, die das Schiff betreibt. 

(4) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft 
oder einer internationalen Betriebsstelle. 

(5) Im Sinne dieses Artikel umfassen Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen und Luftfahrzeugen 
im internationalen Verkehr auch: 

 a) Gewinne aus der Vercharterung von leeren Seeschiffen oder Luftfahrzeugen; und 

 b) Gewinne aus der Benutzung, der Instandhaltung oder der Vermietung von Containern 
(einschließlich Anhängern und den mit dem Transport von Containern verbundenen 
Ausrüstungen), die für die Beförderung von Gütern oder Waren verwendet werden, 

sofern die Benutzung, die Instandhaltung oder die Vermietung oder Vercharterung gelegentlich neben 
dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr erfolgt. 

Artikel 9 

VERBUNDENE UNTERNEHMEN 

(1) Wenn 

 a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der 
Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt ist oder 

 b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 
Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen Beziehungen an 
vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, die unabhängige 
Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne 
diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses 
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden. 

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates Gewinne 
zugerechnet - und entsprechend besteuert -, mit denen ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats in 
diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die 
das Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt hätte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen 



  

vereinbarten Bedingungen die gleichen gewesen wären, die unabhängige Unternehmen miteinander 
vereinbaren würden, so nimmt der andere Staat eine entsprechende Änderung der dort von diesen 
Gewinnen erhobenen Steuer vor. Bei dieser Änderung sind die übrigen Bestimmungen dieses 
Abkommens zu berücksichtigen; erforderlichenfalls werden die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten einander konsultieren. 

Artikel 10 

DIVIDENDEN 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine im anderen 
Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende 
Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der 
Nutzungsberechtigte der Dividenden eine im anderen Staat ansässige Peron ist, nicht übersteigen: 

 a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der Nutzungsberechtigte eine 
Gesellschaft (jedoch keine Personengesellschaft) ist, die unmittelbar über mindestens 10 vom 
Hundert des Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfügt; 

 b) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen Fällen. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in Bezug auf die Gewinne, aus denen 
die Dividenden gezahlt werden. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck “Dividenden” bedeutet Einkünfte aus Aktien, 
Genussaktien oder Genussscheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen Rechten - ausgenommen 
Forderungen - mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, 
die nach dem Recht des Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus 
Aktien steuerlich gleichgestellt sind. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig 
ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch 
eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, 
tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem 
anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden 
besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt werden 
oder dass die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat 
gelegenen Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für 
nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die 
nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder 
Einkünften bestehen. 

Artikel 11 

ZINSEN 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat ansässige 
Person gezahlt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Zinsen dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht 
dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Zinsen eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Zinsen nicht 
übersteigen. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten regeln im gegenseitigen Einvernehmen wie 
diese Begrenzungsbestimmung durchzuführen ist. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 dürfen die in Absatz 1 genannten Zinsen nur in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem der Empfänger ansässig ist, wenn der Empfänger der Zinsen der 
Nutzungsberechtigte ist und die Zinsen gezahlt werden: 

 a) an die Regierung der Republik Polen oder die Regierung der Republik Österreich; 

 b) für ein Darlehen jeder Art, das von einer öffentlichen Einrichtung zum Zwecke der 
Exportförderung gewährt, besichert oder garantiert wird; 

 c) im Zusammenhang mit dem Verkauf gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher 
Ausrüstungen auf Kredit; 



  

 d) für ein von einer Bank gewährtes Darlehen jeder Art. (4) Der in diesem Artikel verwendete 
Ausdruck “Zinsen” bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder Art, auch wenn die Forderungen 
durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit einer Beteiligung am Gewinn des 
Schuldners ausgestattet sind, und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und aus 
Obligationen einschließlich der damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. 
Zuschläge für verspätete Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 

(5) Die Absätze 1, 2 und 3 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche Tätigkeit 
durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste 
Einrichtung ausübt und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 
anzuwenden. 

(6) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in diesem 
Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem 
Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte oder feste Einrichtung und 
ist die Schuld, für die die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte oder der festen Einrichtung 
eingegangen worden, so gelten die Zinsen als aus dem Vertragsstaat stammend, in dem die Betriebstätte 
oder die feste Einrichtung liegt. 

(7) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an der zu 
Grunde liegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 12 

LIZENZGEBÜHREN 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat 
ansässige Person gezahlt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Lizenzgebühren dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem 
Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Empfänger der Lizenzgebühren der 
Nutzungsberechtigte ist, 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebühren nicht übersteigen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck “Lizenzgebühren” bedeutet Vergütungen jeder Art, 
die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literarischen, 
künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, einschließlich kinematografischer Filme, von Patenten, 
Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren, oder für die Benutzung oder 
das Recht auf Benutzung gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüstungen oder für 
die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine gewerbliche 
Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene 
feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt 
werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(5) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in 
diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob 
er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte oder eine feste 
Einrichtung und ist die Verpflichtung, für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, für Zwecke der 
Betriebstätte oder der festen Einrichtung eingegangen worden und trägt die Betriebstätte oder die feste 
Einrichtung die Lizenzgebühren, so gelten die Lizenzgebühren als aus dem Staat stammend, in dem die 
Betriebstätte oder feste Einrichtung liegt. 

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenzgebühren, gemessen 
an der zu Grunde liegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 



  

Artikel 13 

GEWINNE AUS DER VERÄUSSERUNG VON VERMÖGEN 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung unbeweglichen 
Vermögens im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung von Aktien oder anderen Anteilen an einer Gesellschaft, deren 
Wirtschaftsgüter hauptsächlich, unmittelbar oder mittelbar, aus im anderen Vertragsstaat gelegenem 
unbeweglichen Vermögen oder aus Rechten, die zu diesem unbeweglichen Vermögen gehören, besteht, 
dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen einer 
Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer 
festen Einrichtung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer 
selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung steht, einschließlich derartiger Gewinne, die 
bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder einer 
solchen festen Einrichtung erzielt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(4) Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die im internationalen 
Verkehr betrieben werden, von Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, und von beweglichem 
Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(5) Gewinne aus der Veräußerung des in den vorstehenden Absätzen nicht genannten Vermögens 
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 

(6) Bei einer natürlichen Person, die in einem Vertragsstaat ansässig war und im anderen 
Vertragsstaat ansässig geworden ist, berührt Absatz 5 nicht das Recht des erstgenannten Staates, bei 
Anteilen an Gesellschaften nach seinen innerstaatlichen Rechtsvorschriften bei der Person einen 
Vermögenszuwachs bis zu ihrem Ansässigkeitswechsel zu besteuern. Der Wert der Anteile, den der 
erstgenannte Staat bei der Ermittlung des Veräußerungsgewinns berücksichtigt, stellt im anderen Staat die 
Anschaffungskosten für diese Anteile dar, wenn eine spätere Veräußerung dieser Anteile im anderen 
Staat besteuert wird. 

Artikel 14 

SELBSTÄNDIGE ARBEIT 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus einem freien Beruf oder aus 
sonstiger selbständiger Tätigkeit bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, dass 
der Person im anderen Vertragsstaat für die Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste Einrichtung 
zur Verfügung steht. Steht ihr eine solche feste Einrichtung zur Verfügung, so dürfen die Einkünfte im 
anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden 
können. 

(2) Der Ausdruck “freier Beruf” umfasst insbesondere die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, 
literarische, künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die selbständige Tätigkeit 
der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten, Zahnärzte und Buchsachverständigen. 

Artikel 15 

UNSELBSTÄNDIGE ARBEIT 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18, 19 und 20 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, 
die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort 
ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat 
besteuert werden, wenn 

 a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 183 Tage während des 
betreffenden Steuerjahres aufhält und 

 b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im 
anderen Staat ansässig ist, und 

 c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder einer festen Einrichtung getragen werden, die 
der Arbeitgeber im anderen Staat hat. 



  

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dürfen Vergütungen für 
unselbständige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das im internationalen Verkehr 
betrieben wird, oder an Bord eines Schiffes, das der Binnenschifffahrt dient, ausgeübt wird, in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

Artikel 16 

AUFSICHTSRATS- UND VERWALTUNGSRATSVERGÜTUNGEN 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats 
einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen im anderen Staat besteuert 
werden. 

Artikel 17 

KÜNSTLER UND SPORTLER 

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 dürfen Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker, oder als 
Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft persönlich 
ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so dürfen 
diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Einkünfte eines Künstlers oder Sportlers für eine in einem 
Vertragsstaat ausgeübte Tätigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat zur Gänze oder überwiegend aus 
öffentlichen Mitteln eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten, einer ihrer Gebietskörperschaften, 
einer Regierungseinrichtung oder einer als gemeinnützig anerkannten Organisation finanziert wird. 

Artikel 18 

RUHEGEHÄLTER, RENTEN UND ÄHNLICHE ZAHLUNGEN 

(1) Erhält eine in einem Vertragsstaat ansässige Person Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen oder 
Renten aus dem anderen Vertragsstaat, so dürfen diese Bezüge nur im erstgenannten Staat besteuert 
werden. 

(2) Der Begriff “Rente” bedeutet bestimmte Beträge, die regelmäßig zu festgesetzten Zeitpunkten 
lebenslänglich oder während eines bestimmten oder bestimmbaren Zeitabschnitts auf Grund einer 
Verpflichtung zahlbar sind, die diese Zahlungen als Gegenleistung für in Geld oder Geldeswert bewirkte 
angemessene Leistung vorsieht. 

(3) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person auf Grund einer gesetzlichen 
Unterhaltsverpflichtung aus dem anderen Vertragsstaat bezieht, dürfen im erstgenannten Staat nicht 
besteuert werden, wenn diese Einkünfte nach dem Recht des anderen Vertragsstaats von der Besteuerung 
ausgenommen wären. 

Artikel 19 

ÖFFENTLICHER DIENST 

 (1) a) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter, die von einem 
Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörperschaften an eine natürliche Person für die diesem 
Staat oder der Gebietskörperschaft geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

 b) Diese Gehälter, Löhne und ähnlichen Vergütungen dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat 
besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat geleistet werden und die natürliche Person in 
diesem Staat ansässig ist und 

 i) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder 

 ii) nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig geworden ist, um die Dienste zu leisten. 

 (2) a) Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörperschaften oder aus 
einem von diesem Staat oder der Gebietskörperschaft errichteten Sondervermögen an eine 
natürliche Person für die diesem Staat oder der Gebietskörperschaft geleisteten Dienste gezahlt 
werden, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 



  

 b) Diese Ruhegehälter dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die 
natürliche Person in diesem Staat ansässig ist und ein Staatsangehöriger dieses Staates ist. 

(3) Auf Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, die im 
Zusammenhang mit einer gewerblichen Tätigkeit eines Vertragsstaats oder einer seiner 
Gebietskörperschaften erbracht werden, sind die Artikel 15, 16, 17 oder 18 anzuwenden. 

Artikel 20 

HOCHSCHULLEHRER UND FORSCHER 

Ein Hochschullehrer, Lehrer oder Forscher, der sich vorübergehend in einem Vertragsstaat 
ausschließlich zu dem Zweck aufhält, um an einer Universität, einem College oder an einer anderen 
anerkannten Lehranstalt in diesem Vertragsstaat zu unterrichten oder zu forschen und der im anderen 
Vertragsstaat ansässig ist oder dort unmittelbar vor diesem Aufenthalt ansässig war, ist im erstgenannten 
Staat für einen Zeitraum, der zwei Jahre, gerechnet vom ersten Aufenthalt zu diesem Zweck, nicht 
übersteigt, mit den Vergütungen für diesen Unterricht oder diese Forschung unter der Voraussetzung von 
der Steuer befreit, dass diese Einkünfte im anderen Staat besteuert werden. 

Artikel 21 

STUDENTEN 

(1) Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat 
ausschließlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat ansässig ist 
oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansässig war, für seinen Unterhalt, sein 
Studium oder seine Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten Staat nicht besteuert werden, sofern diese 
Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses Staates stammen. 

(2) Vergütungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der in einem Vertragsstaat ansässig ist 
oder vorher dort ansässig war, für eine Beschäftigung erhält, die er in dem anderen Vertragsstaat 
insgesamt nicht länger als 183 Tage während des betreffenden Steuerjahres ausübt, werden in dem 
anderen Staat nicht besteuert, wenn die Beschäftigung in unmittelbarem Zusammenhang mit seinen im 
erstgenannten Staat ausgeübten Studien oder seiner dort ausgeübten Ausbildung steht. 

Artikel 22 

ANDERE EINKÜNFTE 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht 
behandelt wurden, dürfen ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbeweglichem Vermögen im Sinne des Artikels 
6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger im anderen 
Vertragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige 
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die 
die Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In 
diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

Artikel 23 

VERMÖGEN 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person gehört und im anderen Vertragsstaat liegt, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen 
Vertragsstaat zur Verfügung steht, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im internationalen Verkehr betrieben werden, und Schiffe, die 
der Binnenschifffahrt dienen, sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder 
Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden. 



  

Artikel 24 

METHODEN ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 

(1) In Polen wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 

[ERSETZT durch Artikel 5 Absatz 6 des MLI] 

(a) [Bezieht eine in Polen ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und werden diese 
Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in Österreich besteuert, so nimmt Polen 
vorbehaltlich der lit. b diese Einkünfte oder dieses Vermögen von der Besteuerung aus.] 

 

 Der folgende Absatz 6 des Artikels 5 des MLI ersetzt Artikel 24 Absatz 1 lit. a dieses Abkommens in 
Bezug auf in Polen ansässige Personen:2  

ARTIKEL 5 DES MLI - ANWENDUNG VON METHODEN ZUR BESEITIGUNG DER 
DOPPELBESTEUERUNG (Option C) 

Bezieht eine in Polen ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen, die beziehungsweise das nach 

diesem Abkommen in Österreich besteuert werden können beziehungsweise kann (es sei denn, dass nach 

diesem Abkommen Österreich die Einkünfte nur besteuern darf, weil es sich auch um Einkünfte einer in 

Österreich ansässigen Person handelt), so gewährt Polen: 

i) einen Abzug von der Steuer vom Einkommen dieser ansässigen Person in Höhe der in 

Österreich entrichteten Steuer vom Einkommen;  

ii) einen Abzug von der Steuer vom Vermögen dieser ansässigen Person in Höhe der in 

Österreich entrichteten Steuer vom Vermögen.  

Dieser Abzug darf jedoch den Teil der vor Gewährung des Abzugs berechneten Steuer vom Einkommen 

oder Steuer vom Vermögen nicht übersteigen, der den Einkünften oder dem Vermögen zugerechnet 

werden kann, die beziehungsweise das in Österreich besteuert werden können beziehungsweise kann.  

Sind nach diesem Abkommen Einkünfte oder Vermögen einer in Polen ansässigen Person in Polen von 
der Steuer befreit, so kann Polen die steuerbefreiten Einkünfte beziehungsweise das steuerbefreite 
Vermögen gleichwohl bei der Berechnung der Höhe der Steuer vom übrigen Einkommen oder Vermögen 
dieser ansässigen Person berücksichtigen. 

  (b) Bezieht eine in Polen ansässige Person Einkünfte, die nach den Artikeln 10, 11, 12 oder 
13 in Österreich besteuert werden dürfen, so rechnet Polen auf die vom Einkommen dieser 
Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Österreich gezahlten Steuer entspricht. Der 
anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht 
übersteigen, der auf die aus Österreich bezogenen Einkünfte entfällt. 

(2) In Österreich wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 

 a) [GEÄNDERT durch Artikel 5 Absatz 2 des MLI] [Bezieht eine in Österreich ansässige 
Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach 
diesem Abkommen in Polen besteuert werden, so nimmt Österreich vorbehaltlich der lit. b) und 
c) und des Absatzes 3 diese Einkünfte oder dieses Vermögen von der Besteuerung aus.] 

 

                                                           
2 Gemäß den Absätzen 1 und 3 des Artikels 35 des MLI ist Artikel 5 Absatz 6 des MLI in Bezug auf die Anwendung 

dieses Abkommens durch die Republik Österreich wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Österreich erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die nach dem 1. Jänner 2019 beginnen;  

und, 

gemäß Artikel 35 Absatz 1 des MLI ist Artikel 5 Absatz 6 des MLI in Bezug auf die Anwendung dieses Abkommens 

durch die Republik Polen wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Polen erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die nach dem 1. Jänner 2019 beginnen. 

 



  

Der folgende Absatz 2 des Artikels 5 des MLI ist auf Artikel 24 Absatz 2 lit. a dieses Abkommens in Bezug 
auf in Österreich ansässige Personen anzuwenden:3 

ARTIKEL 5 DES MLI - ANWENDUNG VON METHODEN ZUR BESEITIGUNG DER 
DOPPELBESTEUERUNG (Option A) 

Artikel 24 Absatz 2 lit a dieses Abkommens gilt nicht, wenn Polen die Bestimmungen dieses 

Abkommens so anwendet, dass diese Einkünfte oder dieses Vermögen von der Steuer befreit sind 

beziehungsweise ist oder der Satz, mit dem diese Einkünfte oder dieses Vermögen besteuert werden 

können, begrenzt ist. In letzterem Fall gewährt Österreich von der Steuer vom Einkommen oder 

Vermögen dieser ansässigen Person einen Abzug in Höhe der in Polen entrichteten Steuer. Dieser Abzug 

darf jedoch den Teil der vor Gewährung des Abzugs berechneten Steuer nicht übersteigen, der den 

Einkünften oder Vermögenswerten zugerechnet werden kann, die in Polen besteuert werden dürfen.  

 

 b) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte, die nach Artikeln 10, 11 und 12 und nach 
Artikel 13 Absatz 2 in Polen besteuert werden dürfen, so rechnet Österreich auf die vom 
Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Polen gezahlten Steuer 
entspricht. Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten 
Steuer nicht übersteigen, der auf die aus Polen bezogenen Einkünfte entfällt. 

 c) Dividenden im Sinne des Artikels 10 Absatz 2 lit. a), die von einer in Polen ansässigen 
Gesellschaft an eine in Österreich ansässige Gesellschaft gezahlt werden, sind, vorbehaltlich der 
entsprechenden Bestimmungen des innerstaatlichen österreichischen Rechts, aber ungeachtet 
allfälliger nach diesem Recht abweichender Mindestbeteiligungserfordernisse, in Österreich von 
der Besteuerung ausgenommen. 

(3) Einkünfte oder Vermögen einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die nach dem 
Abkommen von der Besteuerung in diesem Staat auszunehmen sind, dürfen gleichwohl in diesem Staat 
bei der Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen oder Vermögen der Person einbezogen werden. 

Artikel 25 

GLEICHBEHANDLUNG 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder 
damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die 
Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen 
Staates unter gleichen Verhältnissen, insbesondere hinsichtlich der Ansässigkeit, unterworfen sind oder 
unterworfen werden können. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für Personen, die in 
keinem Vertragsstaat ansässig sind. 

(2) Staatenlose, die in einem Vertragsstaat ansässig sind, dürfen in keinem Vertragsstaat einer 
Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder 
belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen 
Staatsangehörige des betreffenden Staates unter gleichen Verhältnissen, insbesondere hinsichtlich der 
Ansässigkeit, unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

                                                           
3 Gemäß den Absätzen 1 und 3 des Artikels 35 des MLI ist Artikel 5 Absatz 2 des MLI in Bezug auf die Anwendung 

dieses Abkommens durch die Republik Österreich wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Österreich erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die nach dem 1. Jänner 2019 beginnen;  

und, 

gemäß Artikel 35 Absatz 1 des MLI ist Artikel 5 Absatz 2 des MLI in Bezug auf die Anwendung dieses Abkommens 

durch die Republik Polen wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Polen erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die nach dem 1. Jänner 2019 beginnen. 

 
 



  

(3) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen 
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von Unternehmen des 
anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als 
verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -
vergünstigungen und -ermäßigungen auf Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu 
gewähren, die er seinen ansässigen Personen gewährt. 

(4) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 7 oder Artikel 12 Absatz 6 anzuwenden ist, 
sind Zinsen, Lizenzgebühren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses 
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansässige 
Person zum Abzug zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des 
steuerpflichtigen Vermögens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Schulden 
gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässigen Person zum Abzug zuzulassen. 

(5) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar 
einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer 
Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(6) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern jeder Art und Bezeichnung. 

Artikel 26 

VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN 

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider 
Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen nicht 
entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen 
Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern 
ihr Fall von Artikel 25 Absatz 1 erfasst wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, 
dessen Staatsangehöriger sie ist. Der Fall muss innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der 
Maßnahme unterbreitet werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, 
eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch Verständigung mit 
der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, dass eine dem Abkommen nicht 
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des 
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzuführen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten oder 
Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem 
Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung 
in Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer Einigung im 
Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren, gegebenenfalls auch durch eine aus 
ihnen oder ihren Vertretern bestehende gemeinsame Kommission. 

Artikel 27 

INFORMATIONSAUSTAUSCH 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur 
Durchführung dieses Abkommens oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten betreffend 
Steuern jeder Art und Bezeichnung, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörperschaften 
erhoben werden, erforderlich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung nicht dem 
Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch die Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. 
Alle Informationen, die ein Vertragsstaat erhalten hat, sind ebenso geheim zu halten wie die auf Grund 
des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dürfen nur den Personen oder 
Behörden (einschließlich der Gerichte und der Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die 
mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung oder mit der Entscheidung 
von Rechtsmitteln hinsichtlich der unter das Abkommen fallenden Steuern befasst sind. Diese Personen 



  

oder Behörden dürfen die Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informationen 
in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offen legen. 

(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat, 

 a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses 
oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

 b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen Verwaltungsverfahren dieses 
oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden können; 

 c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 
Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung dem Ordre public widerspräche. 

Artikel 28 

MITGLIEDER DIPLOMATISCHER MISSIONEN UND KONSULARISCHER 
VERTRETUNGEN 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern diplomatischer 
Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf 
Grund besonderer Übereinkünfte zustehen. 

(2) Soweit Einkünfte oder Vermögen im Empfangsstaat wegen der den Mitgliedern diplomatischer 
Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf 
Grund besonderer zwischenstaatlicher Übereinkünfte zustehenden steuerlichen Vorrechte nicht besteuert 
werden, steht das Besteuerungsrecht dem Entsendestaat zu. 

(3) Ungeachtet des Artikels 4 gilt eine natürliche Person, die Mitglied einer diplomatischen Mission 
oder einer konsularischen Vertretung eines Vertragsstaats ist, die im anderen Vertragsstaat oder in einem 
dritten Staat gelegen ist, für die Zwecke dieses Abkommens als im Entsendestaat ansässig, wenn sie 

 a) nach dem Völkerrecht im Empfangsstaat mit Einkünften aus Quellen außerhalb dieses Staates 
oder mit außerhalb dieses Staates gelegenem Vermögen nicht steuerpflichtig ist und 

 b) im Entsendestaat den gleichen Verpflichtungen bezüglich der Steuer von ihrem gesamten 
Einkommen oder vom Vermögen unterworfen ist wie die in diesem Staat ansässige Personen. 

 

Der folgende Absatz 1 des Artikels 7 des MLI ist anzuwenden und geht den Bestimmungen dieses 
Abkommens vor:4 

ARTIKEL 7 DES MLI – VERHINDERUNG VON ABKOMMENSMISSBRAUCH 

(Principal Purposes Test) 

                                                           
4 Gemäß den Absätzen 1 und 3 des Artikels 35 des MLI ist Artikel 7 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung 

dieses Abkommens durch die Republik Österreich wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Österreich erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die nach dem 1. Jänner 2019 beginnen; 

und, 

gemäß Artikel 35 Absatz 1 des MLI ist Artikel 7 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung dieses Abkommens 

durch die Republik Polen wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Polen erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die nach dem 1. Jänner 2019 beginnen. 

 



  

Ungeachtet der Bestimmungen dieses Abkommens wird eine Vergünstigung nach diesem Abkommen 
nicht für bestimmte Einkünfte oder Vermögenswerte gewährt, wenn unter Berücksichtigung aller 
maßgeblichen Tatsachen und Umstände die Feststellung gerechtfertigt ist, dass der Erhalt dieser 
Vergünstigung einer der Hauptzwecke einer Gestaltung oder Transaktion war, die unmittelbar oder 
mittelbar zu dieser Vergünstigung geführt hat, es sei denn, es wird nachgewiesen, dass die Gewährung 
dieser Vergünstigung unter diesen Umständen mit dem Ziel und Zweck der einschlägigen Bestimmungen 
dieses Abkommens im Einklang steht. 

Artikel 29 

IN-KRAFT-TRETEN 

(1) Die Vertragsstaaten teilen einander mit, dass die verfassungsrechtlichen Erfordernisse für das In-
Kraft-Treten dieses Abkommens erfüllt sind. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der dem Monat folgt, in dem 
die spätere der in Absatz 1 genannten Mitteilungen erfolgt ist und seine Bestimmungen finden 
Anwendung: 

 a) hinsichtlich der an der Quelle erhobenen Steuern für Einkünfte, die am oder nach dem ersten 
Jänner des Kalenderjahres bezogen werden, das dem Jahr des In-Kraft-Tretens folgt; 

 b) für alle übrigen Steuern vom Einkommen und vom Vermögen für Steuern, die für Steuerjahre 
erhoben werden, die am oder nach dem ersten Jänner des Kalenderjahres beginnen, das dem Jahr 
des In-Kraft-Tretens folgt. 

(3) Die Anwendung der Bestimmungen des am 2. Oktober 1974 in Warschau unterzeichneten 
Abkommens zwischen der Volksrepublik Polen und der Republik Österreich zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen endet mit dem 
Tag, der jenem Tag vorangeht, an dem dieses Abkommen anwendbar wird. 

Artikel 30 

KÜNDIGUNG 

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem Vertragsstaat gekündigt wird. Jeder 
Vertragsstaat kann das Abkommen spätestens sechs Monate vor dem Ende eines jeden Kalenderjahres 
nach Ablauf von fünf Jahren nach seinem In-Kraft-Treten schriftlich auf diplomatischem Weg kündigen. 
In diesem Fall findet das Abkommen nicht mehr Anwendung: 

 a) in Bezug auf die an der Quelle einbehaltenen Steuern für Einkünfte, die am oder nach dem ersten 
Jänner des Jahres bezogen werden, das dem Jahr der Kündigung folgt; 

 b) in Bezug auf alle übrigen Steuern vom Einkommen und vom Vermögen für Steuern, die für 
Steuerjahre erhoben werden, die am oder nach dem ersten Jänner des Kalenderjahres beginnen, 
das dem Jahr der Kündigung folgt. 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden Vertragsstaaten 
dieses Abkommen unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Wien, am 13. Jänner 2004, in zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher, 
polnischer und englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist. Im Zweifel geht der 
englische Text vor. 

PROTOKOLL 

Im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der 
Republik Polen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen sind die Gefertigten übereingekommen, dass die folgenden Bestimmungen einen 
integrierenden Bestandteil des Abkommens bilden: 
 

I. Zur Auslegung des Abkommens 
 

Es gilt als vereinbart, dass den Abkommensbestimmungen, die nach den entsprechenden 
Bestimmungen des OECD-Musterabkommens auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und von 
Vermögen abgefasst sind, allgemein dieselbe Bedeutung zukommt, die im OECDKommentar dazu 
dargelegt wird. Die Vereinbarung im vorstehenden Satz gilt nicht hinsichtlich der nachstehenden Punkte: 

 a) alle Vorbehalte oder Bemerkungen der beiden Vertragsstaaten zum OECD-Muster oder dessen 
Kommentar; 



  

 b) alle gegenteiligen Auslegungen, die einer der beiden Vertragsstaaten in einer öffentlichen 
Erklärung vornimmt, die der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats vor In-Kraft-Treten 
des Abkommens übermittelt worden sind; 

 c) alle gegenteiligen Auslegungen, auf die sich die zuständigen Behörden nach In-Kraft-Treten des 
Abkommens geeinigt haben. 

Der Kommentar - der von Zeit zu Zeit überarbeitet werden kann - stellt eine Auslegungshilfe im 
Sinne des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge vom 23. Mai 1969 dar. 

 

II. Zu Artikel 5 
 

Sofern eine in einem Vertragsstaat ansässige Person im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieses 
Abkommens im anderen Vertragsstaat eine Bauausführung oder Montage unterhält und dieses Vorhaben 
über diesen Zeitpunkt hinaus fortgesetzt wird, so wird der Zwölfmonatszeitraum von dem oben genannten 
Zeitpunkt an gerechnet; diese Begünstigung darf jedoch in keinem Fall vierundzwanzig Monate, 
gerechnet von dem Zeitpunkt, an dem die Bauausführung oder Montage begonnen worden ist, 
überschreiten. 
 

III. Zu Artikel 11 
 

(1) Es gilt als vereinbart, dass 

 a) im Falle Polens die Korporacja Ubezpiecze? Kredytów Exportowych und 

 b) im Falle Österreichs die Oesterreichische Kontrollbank AG 

als öffentliche Einrichtung im Sinne von Artikel 11 Absatz 3 lit. b) zu behandeln ist. 

(2) Absatz 3 lit. c) und d) finden keine Anwendung, wenn eine Forderung vorwiegend zur Erlangung 
der Vorteile dieser Unterabsätze und nicht aus wirtschaftlich angemessenen Gründen begründet oder 
abgetreten wurde sowie im Zusammenhang mit Unterkapitalisierung. 
 

IV. Zu Artikel 19 
 

Es gilt als vereinbart, dass Artikel 19 Absatz 1 auch für Vergütungen gilt, die 

 a) an die Mitglieder des Polnischen Instituts in Wien und der Wiener Niederlassung der Polnischen 
Akademie der Wissenschaften und 

 b) an den österreichischen Handelsdelegierten in Warschau und die Mitglieder dieser 
österreichischen Außenhandelsstelle und an die Mitglieder des Österreichischen Kulturforums in 
Warschau 

gezahlt werden. 
 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden Vertragsstaaten 
dieses Protokoll unterzeichnet. 
 

GESCHEHEN zu Wien, am 13. Jänner 2004, in zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher, 
polnischer und englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist. Im Zweifel geht der 
englische Text vor. 

 

Mag. Karl-Heinz Grasser     Dr. Andrzej Raczko 

FÜR DIE REGIERUNG DER     FÜR DIE REGIERUNG DER 

REPUBLIK ÖSTERREICH     REPUBLIK POLEN 
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SYNTHESISED TEXT OF THE MLI AND THE

AGREEMENT BETWEEN

THE REPUBLIC OF AUSTRIA AND

THE REPUBLIC OF POLAND

FOR THE AVOIDANCE OF DOUBLE TAXATION

WITH RESPECT TO TAXES ON INCOME AND ON CAPITAL

General disclaimer on the Synthesised text document

This document presents the synthesised text for the application of the Agreement between the

Republic of Austria and the Republic of Poland for the avoidance of double taxation with

respect to taxes on income and on capital signed on 13 January 2004 (the “Agreement”), as

amended by the Protocol signed on 4 February 2008 (the “Amending Protocol”), as modified

by the Multilateral Agreement to Implement Tax Treaty Related Measures to Prevent Base

Erosion and Profit Shifting signed by the Republic of Austria on 7th of June 2017 and by the

Republic of Poland on 7th of June 2017 (the “MLI”).

The document was prepared on the basis of the MLI position of the Republic of Austria

submitted to the Depositary upon the deposit of the ratification instrument on 22 September

2017 and of the MLI position of the Republic of Poland submitted to the Depositary upon the

deposit of the ratification instrument on 23 January 2018. These MLI positions are subject to

modifications as provided in the MLI. Modifications made to MLI positions could modify

the effects of the MLI on the Convention.

The authentic legal texts of the Agreement and the Amending Protocol as well as the MLI

take precedence and remain the legal texts applicable.

The provisions of the MLI that are applicable with respect to the provisions of the Agreement

are included in boxes throughout the text of this document in the context of the relevant

provisions of the Agreement. The boxes containing the provisions of the MLI have generally

been inserted in accordance with the ordering of the provisions of the OECD Model Tax

Agreement.

Changes to the text of the provisions of the MLI have been made to conform the terminology

used in the MLI to the terminology used in the Agreement (such as “Covered Tax

Agreement” and “Agreement”, “Contracting Jurisdictions” and “Contracting States”), to ease

the comprehension of the provisions of the MLI. The changes in terminology are intended to

increase the readability of the document and are not intended to change the substance of the

provisions of the MLI. Similarly, changes have been made to parts of provisions of the

MLI that describe existing provisions of the Agreement: descriptive language has been

replaced by legal references of the existing provisions to ease the readability.

In all cases, references made to the provisions of the Convention or to the Convention

must be understood as referring to the Convention as modified by the provisions of the

MLI, provided such provisions of the MLI have taken effect.

References

The authentic legal texts of the MLI and the Agreement can be found on the webpage of the

Federal Ministry of Finance, https://english.bmf.gv.at/taxation/The-Austrian-Tax-Treaty-
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Network.html.

The MLI position of the Republic of Austria submitted to the Depositary upon the deposit of

the ratification instrument on 22 September 2017 and of the MLI position of the Republic of

Poland submitted to the Depositary upon the deposit of the ratification instrument on 23

January 2018 can be found on the MLI Depositary (OECD) webpage

(http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-signatories-and-parties.pdf).

Disclaimer on the entry into effect of the provisions of the MLI

Entry into Effect of the MLI Provisions

The provisions of the MLI applicable to the Agreement do not take effect on the same dates as

the original provisions of the Agreement. Each of provisions of the MLI could take effect on

different dates, depending on the types of taxes involved (taxes withheld at source or other

taxes levied) and on the choices made by the Republic of Austria and the Republic of Poland in

their MLI positions.

Dates of the deposit of instruments of ratification, acceptance or approval: 22 September

2017 for the Republic of Austria and 23 January 2018 for the Republic of Poland.

Entry into force of the MLI: 1 July 2018 for the Republic of Austria and for the Republic of

Poland.

This document provides specific information on the dates on or after which each of the

provisions of the MLI has effect with respect to the Agreement throughout this document.

file:///\\bmf.local\shares\UserData03$\jirouse\Daten\WW10\MLI_konsolidierteFassungen\on%20the%20MLI%20Depositary%20(OECD)%20webpage%20(http:\www.oecd.org\tax\treaties\beps-mli-signatories-and-parties.pdf).
file:///\\bmf.local\shares\UserData03$\jirouse\Daten\WW10\MLI_konsolidierteFassungen\on%20the%20MLI%20Depositary%20(OECD)%20webpage%20(http:\www.oecd.org\tax\treaties\beps-mli-signatories-and-parties.pdf).
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AGREEMENT

BETWEEN

THE REPUBLIC OF AUSTRIA

AND

THE REPUBLIC OF POLAND

FOR THE AVOIDANCE OF DOUBLE TAXATION

WITH RESPECT TO TAXES ON INCOME AND ON CAPITAL

The Republic of Austria and the Republic of Poland,

[REPLACED by paragraph 1 of Article 6 of the MLI][desiring to conclude an

Agreement for the avoidance of double taxation with respect to taxes on income and on

capital, ]

have agreed as follows:

1 In accordance with paragraphs 1 and 3 of Article 35 of the MLI, paragraph 1 of Article 6 of the MLI has effect with respect to the application of

this Agreement by the Republic of Austria:

a) with respect to taxes withheld at source on amounts paid or credited to non-residents, where the event giving rise to

such taxes occurs on or after 1 January 2019; and

b) with respect to all other taxes levied by the Republic of Austria, for taxes levied with respect to taxable periods

beginning on or after 1 January 2019;

and,

In accordance with paragraph 1 of Article 35 of the MLI, paragraph 1 of Article 6 of the MLI has effect with respect to the application of this

Agreement by the Republic of Poland:

a) with respect to taxes withheld at source on amounts paid or credited to non-residents, where the event giving rise to

such taxes occurs on or after 1 January 2019; and

b) with respect to all other taxes levied by the Republic of Poland, for taxes levied with respect to taxable periods

beginning on or after 1 January 2019.

The following paragraph 1 of Article 6 of the MLI replaces the text referring to an intent to
eliminate double taxation in the preamble of this Agreement:1

ARTICLE 6 OF THE MLI – PURPOSE OF A COVERED TAX AGREEMENT

Intending to eliminate double taxation with respect to the taxes covered by this Agreement

without creating opportunities for non-taxation or reduced taxation through tax evasion or

avoidance (including through treaty-shopping arrangements aimed at obtaining reliefs provided

in this Agreement for the indirect benefit of residents of third jurisdictions),
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Article 1

PERSONS COVERED

This Agreement shall apply to persons who are residents of one or both of the Contracting

States.

Article 2

TAXES COVERED

(1) This Agreement shall apply to taxes on income and on capital imposed on behalf of a

Contracting State or of its political subdivisions or local authorities, irrespective of the

manner in which they are levied.

(2) There shall be regarded as taxes on income and on capital all taxes imposed on total

income, on total capital, or on elements of income or of capital, including taxes on gains

from the alienation of movable or immovable property, taxes on the total amounts of wages

or salaries paid by enterprises, as well as taxes on capital appreciation.

(3) The existing taxes to which the Agreement shall apply are in particular:

a) in Poland:

1. the personal income tax, and

2. the corporate income tax;

b) in Austria:

1. the income tax;

2. the corporation tax;

3. the land tax;

4. the tax on agricultural and forestry enterprises;

5. the tax on the value of vacant plots.
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(4) The Agreement shall apply also to any identical or substantially similar taxes

which are imposed after the date of signature of the Agreement in addition to, or in place of,

the existing taxes. The competent authorities of the Contracting States shall notify each other

of any substantial changes that have been made in their respective taxation laws.

Article 3

GENERAL DEFINITIONS

(1) For the purposes of this Agreement, unless the context otherwise requires:

a) The term "Poland" when used in a geographical sense means the territory of the

Republic of Poland, including any area beyond its territorial waters, within which

under the laws of the Republic of Poland and in accordance with international

laws Poland exercises its sovereign rights over the sea-bed, its subsoil and their

natural resources;

b) the term" Austria" means the Republic of Austria;

c) the terms "a Contracting State" and "the other Contracting State" mean Poland or

Austria, as the context requires;

d) the term "person" includes an individual, a company and any other body of

persons;

e) the term "company" means any body corporate or any entity which is treated as a

body corporate for tax purposes;

f) the terms "enterprise of a Contracting State" and "enterprise of the other

Contracting State" mean respectively an enterprise carried on by a resident of a

Contracting State and an enterprise carried on by a resident of the other

Contracting State;
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g) the term "international traffic" means any transport by a ship or aircraft operated

by an enterprise which has its place of effective management in a Contracting

State, except when the ship or aircraft is operated solely between places in the

other Contracting State;

h) the term "competent authority" means:

i) in Poland: the Minister of Finance or his authorised representative;

ii) in Austria: the Federal Minister of Finance or his authorised

representative;

i) the term "national" means:

i) any individual possessing the nationality of a Contracting State;

ii) any legal person, partnership or association deriving its status as such from

the laws in force in a Contracting State.

(2) As regards the application of the Agreement at any time by a Contracting State, any

term not defined therein shall, unless the context otherwise requires, have the meaning that it

has at that time under the law of that State for the purposes of the taxes to which the

Agreement applies, any meaning under the applicable tax laws of that State prevailing over a

meaning given to the term under other laws of that State.



5

Article 4

RESIDENT

(1) For the purposes of this Agreement, the term "resident of a Contracting State" means

any person who, under the laws of that State, is liable to tax therein by reason of his

domicile, residence, place of management or any other criterion of a similar nature, and also

includes that State and any political subdivision or local authority  thereof.  This term,

however, does not include any person who is liable to tax in that State in respect only of

income from sources in that State or capital situated therein.

(2) Where by reason of the provisions of paragraph 1 an individual is a resident of both

Contracting States, then his status shall be determined as follows:

a) he shall be deemed to be a resident only of the State in which he has a

permanent home available to him; if he has a permanent home available to him

in both States, he shall be deemed to be a resident only of the State with which

his personal and economic relations are closer (centre of vital interests);

b) if the State in which he has his centre of vital interests cannot be determined, or

if he has not a permanent home available to him in either State, he shall be

deemed to be a resident only of the State in which he has an habitual abode;

c) if he has an habitual abode in both States or in neither of them, he shall be

deemed to be a resident only of the State of which he is a national;

d) if he is a national of both States or of neither of them, the competent authorities

of the Contracting States shall endeavour to settle the question by mutual

agreement.

(3) Where by reason of the provisions of paragraph 1 a person other than an individual is

a resident of both Contracting States, then it shall be deemed to be a resident only of the

State in which its place of effective management is situated.
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Article 5

PERMANENT ESTABLISHMENT

(1) For the purposes of this Agreement, the term "permanent establishment" means a

fixed place of business through which the business of an enterprise is wholly or partly

carried on.

(2) The term "permanent establishment" includes especially:

a) a place of management;

b) a branch;

c) an office;

d) a factory;

e) a workshop, and

f)a mine, an oil or gas well, a quarry or any other place of extraction of natural

resources.

(3) A building site or construction or installation project constitutes a permanent

establishment only if it lasts more than twelve months.

(4) Notwithstanding the preceding provisions of this Article, the term "permanent

establishment" shall be deemed not to include:

a) the use of facilities solely for the purpose of storage, display or delivery of goods or

merchandise belonging to the enterprise;
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b) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the enterprise

solely for the purpose of storage, display or delivery;

c) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the enterprise

solely for the purpose of processing by another enterprise;

d) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of purchasing

goods or merchandise or of collecting information, for the enterprise;

e) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of carrying on,

for the enterprise, any other activity of a preparatory or auxiliary character;

f) the maintenance of a fixed place of business solely for any combination of activities

mentioned in sub-paragraphs (a) to (e), provided that the overall activity of the

fixed place of business resulting from this combination is of a preparatory or

auxiliary character.

(5) Notwithstanding the provisions of paragraphs 1 and 2, where a person - other than an

agent of an independent status to whom paragraph 6 applies - is acting on behalf of an

enterprise and has, and habitually exercises, in a Contracting State an authority to conclude

contracts in the name of the enterprise, that enterprise shall be deemed to have a permanent

establishment in that State in respect of any activities which that person undertakes for the

enterprise, unless the activities of such person are limited to those mentioned in paragraph 4

which, if exercised through a fixed place of business, would not make this fixed place of

business a permanent establishment under the provisions of that paragraph.

(6) An enterprise shall not be deemed to have a permanent establishment in a

Contracting State merely because it carries on business in that State through a broker,

general commission agent or any other agent of an independent status, provided that such

persons are acting in the ordinary course of their business.

(7) The fact that a company which is a resident of a Contracting State controls or is

controlled by a company which is a resident of the other Contracting State, or which carries
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on business in that other State (whether through a permanent establishment or otherwise),

shall not of itself constitute either company a permanent establishment of the other.

Article 6

INCOME FROM IMMOVABLE PROPERTY

(1) Income derived by a resident of a Contracting State from immovable property

(including income from agriculture or forestry) situated in the other Contracting State may

be taxed in that other State.

(2) The term "immovable property" shall have the meaning which it has under the law of

the Contracting State in which the property in question is situated. The term shall in any case

include property accessory to immovable property, livestock and equipment used in

agriculture and forestry, rights to which the provisions of general law respecting landed

property apply, usufruct of immovable property and rights to variable or fixed payments as

consideration for the working of, or the right to work, mineral deposits, sources and other

natural resources; ships, boats and aircraft shall not be regarded as immovable property.

(3) The provisions of paragraph 1 shall apply to income derived from the direct use,

letting, or use in any other form of immovable property.

(4) The provisions of paragraphs 1 and 3 shall also apply to the income from immovable

property of an enterprise and to income from immovable property used for the performance

of independent personal services.



9

Article 7

BUSINESS PROFITS

(1) The profits of an enterprise of a Contracting State shall be taxable only in that State

unless the enterprise carries on business in the other Contracting State through a permanent

establishment situated therein. If the enterprise carries on business as aforesaid, the profits of

the enterprise may be taxed in the other State but only so much of them as is attributable to

that permanent establishment.

(2) Subject to the provisions of paragraph 3, where an enterprise of a Contracting State

carries on business in the other Contracting State through a permanent establishment situated

therein, there shall in each Contracting State be attributed to that permanent establishment

the profits which it might be expected to make if it were a distinct and separate enterprise

engaged in the same or similar activities under the same or similar conditions and dealing

wholly independently with the enterprise of which it is a permanent establishment.

(3) In determining the profits of a permanent establishment, there shall be allowed as

deductions expenses which are incurred for the purposes of the permanent establishment,

including executive and general administrative expenses so incurred, whether in the State in

which the permanent establishment is situated or elsewhere.

(4) Insofar as it has been customary in a Contracting State to determine the profits to be

attributed to a permanent establishment on the basis of an apportionment of the total profits

of the enterprise to its various parts, nothing in paragraph 2 shall preclude that Contracting

State from determining the profits to be taxed by such an apportionment as may be

customary; the method of apportionment adopted shall, however, be such that the result shall

be in accordance with the principles contained in this Article.

(5) No profits shall be attributed to a permanent establishment by reason of the mere

purchase by that permanent establishment of goods or merchandise for the enterprise.
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(6) For the purposes of the preceding paragraphs, the profits to be attributed to the

permanent establishment shall be determined by the same method year by year unless there

is good and sufficient reason to the contrary.

(7) Where profits include items of income which are dealt with separately in other

Articles of this Agreement, then the provisions of those Articles shall not be affected by the

provisions of this Article.

(8) The term "profits" as used in this Article includes the profits derived by any partner

from his participation in a partnership and in any other body of persons which is treated in

the same way for tax purposes, and in the case of Austria, from a participation in a sleeping

partnership (Stille Gesellschaft) created under Austrian law.

Article 8

SHIPPING, INLAND WATERWAYS TRANSPORT AND AIR TRANSPORT

(1) Profits from the operation of ships or aircraft in international traffic shall be taxable

only in the Contracting State in which the place of effective management of the enterprise is

situated.

(2) Profits from the operation of boats engaged in inland waterways transport shall be

taxable only in the Contracting State in which the place of effective management of the

enterprise is situated.

(3) If the place of effective management of a shipping enterprise or of an inland

waterways transport enterprise is aboard a ship or boat, then it shall be deemed to be situated

in the Contracting State in which the home harbour of the ship or boat is situated, or, if there

is no such home harbour, in the Contracting State of which the operator of the ship or boat is

a resident.
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(4) The provisions of paragraph 1 shall also apply to profits from the participation in a

pool, a joint business or an international operating agency.

(5) For the purpose of this Article, profits from the operation of ships or aircraft in

international traffic include:

a) profits from the rental on a bareboat basis of ships or aircraft; and

b) profits from the use, maintenance or rental of containers (including trailers and related

equipment for the transport of containers) used for the transport of goods or

merchandise,

where such rental or such use, maintenance or rental, as the case may be, is incidental to the

operation of ships or aircraft in international traffic.

Article 9

ASSOCIATED ENTERPRISES

a) Where

a) an enterprise of a Contracting State participates directly or indirectly in the

management, control or capital of an enterprise of the other Contracting State,

or

b) the same persons participate directly or indirectly in the management, control

or capital of an enterprise of a Contracting State and an enterprise of the other

Contracting State,

and in either case conditions are made or imposed between the two enterprises in their

commercial or financial relations which differ from those which would be made between
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independent enterprises, then any profits which would, but for those conditions, have

accrued to one of the enterprises, but, by reason of those conditions, have not so accrued,

may be included in the profits of that enterprise and taxed accordingly.

b) Where a Contracting State includes in the profits of an enterprise of that State - and

taxes accordingly - profits on which an enterprise of the other Contracting State has been

charged to tax in that other State and the profits so included are profits which would have

accrued to the enterprise of the first-mentioned State if the conditions made between the two

enterprises had been those which would have been made between independent enterprises,

then that other State shall make an appropriate adjustment to the amount of the tax charged

therein on those profits. In determining such adjustment, due regard shall be had to the other

provisions of this Agreement and the competent authorities of the Contracting States shall if

necessary consult each other.

Article 10

DIVIDENDS

(1) Dividends paid by a company which is a resident of a Contracting State to a resident

of the other Contracting State may be taxed in that other State.

(2) However, such dividends may also be taxed in the Contracting State of which the

company paying the dividends is a resident and according to the laws of that State, but if the

beneficial owner of the dividends is a resident of the other Contracting State, the tax so

charged shall not exceed:

a) 5 per cent of the gross amount of the dividends if the beneficial owner is a

company (other than a partnership) which holds directly at least 10 per cent of

the capital of the company paying the dividends;

b) 15 per cent of the gross amount of the dividends in all other cases.
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This paragraph shall not affect the taxation of the company in respect of the profits out of

which the dividends are paid.

(3) The term "dividends" as used in this Article means income from shares, "jouissance"

shares or "jouissance" rights, mining shares, founders' shares or other rights, not being

debt-claims, participating in profits, as well as income from other corporate rights which is

subjected to the same taxation treatment as income from shares by the laws of the State of

which the company making the distribution is a resident.

(4) The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of the

dividends, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other

Contracting State of which the company paying the dividends is a resident, through a

permanent establishment situated therein, or performs in that other State independent

personal services from a fixed base situated therein, and the holding in respect of which the

dividends are paid is effectively connected with such permanent establishment or fixed base.

In such case the provisions of Article 7 or Article 14, as the case may be, shall apply.

(5) Where a company which is a resident of a Contracting State derives profits or income

from the other Contracting State, that other State may not impose any tax on the dividends

paid by the company, except insofar as such dividends are paid to a resident of that other

State or insofar as the holding in respect of which the dividends are paid is effectively

connected with a permanent establishment or a fixed base situated in that other State, nor

subject the company's undistributed profits to a tax on the company's undistributed profits,

even if the dividends paid or the undistributed profits consist wholly or partly of profits or

income arising in such other State.



14

Article 11

INTEREST

(1) Interest arising in a Contracting State and paid to a resident of the other Contracting

State may be taxed in that other State.

(2) However, such interest may also be taxed in the Contracting State in which it arises

and according to the laws of that State, but if the beneficial owner of the interest is a resident

of the other Contracting State, the tax so charged shall not exceed 5 per cent of the gross

amount of the interest. The competent authorities of the Contracting States shall by mutual

agreement settle the mode of application of this limitation.

(3) Notwithstanding the provisions of paragraph 2 , any such interest referred to in paragraph

1 shall be taxable only in the Contracting State of which the recipient is a resident, if such

recipient is the beneficial owner of the interest and if such interest is paid:

a) to the Government of the Republic of Poland or to the Government of the Republic of

Austria;

b) on a loan of whatever kind granted, insured or guaranteed by a public institution for

purposes of promoting exports;

c) in  connection  with the sale on  credit of any industrial, commercial or scientific

equipment;

d) on any loan of whatever kind granted by a bank.

(4) The term "interest" as used in this Article means income from debt-claims of every

kind, whether or not secured by mortgage and whether or not carrying a right to participate

in the debtor's profits, and in particular, income from government securities and income from

bonds or debentures, including premiums and prizes attaching to such securities, bonds or

debentures. Penalty charges for late payment shall not be regarded as interest for the purpose

of this Article.

(5) The provisions of paragraphs 1, 2 and 3 shall not apply if the beneficial owner of the

interest, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting
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State in which the interest arises, through a permanent establishment situated therein, or

performs in that other State independent personal services from a fixed base situated therein,

and the debt-claim in respect of which the interest is paid is effectively connected with such

permanent establishment or fixed base. In such case the provisions of Article 7 or Article 14,

as the case may be, shall apply.

(6) Interest shall be deemed to arise in a Contracting State when the payer is a resident of

that State. Where, however, the person paying the interest, whether he is a resident of a

Contracting State or not, has in a Contracting State a permanent establishment or a fixed

base in connection with which the indebtedness on which the interest is paid was incurred,

and such interest is borne by such permanent establishment or fixed base, then such interest

shall be deemed to arise in the State in which the permanent establishment or fixed base is

situated.

(7) Where, by reason of a special relationship between the payer and the beneficial owner

or between both of them and some other person, the amount of the interest, having regard to

the debt-claim for which it is paid, exceeds the amount which would have been agreed upon

by the payer and the beneficial owner in the absence of such relationship, the provisions of

this Article shall apply only to the last-mentioned amount. In such case, the excess part of

the payments shall remain taxable according to the laws of each Contracting State, due

regard being had to the other provisions of this Agreement.

Article 12

ROYALTIES

(1) Royalties arising in a Contracting State and beneficially owned by a resident of the

other Contracting State may be taxed in that other State.

(2) However, the royalties referred to in paragraph 1 may also be taxed in the Contracting

State in which they arise and according to the laws of that State, but if the recipient is the
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beneficial owner of the royalties the tax so charged shall not exceed 5 per cent of the gross

amount of the royalties.

(3) The term "royalties" as used in this Article means payments of any kind received as a

consideration for the use of, or the right to use, any copyright of literary, artistic or scientific

work including cinematograph films, any patent, trade mark, design or model, plan, secret

formula or process, or for the use of, or the right to use any industrial, commercial, or

scientific equipment or for information concerning industrial, commercial or scientific

experience.

(4) The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of the

royalties, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting

State in which the royalties arise, through a permanent establishment situated therein, or

performs in that other State independent personal services from a fixed base situated therein,

and the right or property in respect of which the royalties are paid is effectively connected

with such permanent establishment or fixed base. In such case the provisions of Article 7 or

Article 14, as the case may be, shall apply.

(5) Royalties shall be deemed to arise in a Contracting State when the payer is a resident

of that State. Where, however, the person paying the royalties, whether he is a resident of a

Contracting State or not, has in a Contracting State a permanent establishment or a fixed

base in connection with which the liability to pay the royalties was incurred, and such

royalties are borne by such permanent establishment or fixed base, then such royalties shall

be deemed to arise in the State in which the permanent establishment or fixed base is

situated.

(6) Where, by reason of a special relationship between the payer and the beneficial

owner or between both of them and some other person, the amount of the royalties, having

regard to the use, right or information for which they are paid, exceeds the amount which

would have been agreed upon by the payer and the beneficial owner in the absence of such

relationship, the provisions of this Article shall apply only to the last-mentioned amount. In

such case, the excess part of the payments shall remain taxable according to the laws of each

Contracting State, due regard being had to the other provisions of this Agreement.
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Article 13

CAPITAL GAINS

(1) Gains derived by a resident of a Contracting State from the alienation of immovable

property referred to in Article 6 and situated in the other Contracting State may be taxed in

that other State.

(2) Gains from the alienation of shares or other rights in a company which assets

principally, directly or indirectly, consist of immovable property situated in a Contracting

State or rights pertaining to such immovable property, may be taxed in that State.

(3) Gains from the alienation of movable property forming part of the business property

of a permanent establishment which an enterprise of a Contracting State has in the other

Contracting State or of movable property pertaining to a fixed base available to a resident of

a Contracting State in the other Contracting State for the purpose of performing independent

personal services including such gains from the alienation of such a permanent establishment

(alone or with the whole enterprise) or of such fixed base, may be taxed in that other State.

(4) Gains from the alienation of ships or aircraft operated in international traffic, boats

engaged in inland waterways transport or movable property pertaining to the operation of

such ships, aircraft or boats, shall be taxable only in the Contracting State in which the place

of effective management of the enterprise is situated.

(5) Gains from the alienation of any property other than that referred to in the paragraphs

above, shall be taxable only in the Contracting State of which the alienator is a resident.

(6) In the case of an individual who was a resident of a Contracting State and has become

a resident of the other Contracting State, paragraph 5 shall not affect the right of the first-

mentioned State under its national laws to tax the individual on a capital appreciation up to

the change of residence in respect of shares. The value of shares which was taken into

account by the first-mentioned State in computing the taxable capital appreciation shall be
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treated as cost of acquisition of such shares by the other Contracting State if a subsequent

alienation of such shares entails a capital gain which is taxable in that other State.

Article 14

INDEPENDENT PERSONAL SERVICES

(1) Income derived by a resident of a Contracting State in respect of professional services

or other activities of an independent character shall be taxable only in that State unless he

has a fixed base regularly available to him in the other Contracting State for the purpose of

performing his activities. If he has such a fixed base, the income may be taxed in the other

State but only so much of it as is attributable to that fixed base.

(2) The term "professional services" includes especially independent scientific, literary,

artistic, educational or teaching activities as well as the independent activities of physicians,

lawyers, engineers, architects, dentists and accountants.

Article 15

DEPENDENT PERSONAL SERVICES

(1) Subject to the provisions of Articles 16, 18, 19, and 20, salaries, wages and other

similar remuneration derived by a resident of a Contracting State in respect of an

employment shall be taxable only in that State unless the employment is exercised in the

other Contracting State. If the employment is so exercised, such remuneration as is derived

therefrom may be taxed in that other State.

(2) Notwithstanding the provisions of paragraph 1, remuneration derived by a resident of

a Contracting State in respect of an employment exercised in the other Contracting State

shall be taxable only in the first-mentioned State if:
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a) the recipient is present in the other State for a period or periods not exceeding

in the aggregate 183 days in the fiscal year concerned, and

b) the remuneration is paid by, or on behalf of, an employer who is not a resident

of the other State, and

c) the remuneration is not borne by a permanent establishment or a fixed base

which the employer has in the other State.

(3) Notwithstanding the preceding provisions of this Article, remuneration derived in

respect of an employment exercised aboard a ship or aircraft operated in international traffic,

or aboard a boat engaged in inland waterways transport, may be taxed in the Contracting

State in which the place of effective management of the enterprise is situated.

Article 16

DIRECTORS' FEES

Directors' fees and other similar payments derived by a resident of a Contracting State in

his capacity as a member of the board of directors of a company which is a resident of the

other Contracting State may be taxed in that other State.
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Article 17

ARTISTES AND SPORTSMEN

(1) Notwithstanding the provisions of Articles 7, 14 and 15, income derived by a resident

of a Contracting State as an entertainer, such as a theatre, motion picture, radio or television

artiste, or a musician, or as a sportsman, from his personal activities as such exercised in the

other Contracting State, may be taxed in that other State.

(2) Where income in respect of personal activities exercised by an entertainer or a

sportsman in his capacity as such accrues not to the entertainer or sportsman himself but to

another person, that income may, notwithstanding the provisions of Articles 7, 14 and 15, be

taxed in the Contracting State in which the activities of the entertainer or sportsman are

exercised.

(3) Paragraphs 1 and 2 shall not apply to income accruing from the exercise of activities

by artists or sportsmen in a Contracting State where the visit to that State is financed entirely

or mainly from public funds of one or both of the Contracting States, a political subdivision,

a local authority or a government institution thereof or by an organisation recognised as a

charitable organisation.

Article 18

PENSIONS, ANNUITIES AND SIMILAR PAYMENTS

(1) Pensions and similar payments or annuities received by a resident of a Contracting

State from the other Contracting State shall be taxable only in the first-mentioned State.

(2) The term "annuities" means certain amounts payable periodically at stated times, for

life or for a specified or ascertainable period of time, under an obligation to make the

payments in return for adequate and full consideration in money or money's worth.
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(3) Income derived by a resident of a Contracting State from the other Contracting State

under a legal claim to maintenance may not be taxed in the first-mentioned State if such

income would be exempt from tax according to the laws of the other Contracting State.

Article 19

GOVERNMENT SERVICE

(1) a) Salaries, wages and other similar remuneration, other than a pension, paid by a

Contracting State or a political subdivision or a local authority thereof to an

individual in respect of services rendered to that State or subdivision or

authority shall be taxable only in that State.

b) However, such salaries, wages and other similar remuneration shall be taxable

only in the other Contracting State if the services are rendered in that State and

the individual is a resident of that State who:

i) is a national of that State; or

ii) did not become a resident of that State solely for the purpose of

rendering the services.

(2) a) Any pension paid by, or out of funds created by, a Contracting State or a

political subdivision or a local authority thereof to an individual in respect of

services rendered to that State or subdivision or authority shall be taxable only

in that State.

b) However, such pension shall be taxable only in the other Contracting State if

the individual is a resident of, and a national of, that State.

(3) The provisions of Articles 15, 16, 17, and 18 shall apply to salaries, wages and other

similar remuneration, and to pensions, in respect of services rendered in connection with a

business carried on by a Contracting State or a political subdivision or a local authority

thereof.
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Article 20

PROFESSORS AND RESEARCHERS

A professor, teacher or researcher who makes a temporary visit to a Contracting State

solely for the purpose of teaching or carrying out research at a university, college or other

recognised educational institution in that Contracting State and who is or was immediately

before that visit a resident of the other Contracting State, shall be exempt from tax in the

first-mentioned Contracting State for a period not exceeding two years from the date of his

first visit for that purpose in respect of remuneration for such teaching or research, provided

that he is taxed on such remuneration in the other Contracting State.

Article 21

STUDENTS

(1) Payments which a student or business apprentice who is or was immediately before

visiting a Contracting State a resident of the other Contracting State and who is present in

the first-mentioned State solely for the purpose of his education or training receives for the

purpose of his maintenance, education or training shall not be taxed in that State, provided

that such payments arise from sources outside that State.

(2) Remuneration which a student or business apprentice who is or was formerly a

resident of a Contracting State derives from an employment which he exercises in the other

Contracting State for a period or periods not exceeding in the aggregate 183 days in the

fiscal year concerned shall not be taxed in that other State if the employment is directly

related to his studies or apprenticeship carried out in the first-mentioned State.
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Article 22

OTHER INCOME

(1) Items of income of a resident of a Contracting State, wherever arising, not dealt with

in the foregoing Articles of this Agreement shall be taxable only in that State.

(2) The provisions of paragraph 1 shall not apply to income, other than income from

immovable property as defined in paragraph 2 of Article 6, if the recipient of such income,

being a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting State

through a permanent establishment situated therein, or performs in that other State

independent personal services from a fixed base situated therein, and the right or property in

respect of which the income is paid is effectively connected with such permanent

establishment or fixed base. In such case the provisions of Article 7 or Article 14, as the case

may be, shall apply.

Article 23

CAPITAL

(1) Capital represented by immovable property referred to in Article 6, owned by a

resident of a Contracting State and situated in the other Contracting State, may be taxed in

that other State.

(2) Capital represented by movable property forming part of the business property of a

permanent establishment which an enterprise of a Contracting State has in the other

Contracting State or by movable property pertaining to a fixed base available to a resident of

a Contracting State in the other Contracting State for the purpose of performing independent

personal services, may be taxed in that other State.

(3) Capital represented by ships and aircraft operated in international traffic and by boats

engaged in inland waterways transport, and by movable property pertaining to the operation

of such ships, aircraft and boats, shall be taxable only in the Contracting State in which the

place of effective management of the enterprise is situated.
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(4) All other elements of capital of a resident of a Contracting State shall be taxable only

in that State.

Article 24

METHODS FOR ELIMINATION OF DOUBLE TAXATION

(1) In the case of a resident of Poland, double taxation shall be avoided as follows:

[REPLACED by paragraph 6 of Article 5 of the MLI]

a) [Where a resident of Poland derives income or owns capital which, in accordance

with the provisions of the Agreement is taxed in Austria, Poland shall, subject to the

provisions of sub-paragraph (b) of this paragraph, exempt such income or capital from

tax; ]

The following paragraph 6 of Article 5 of the MLI replaces subparagraph a) of paragraph 1 of
Article 24 of this Agreement with respect to the residents of Poland: 2

ARTICLE 5 OF THE MLI – APPLICATION OF METHODS FOR ELIMINATION OF

DOUBLE TAXATION (Option C)

Where a resident of Poland derives income or owns capital which may be taxed in Austria in

accordance with the provisions of this Agreement (except to the extent that these provisions

allow taxation by Austria solely because the income is also income derived by a resident of

Austria), Poland shall allow:

i) as a deduction from the tax on the income of that resident, an amount equal to the

income tax paid in Austria;

2
In accordance with paragraphs 1 and 3 of Article 35 of the MLI, paragraph 6 of Article 5 of the MLI has effect with respect to the application of

this Agreement by the Republic of Austria:

a) with respect to taxes withheld at source on amounts paid or credited to non-residents, where the event giving rise to

such taxes occurs on or after 1 January 2019; and

b) with respect to all other taxes levied by the Republic of Austria, for taxes levied with respect to taxable periods

beginning on or after 1 January 2019;

and,

In accordance with paragraph 1 of Article 35 of the MLI, paragraph 6 of Article 5 of the MLI has effect with respect to the application of this

Agreement by the Republic of Poland:

a) with respect to taxes withheld at source on amounts paid or credited to non-residents, where the event giving rise to

such taxes occurs on or after 1 January 2019; and

b) with respect to all other taxes levied by the Republic of Poland, for taxes levied with respect to taxable periods
beginning on or after 1 January 2019.
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ii) as a deduction from the tax on the capital of that resident, an amount equal to the

capital tax paid in Austria.

Such deduction shall not, however, exceed that part of the income tax or capital tax, as

computed before the deduction is given, which is attributable to the income or the capital

which may be taxed in Austria.

Where in accordance with any provision of this Agreement income derived or capital owned

by a resident of Poland is exempt from tax in Poland, Poland may nevertheless, in calculating

the amount of tax on the remaining income or capital of such resident, take into account the

exempted income or capital.

b) Where a resident of Poland derives items of income which, in accordance with the

provisions of Articles 10, 11, 12 or 13 of the Agreement, may be taxed in Austria,

Poland shall allow as a deduction from the tax on the income of that resident an

amount equal to the tax paid in Austria. Such deduction shall not, however, exceed

that part of the tax, as computed before the deduction is given, which is attributable

to such items of income derived from Austria.

(2) In the case of a resident of Austria, double taxation shall be avoided as follows:

a) [MODIFIED by paragraph 2 of Article 5 of the MLI] [Where a resident of Austria

derives income or owns capital which, in accordance with the provisions of this

Agreement, may be taxed in Poland, Austria shall, subject to the provisions of sub-

paragraphs b) and c) and paragraph 3, exempt such income or capital from tax.]

The following paragraph 2 of Article 5 of the MLI applies to subparagraph a) of paragraph 2
of Article 24 of this Agreement with respect to the residents of Austria:3

ARTICLE 5 OF THE MLI – APPLICATION OF METHODS FOR ELIMINATION OF

3
In accordance with paragraphs 1 and 3 of Article 35 of the MLI, paragraph 2 of Article 5 of the MLI has effect with respect to the application of

this Agreement by the Republic of Austria:

a) with respect to taxes withheld at source on amounts paid or credited to non-residents, where the event giving rise to

such taxes occurs on or after 1 January 2019; and

b) with respect to all other taxes levied by the Republic of Austria, for taxes levied with respect to taxable periods
beginning on or after 1 January 2019;

and,

In accordance with paragraph 1 of Article 35 of the MLI, paragraph 2 of Article 5 of the MLI has effect with respect to the application of this

Agreement by the Republic of Poland:

a) with respect to taxes withheld at source on amounts paid or credited to non-residents, where the event giving rise to such

taxes occurs on or after 1 January 2019; and

b) with respect to all other taxes levied by the Republic of Poland, for taxes levied with respect to taxable periods beginning
on or after 1 January 2019.
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DOUBLE TAXATION (Option A)

Subparagraph a) of paragraph 2 of Article 24 of the Agreement shall not apply where Poland

applies the provisions of this Agreement to exempt such income or capital from tax or to limit

the rate at which such income or capital may be taxed. In the latter case, Austria shall allow as

a deduction from the tax on the income or capital of that resident an amount equal to the tax

paid in Poland. Such deduction shall not, however, exceed that part of the tax, as computed

before the deduction is given, which is attributable to such items of income or capital which

may be taxed in Poland.

b) Where a resident of Austria derives items of income which, in accordance with the

provisions of Articles 10, 11, 12 and paragraph 2 of Article 13, may be taxed in

Poland, Austria shall allow as a deduction from the tax on the income of that resident an

amount equal to the tax paid in Poland. Such deduction shall not, however, exceed that

part of the tax, as computed before the deduction is given, which is attributable to such

items of income derived from Poland.

c) Dividends in the sense of sub-paragraph a) of paragraph 2 of Article 10 paid by a

company which is a resident of Poland to a company which is a resident of Austria

shall be exempt from tax in Austria, subject to the relevant provisions of the domestic

law of Austria, however, notwithstanding any deviating minimum participation

requirements provided for by that law.

(3) Where in accordance with any provision of the Agreement income derived or capital

owned by a resident of a Contracting State is exempt from tax in that State, such State may

nevertheless, in calculating the amount of tax on the remaining income or capital of such

resident, take into account the exempted income or capital.

Article 25

NON-DISCRIMINATION

(1) Nationals of a Contracting State shall not be subjected in the other Contracting State

to any taxation or any requirement connected therewith, which is other or more burdensome

than the taxation and connected requirements to which nationals of that other State in the

same circumstances, in particular with respect to residence, are or may be subjected. This

provision shall, notwithstanding the provisions of Article 1, also apply to persons who are
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not residents of one or both of the Contracting States.

(2) Stateless persons who are residents of a Contracting State shall not be subjected in

either Contracting State to any taxation or any requirement connected therewith, which is

other or more burdensome than the taxation and connected requirements to which nationals

of the State concerned in the same circumstances, in particular with respect to residence, are

or may be subjected.

(3) The taxation on a permanent establishment which an enterprise of a Contracting State

has in the other Contracting State shall not be less favourably levied in that other State than

the taxation levied on enterprises of that other State carrying on the same activities. This

provision shall not be construed as obliging a Contracting State to grant to residents of the

other Contracting State any personal allowances, reliefs and reductions for taxation purposes

on account of civil status or family responsibilities which it grants to its own residents.

(4) Except where the provisions of paragraph 1 of Article 9, paragraph 7 of Article 11, or

paragraph 6 of Article 12, apply, interest, royalties and other disbursements paid by an

enterprise of a Contracting State to a resident of the other Contracting State shall, for the

purpose of determining the taxable profits of such enterprise, be deductible under the same

conditions as if they had been paid to a resident of the first-mentioned State. Similarly, any

debts of an enterprise of a Contracting State to a resident of the other Contracting State shall,

for the purpose of determining the taxable capital of such enterprise, be deductible under the

same conditions as if they had been contracted to a resident of the first-mentioned State.

(5) Enterprises of a Contracting State, the capital of which is wholly or partly owned or

controlled, directly or indirectly, by one or more residents of the other Contracting State,

shall not be subjected in the first-mentioned State to any taxation or any requirement

connected therewith which is other or more burdensome than the taxation and connected

requirements to which other similar enterprises of the first-mentioned State are or may be

subjected.

(6) The provisions of this Article shall, notwithstanding the provisions of Article 2, apply

to taxes of every kind and description.
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Article 26

MUTUAL AGREEMENT PROCEDURE

(1) Where a person considers that the actions of one or both of the Contracting States

result or will  result for him in taxation not in accordance with  the provisions of this

Agreement, he may, irrespective of the remedies provided by the domestic law of those

States, present his case to the competent authority of the Contracting State of which he is a

resident or, if his case comes under paragraph 1 of Article 25, to that of the Contracting State

of which he is a national. The case must be presented within three years from the first

notification of the action resulting in taxation not in accordance with the provisions of the

Agreement.

(2) The competent authority shall endeavour, if the objection appears to it to be justified

and if it is not itself able to arrive at a satisfactory solution, to resolve the case by mutual

agreement with the competent authority of the other Contracting State, with a view to the

avoidance of taxation which is not in accordance with the Agreement. Any agreement

reached shall be implemented notwithstanding any time limits in the domestic law of the

Contracting States.

(3) The competent authorities of the Contracting States shall endeavour to resolve by

mutual agreement any difficulties or doubts arising as to the interpretation or application of

the Agreement. They may also consult together for the elimination of double taxation in

cases not provided for in the Agreement.

(4) The competent authorities of the Contracting States may communicate with each

other directly, including through a joint commission consisting of themselves or their

representatives, for the purpose of reaching an agreement in the sense of the preceding

paragraphs.
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Article 27

EXCHANGE OF INFORMATION

(1) The competent authorities of the Contracting States shall exchange such information

as is necessary for carrying out the provisions of this Agreement or of the domestic laws

concerning taxes of every kind and description imposed on behalf of the Contracting States,

or of their political subdivisions or local authorities, insofar as the taxation thereunder is not

contrary to the Agreement. The exchange of information is not restricted by Articles 1 and 2.

Any information received by a Contracting State shall be treated as secret in the same

manner as information obtained under the domestic laws of that State and shall be disclosed

only to persons or authorities (including courts and administrative bodies) concerned with

the assessment or collection of, the enforcement or prosecution in respect of, or the

determination of appeals in relation to, the taxes covered by the Agreement. Such persons or

authorities shall use the information only for such purposes. They may disclose the

information in public court proceedings or in judicial decisions.

(2) In no case shall the provisions of paragraph 1 be construed so as to impose on a

Contracting State the obligation:

a) to carry out administrative measures at variance with the laws and

administrative practice of that or of the other Contracting State;

b) to supply information which is not obtainable under the laws or in the normal

course of the administration of that or of the other Contracting State;

c) to supply information which would disclose any trade, business, industrial,

commercial or professional secret or trade process, or information, the

disclosure of which would be contrary to public policy (ordre public).
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Article 28

MEMBERS OF DIPLOMATIC MISSIONS AND CONSULAR POSTS

(1) Nothing in this Agreement shall affect the fiscal privileges of members of diplomatic

missions or consular posts under the general rules of international law or under the

provisions of special agreements.

(2) Insofar as, due to fiscal privileges granted to diplomatic missions and consular posts

under the general rules of international law or under the provisions of special international

agreements, items of income or capital are not subject to tax in the receiving State, the

sending State shall have the right to tax such items of income or capital.

(3) Notwithstanding the provisions of Article 4, an individual who is a member of a

diplomatic mission, a consular post or a permanent mission of a Contracting State which is

situated in the other Contracting State or in a third State shall be deemed for the purposes of

this Agreement to be a resident of the sending State if:

a) in accordance with international law he is not liable to tax in the receiving State in

respect of items of income from sources outside that State, and

b) he is liable in the sending State to the same obligations in relation to tax on his total

income or on capital as are residents of that State.

The following paragraph 1 of Article 7 of the MLI applies and supersedes the provisions of this
Agreement:4

ARTICLE 7 OF THE MLI – PREVENTION OF TREATY ABUSE

(Principal purposes test provision)

Notwithstanding any provisions of this Agreement, a benefit under this Agreement shall not be

4 In accordance with paragraphs 1 and 3 of Article 35 of the MLI, paragraph 1 of Article 7 of the MLI has effect with respect to the application of

this Agreement by the Republic of Austria:

a) with respect to taxes withheld at source on amounts paid or credited to non-residents, where the event giving rise to such

taxes occurs on or after 1 January 2019; and

b) with respect to all other taxes levied by the Republic of Austria, for taxes levied with respect to taxable periods beginning on

or after 1 January 2019;

and,

In accordance with paragraph 1 of Article 35 of the MLI, paragraph 1 of Article 7 of the MLI has effect with respect to the application of this

Agreement by the Republic of Poland:

a) with respect to taxes withheld at source on amounts paid or credited to non-residents, where the event giving rise to such

taxes occurs on or after 1 January 2019; and

b) with respect to all other taxes levied by the Republic of Poland, for taxes levied with respect to taxable periods beginning

on or after 1 January 2019.
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granted in respect of an item of income or capital if it is reasonable to conclude, having regard

to all relevant facts and circumstances, that obtaining that benefit was one of the principal

purposes of any arrangement or transaction that resulted directly or indirectly in that benefit,

unless it is established that granting that benefit in these circumstances would be in accordance

with the object and purpose of the relevant provisions of this Agreement.

Article 29

ENTRY INTO FORCE

(1) The Contracting States shall notify to each other that the constitutional requirements

for entry into force of this Agreement have been complied with.

(2) This Agreement shall enter into force on the first day of the third month following the

date of the latter of the notifications referred to in paragraph 1 and its provisions shall apply:

a) in respect of taxes withheld at source to amounts of income derived on or after first

January in the calendar year next following the year in which the Agreement enters

into force;

b) in respect of other taxes on income and taxes on capital to such taxes chargeable for

any taxable year beginning on or after first January in the calendar year next following

the year in which the Agreement enters into force.

(3) The provisions of the Agreement between the Polish People's Republic and the

Republic Austria for the avoidance of double taxation with respect to taxes on income and

on capital signed in Warsaw, on October 2, 1974, shall cease to be effective on the date

preceding the day on which the present Agreement shall become applicable.

Article 30

TERMINATION

This Agreement shall remain in force until terminated by a Contracting State. Either

Contracting State may terminate the Agreement, through diplomatic channels, by giving

written notice of termination at least six months before the end of any calendar year the year

following after the period of five years from the date on which the Agreement enters into
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force. In such event, the Agreement shall cease to have effect:

a) in respect of the taxes withheld at source to amounts of income derived on or after first

January in the calendar year next following the year in which such notice has been

given;

b) in respect of other taxes on income and taxes on capital to such taxes chargeable for

any taxable year beginning on or after first January in the calendar year next following

the year in which such notice has been given.
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IN WITNESS WHEREOF the Plenipotentiaries of the two Contracting States,

duly authorised thereto, have signed this Agreement.

DONE in duplicate in Vienna on the 13 day of January 2004, in the German,

Polish and English languages, each text being equally authentic. In case of divergence of

interpretation the English text shall prevail.

Mag. Karl-Heinz Grasser Dr. Andrzej Raczko

FOR THE GOVERNMENT

OF THE REPUBLIC OF AUSTRIA

FOR THE GOVERNMENT

OF THE REPUBLIC OF POLAND
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PROTOCOL

At the moment of signing the Agreement between the Republic of Austria and the Republic

of Poland for the Avoidance of Double Taxation with respect to Taxes on Income and on

Capital the undersigned have agreed that the following provisions shall form an integral part

of the Agreement.

I. Re Interpretation of the Convention

It is understood that provisions of the Agreement which are drafted according to the

corresponding provisions of the OECD-Model Convention on Income and on Capital shall

generally be expected to have the same meaning as expressed in the OECD Commentary

thereon. The understanding in the preceding sentence will not apply with respect to the

following:

a) any reservations or observations to the OECD Model or its Commentary by

either Contracting State;

b) any contrary interpretation in a published explanation by one of the Contracting

States that has been provided to the competent authority of the other Contracting

State prior to the entry into force of the Agreement; and

c) any contrary interpretation agreed to by the competent authorities after the entry

into force of the Agreement.

The Commentary - as it may be revised from time to time - constitutes a means of

interpretation in the sense of the Articles on interpretation of the Vienna Convention of 23

May 1969 on the Law of Treaties.

II. Re Article 5

If a resident of a Contracting State had in the other Contracting State a building site or

construction or installation project on the date on which this Agreement became applicable,

and this project continues after the date on which this Agreement became applicable, then

the twelve-month period shall be calculated from the date mentioned here, but this benefit

shall in no case exceed twenty-four months from the date when the building site or

construction or installation project started to exist.



III. Re Article 11

(1) It is understood that

a) on behalf of Poland the Korporacja Ubezpieczeń Kredytów Exportowych, and

b) on behalf of Austria the Oesterreichische Kontrollbank AG

have to be treated as public institutions in the sense of sub-paragraph b) of paragraph 3 of Article

11.

(2) Sub-paragraphs c) and d) of paragraph 3 do not apply in the case of debt-claim created or

assigned mainly for purposes of taking advantage of those subparagraphs and not for bona fide

commercial reasons, as well as in the context of thin capitalisation.

IV. Re Article 19

It is understood that the provisions of paragraph 1 of Article 19 shall likewise apply in respect

of remuneration paid to:

a) to the members of the staff of the Polish Institute in Vienna and of the Vienna Branch

of the Polish Academy of Science, and

b) the Austrian Foreign Trade Commissioner in Warsaw and to the members of the staff of

that Austrian Foreign Trade Commissioner, and to the members of the staff of the

Austrian Cultural Forum in Warsaw.

IN WITNESS WHEREOF the Plenipotentiaries of the two Contracting States, duly authorised

thereto, have signed this Protocol.

DONE in duplicate in Vienna on the 13 day of January 2004 in the German, Polish and English

languages, each text being equally authentic. In case of divergence of interpretation the English text

shall prevail.

Mag. Karl-Heinz Grasser Dr. Andrzej Raczko

FOR THE GOVERNMENT OF FOR THE GOVERNMENT OF

THE REPUBLIC OF AUSTRIA THE REPUBLIC OF POLAND
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161. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages wird genehmigt. 

Protokoll zwischen der Republik Österreich und der Republik Polen zur Abänderung des 
am 13. Jänner 2004 in Wien unterzeichneten Abkommens1 zur Vermeidung der 

Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
 

[Vertragstext in deutscher Sprache siehe Anlagen] 
[Vertragstext in englischer Sprache siehe Anlagen] 
[Vertragstext in polnischer Sprache siehe Anlagen] 

 
Die Mitteilungen gemäß Art. 2 des Protokolls wurden am 2. September bzw. 9. Oktober 2008 

(eingelangt am 10. Oktober 2008) abgegeben; das Protokoll ist daher gemäß derselben Bestimmung am 
10. Oktober 2008 in Kraft getreten. 

Gusenbauer 

                                                 
1 Kundgemacht in BGBl. III Nr. 12/2005. 



 

 
 

 
PROTOKOLL 

 
 

ZWISCHEN 
 

DER REPUBLIK ÖSTERREICH 
 
 

UND 
 
 

DER REPUBLIK POLEN 
 

ZUR ABÄNDERUNG DES AM 13. JÄNNER 2004 IN WIEN UNTERZEICHNETEN 
ABKOMMENS ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER REPUBLIK 

POLEN ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG AUF DEM GEBIETE DER 
STEUERN VOM EINKOMMEN UND VOM VERMÖGEN 

 
 
 
 
 

Die Republik Österreich und die Republik Polen, von dem Wunsch geleitet, ein Protokoll 
zur Abänderung des am 13. Jänner 2004 in Wien unterzeichneten Abkommens1 zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen (im Folgenden „Abkommen“ genannt) abzuschließen,  

 
 
sind wie folgt übereingekommen: 
 

 
 

 
 

                                                           
1 Kundgemacht in BGBl. III Nr. 12/2005. 
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ARTIKEL 1 
 

Artikel 24 Absatz 1 des Abkommens wird aufgehoben und durch folgende Bestimmung 
ersetzt:  
 
"(1)  In Polen wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 
 (a) Bezieht eine in Polen ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und 
 werden diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in Österreich 
 besteuert, so nimmt Polen vorbehaltlich der lit. b diese Einkünfte oder dieses 
 Vermögen von der Besteuerung aus. 
 (b) Bezieht eine in Polen ansässige Person Einkünfte, die nach den Artikeln 10, 11, 
 12 oder 13 in Österreich besteuert werden dürfen, so rechnet Polen auf die vom 
 Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Österreich 
 gezahlten Steuer entspricht. Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der 
 Anrechnung ermittelten Steuer nicht übersteigen, der auf die aus Österreich bezogenen 
 Einkünfte entfällt.“ 
 
 

 
ARTIKEL 2 

 
Die Vertragsstaaten teilen einander auf diplomatischem Weg mit, dass die 
verfassungsrechtlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten dieses Protokolls erfüllt sind. 
Das Protokoll tritt am Tag des Erhalts der späteren der oben genannten Mitteilungen in Kraft, 
und seine Bestimmungen finden in beiden Vertragsstaaten Anwendung: 
 

 
a) hinsichtlich der an der Quelle erhobenen Steuern für Einkünfte, die am oder 
nach dem ersten Jänner des Kalenderjahres bezogen werden, das dem Jahr des In-
Kraft-Tretens folgt;  

  
b) für alle übrigen Steuern vom Einkommen und vom Vermögen für Steuern, die 
für Steuerjahre erhoben werden, die am oder nach dem ersten Jänner des 
Kalenderjahres beginnen, das dem Jahr des In-Kraft-Tretens folgt.  

 
 
ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden 
Vertragsstaaten dieses Protokoll unterzeichnet. 
 
 
GESCHEHEN zu Warschau, am 4. Februar 2008 in zweifacher Ausfertigung, jede in 
deutscher, polnischer und englischer Sprache, wobei alle Texte gleichermaßen authentisch 
sind. Im Zweifel ist der englische Text maßgeblich. 
  
 

Für die Republik  
Österreich 

 
Wilhelm Molterer m.p. 

 Für die Republik  
Polen 

 
Jan Vincent-Rostowski m.p. 

 

BGBl. III - Ausgegeben am 13. November 2008 - Nr. 161 2 von 2

www.ris.bka.gv.at



  

 
 
 
 
 

PROTOCOL 
 
 
 

BETWEEN  
 
 

THE REPUBLIC OF AUSTRIA 
 
 

AND 
 
 

THE REPUBLIC OF POLAND 
 
 
 
 
 

AMENDING THE AGREEMENT BETWEEN THE REPUBLIC OF AUSTRIA AND 
THE REPUBLIC OF POLAND FOR THE AVOIDANCE OF DOUBLE TAXATION 

WITH RESPECT TO TAXES ON INCOME AND ON CAPITAL SIGNED IN VIENNA 
ON 13 JANUARY 2004 

 
 
 
 
 
The Republic of Austria and the Republic of Poland desiring to conclude a Protocol amending 
the Agreement for the avoidance of double taxation with respect to taxes on income and on 
capital, signed in Vienna on the 13th day of January 2004 (hereinafter referred to as “the 
Agreement”), 
 
 
Have agreed as follows: 
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ARTICLE 1 
 

Paragraph 1 of Article 24 of the Agreement shall be deleted and replaced by the following:   
 
 “1.  In the case of a resident of Poland, double taxation shall be avoided as follows: 
  (a) Where a resident of Poland derives income or owns capital which, in 

accordance with the provisions of the Agreement is taxed in Austria, Poland shall, 
subject to the provisions of sub-paragraph (b) of this paragraph, exempt such 
income or capital from tax; 

  (b) Where a resident of Poland derives items of income which, in accordance 
with the provisions of Articles 10, 11, 12 or 13 of the Agreement, may be taxed in 
Austria, Poland shall allow as a deduction from the tax on the income of that 
resident an amount equal to the tax paid in Austria. Such deduction shall not, 
however, exceed that part of the tax, as computed before the deduction is given, 
which is attributable to such items of income derived from Austria.” 

 
 
 

ARTICLE 2 
 
The Contracting States shall notify to each other through diplomatic channels that the 
constitutional requirements for the entry into force of this Protocol have been completed. The 
Protocol shall enter into force on the date of receipt of the latter of the notifications referred to 
above and shall have effect in both Contracting States:  

 
a) in respect of the taxes withheld at source – to amounts of income derived on or 
after the first of January of the calendar year next following the year in which the 
Protocol enters into force;  

  
b) in respect of other taxes on income or taxes on capital, to such taxes chargeable 
for any taxable year beginning on or after the first of January of the calendar year 
next following the year in which the Protocol enters into force. 

 
 
 
In witness whereof, the Plenipotentiaries of the two Contracting States duly authorized 
thereto, have signed this Protocol.  
 
 
Done in duplicate at Warsaw, this day of 4th February 2008 in the German, Polish and 
English languages, all texts being equally authentic. In case of any divergences of 
interpretation, the English text shall prevail. 
 
 
 
For the Republic of Austria       For the Republic of Poland 

  
      Wilhelm Molterer m.p.                                               Jan Vincent-Rostowski m.p. 
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PROTOKÓŁ 
 
 

MIĘDZY 
 
 

REPUBLIKĄ AUSTRII  
 
 

A 
 
 

RZECZĄPOSPOLITĄ POLSKĄ 
 
 
 

O ZMIANIE UMOWY MIĘDZY REPUBLIKĄ AUSTRII A RZECZĄPOSPOLITĄ 
POLSKĄ W SPRAWIE UNIKANIA PODWÓJNEGO OPODATKOWANIA 

W ZAKRESIE PODATKÓW OD DOCHODU I OD MAJĄTKU, PODPISANEJ 
W WIEDNIU DNIA 13 STYCZNIA 2004 r.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Republika Austrii i Rzeczpospolita Polska, powodowane chęcią zawarcia Protokołu 
zmieniającego Umowę w sprawie unikania podwójnego opodatkowania w zakresie podatków 
od dochodu i od majątku, podpisaną w Wiedniu dnia 13 stycznia 2004 r. (zwaną dalej: 
„Umową”), 
 
 
uzgodniły, co następuje: 
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ARTYKUŁ 1 

 
W Artykule 24 ustęp 1 Umowy otrzymuje następujące brzmienie: 

 
„1. W przypadku osoby mającej miejsce zamieszkania lub siedzibę w Polsce, 
podwójnego opodatkowania będzie się unikać w następujący sposób: 
a) jeżeli osoba mająca miejsce zamieszkania lub siedzibę w Polsce osiąga dochód 
lub posiada majątek, który zgodnie z postanowieniami niniejszej Umowy może 
podlegać opodatkowaniu w Austrii, wówczas Polska zwolni taki dochód lub majątek 
od opodatkowania, z uwzględnieniem postanowień litery b) niniejszego ustępu, 
  
b) jeżeli osoba mająca miejsce zamieszkania lub siedzibę w Polsce osiąga części 
dochodu, które zgodnie z postanowieniami artykułów 10, 11, 12 lub 13 niniejszej 
Umowy mogą być opodatkowane w Austrii, wówczas Polska zezwoli na odliczenie od 
podatku od dochodu tej osoby kwoty równej podatkowi od dochodu zapłaconemu w 
Austrii. Jednakże, takie odliczenie nie może przekroczyć tej części podatku, 
obliczonego przed dokonaniem odliczenia, która przypada na dochód lub zyski 
majątkowe uzyskane w Austrii.” 

   
  

ARTYKUŁ 2 
 
Umawiające się Państwa poinformują się wzajemnie drogą dyplomatyczną o spełnieniu 
wymogów konstytucyjnych niezbędnych dla wejścia w życie niniejszego Protokołu. Protokół 
wejdzie w życie z dniem otrzymania późniejszej z notyfikacji, o których mowa wyżej i jego 
postanowienia będą miały zastosowanie w obu Umawiających się Państwach: 
 

a) w odniesieniu do podatków potrącanych u źródła – w stosunku do dochodu 
uzyskanego w dniu 1 stycznia lub po tym dniu w roku kalendarzowym następującym 
bezpośrednio po roku, w którym Protokół wejdzie w życie; 
 
b) w odniesieniu do pozostałych podatków od dochodu oraz podatków od majątku, 
w stosunku do podatków należnych za każdy rok podatkowy rozpoczynający się 
w dniu 1 stycznia lub po tym dniu w roku kalendarzowym następującym bezpośrednio 
po roku, w którym Protokół wejdzie w życie. 

 
Na dowód czego, Pełnomocnicy obu Umawiających się Państw, należycie w tym celu 
upoważnieni, podpisali niniejszy Protokół. 
 
 
Sporządzono w Warszawie dnia 4 lutego 2008 roku, w dwóch egzemplarzach, każdy w 
językach niemieckim, polskim i angielskim, przy czym wszystkie teksty są jednakowo 
autentyczne. W przypadku rozbieżności przy interpretacji rozstrzygający jest tekst angielski. 
 
 
          W imieniu Republiki Austrii   W imieniu Rzeczypospolitej Polskiej 
                Wilhelm Molterer m.p.                                       Jan Vincent-Rostowski m.p.   
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2005  Ausgegeben am 4. Februar 2005  Teil III 

12. Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Polen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen samt Protokoll 

 (NR: GP XXII RV 454 AB 524 S. 66. BR: AB 7076 S. 711.) 

12. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluss des nachstehenden Staatsvertrages samt Protokoll wird genehmigt. 

ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER REPUBLIK 
POLEN ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG AUF DEM GEBIETE 
DER STEUERN VOM EINKOMMEN UND VOM VERMÖGEN SAMT PROTOKOLL 

 

[ deutscher Vertragstext  siehe Anlagen ] 

[ polnischer Vertragstext siehe Anlagen ] 

[ englischer Vertragstext siehe Anlagen ] 
 
Die Mitteilungen gemäß Art. 29 Abs. 1 des Abkommens wurden am 22. Juli 2004 bzw. 18. Jän-

ner 2005 vorgenommen; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 29 Abs. 2 am 1. April 2005 in Kraft. 
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ABKOMMEN  
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH 

UND  
DER REPUBLIK POLEN  

ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 
AUF DEM GEBIETE DER STEUERN VOM EINKOMMEN  

UND VOM VERMÖGEN 
 

 

 

 

 

 Die Republik Österreich und die Republik Polen, von dem Wunsche geleitet, ein 

Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom 

Einkommen und vom Vermögen abzuschließen,  

 

 

 

 

haben Folgendes vereinbart: 
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2 

 
Artikel 1 

 
UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE PERSONEN 

 
 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden 
Vertragsstaaten ansässig sind. 
 
 

Artikel 2 
 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN 
 
 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen, die für Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner 
Gebietskörperschaften erhoben werden. 
 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom 
Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder des 
Vermögens erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung 
beweglichen oder unbeweglichen Vermögens, der Lohnsummensteuern sowie der Steuern 
vom Vermögenszuwachs. 

 
(3) Zu den bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören insbesondere 

 
a) in Polen: 

i) die Einkommensteuer, und 
ii) die Körperschaftsteuer; 

 
b) in Österreich: 

i) die Einkommensteuer; 
ii) die Körperschaftsteuer; 
iii) die Grundsteuer; 
iv) die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben; 
v) die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstücken. 
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3 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im Wesentlichen ähnlicher Art, 
die nach der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an 
deren Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander 
die in ihren Steuergesetzen eingetretenen wesentlichen Änderungen mit. 
 
 

Artikel 3 
 

ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 
 
 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 
 

a) bedeutet der Ausdruck "Polen", im geografischen Sinn verwendet, das Gebiet der 
Republik Polen, einschließlich der Gebiete außerhalb der Küstengewässer, in denen 
Polen nach dem Recht der Republik Polen und in Übereinstimmung mit Völkerrecht 
Hoheitsrechte über den Meeresgrund, den Meeresuntergrund und deren 
Bodenschätze ausübt; 

 
b) bedeutet der Ausdruck "Österreich" die Republik Österreich; 
 
c) bedeutet der Ausdruck "ein Vertragsstaat" und "der andere Vertragstaat" je nach 

dem Zusammenhang, Polen oder Österreich; 
 

d) umfasst der Ausdruck "Person" natürliche Personen, Gesellschaften und alle 
anderen Personenvereinigungen; 

 
e) bedeutet der Ausdruck "Gesellschaft" juristische Personen oder Rechtsträger, die für 

die Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden; 
 

f) bedeuten die Ausdrücke "Unternehmen eines Vertragsstaats" und "Unternehmen des 
anderen Vertragsstaats", je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem 
Vertragsstaat ansässigen Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von 
einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person betrieben wird; 

 
g) bedeutet der Ausdruck "internationaler Verkehr" jede Beförderung mit einem 

Seeschiff oder Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen mit tatsächlicher 
Geschäftsleitung in einem Vertragsstaat betrieben wird, es sei denn, das Seeschiff 
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4 

oder Luftfahrzeug wird ausschließlich zwischen Orten im anderen Vertragsstaat 
betrieben; 

 
h) bedeutet der Ausdruck "zuständige Behörde" 

i) in Polen: den Finanzminister oder dessen bevollmächtigten Vertreter; 
ii) in Österreich: den Bundesminister für Finanzen oder dessen bevollmächtigten 

Vertreter; 
 

i) bedeutet der Ausdruck "Staatsangehöriger" 
i) jede natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaats besitzt; 
ii) jede juristische Person, Personengesellschaft und andere Personenvereinigung, die 

nach dem in einem Vertragsstaat geltenden Recht errichtet worden ist. 
 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der 
Zusammenhang nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die 
Bedeutung, die ihm im Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates über die 
Steuern zukommt, für die das Abkommen gilt, wobei die Bedeutung nach dem in diesem Staat 
anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer Bedeutung hat, die der Ausdruck nach 
anderem Recht dieses Staates hat. 
 
 

Artikel 4 
 

ANSÄSSIGE PERSON 
 
 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck "eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person" eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres 
Wohnsitzes, ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen 
ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist, und umfasst auch diesen Staat und seine 
Gebietskörperschaften. Der Ausdruck umfasst jedoch nicht eine Person, die in diesem Staat 
nur mit Einkünften aus Quellen in diesem Staat oder mit in diesem Staat gelegenem 
Vermögen steuerpflichtig ist. 
 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt 
Folgendes: 
 

a) Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie über eine ständige 
Wohnstätte verfügt; verfügt sie in beiden Staaten über eine ständige Wohnstätte, so 
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5 

gilt sie als nur in dem Staat ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und 
wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebensinteressen); 

 
b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer 

Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der Staaten über eine ständige 
Wohnstätte, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat; 

 
c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der 

Staaten, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 
 

d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines der Staaten, so werden 
sich die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die Frage in 
gegenseitigem Einvernehmen zu regeln. 

 
(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten 

ansässig, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen 
Geschäftsleitung befindet. 
 
 

Artikel 5 
 

BETRIEBSTÄTTE 
 
 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck "Betriebstätte" eine feste 
Geschäftseinrichtung, durch die die Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise 
ausgeübt wird. 
 

(2) Der Ausdruck "Betriebstätte" umfasst insbesondere: 
 

a) einen Ort der Leitung, 
b) eine Zweigniederlassung, 
c) eine Geschäftsstelle, 
d) eine Fabrikationsstätte, 
e) eine Werkstätte und 
f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stätte 

der Ausbeutung von Bodenschätzen. 
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6 

(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine Betriebstätte, wenn ihre Dauer 
zwölf Monate überschreitet. 
 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als 
Betriebstätten: 
 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von 
Gütern oder Waren des Unternehmens benutzt werden; 

 
b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur 

Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden; 
 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder 
verarbeitet zu werden; 

 
d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 

für das Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu 
beschaffen; 

 
e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 

für das Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder 
eine Hilfstätigkeit darstellen; 

 
f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 

mehrere der unter lit. a) bis e) genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, 
dass die sich daraus ergebende Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung 
vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit darstellt. 

 
(5) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 

6 - für ein Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen 
des Unternehmens Verträge abzuschließen, und übt sie die Vollmacht dort gewöhnlich aus, 
so wird das Unternehmen ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in 
diesem Staat für alle von der Person für das Unternehmen ausgeübten Tätigkeiten eine 
Betriebstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich auf die in Absatz 4 genannten 
Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung ausgeübt, diese 
Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstätte machten. 
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(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine 
Betriebstätte in einem Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, 
Kommissionär oder einen anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen im 
Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln. 
 

(7) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine 
Gesellschaft beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen 
Vertragsstaat ansässig ist oder dort (entweder durch eine Betriebstätte oder auf andere 
Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden Gesellschaften zur Betriebstätte der 
anderen. 
 
 

Artikel 6 
 

EINKÜNFTE AUS UNBEWEGLICHEM VERMÖGEN 
 
 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unbeweglichem 
Vermögen (einschließlich der Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, 
das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2) Der Ausdruck "unbewegliches Vermögen" hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht 
des Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in jedem Fall 
das Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar land- und 
forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts über 
Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf 
veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung von 
Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten 
nicht als unbewegliches Vermögen. 
 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder 
Verpachtung sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 
 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines 
Unternehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer 
selbständigen Arbeit dient. 
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8 

Artikel 7 
 

UNTERNEHMENSGEWINNE 
 
 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats dürfen nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, das Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen 
Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine 
Tätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die Gewinne des Unternehmens im anderen Staat 
besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstätte zugerechnet werden 
können. 
 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat 
durch eine dort gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem 
Vertragsstaat dieser Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hätte erzielen können, 
wenn sie eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als 
selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen 
Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 
 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte 
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen 
Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die 
Betriebstätte liegt, oder anderswo entstanden sind. 
 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebstätte zuzurechnenden 
Gewinne durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile 
zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat die zu besteuernden 
Gewinne nach der üblichen Aufteilung ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muss jedoch 
derart sein, dass das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels übereinstimmt. 
 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen wird 
einer Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet. 
 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte 
zuzurechnenden Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass 
ausreichende Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren. 
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9 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens 
behandelt werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen 
dieses Artikels nicht berührt. 
 

(8) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Gewinne" umfasst auch Gewinne eines 
Gesellschafters aus seiner Beteiligung an einer Personengesellschaft und einer anderen 
steuerlich gleichbehandelten Personenvereinigung und im Fall Österreichs auch aus der 
Beteiligung an einer stillen Gesellschaft des österreichischen Rechts. 
 
 

Artikel 8 
 

SEESCHIFFFAHRT, BINNENSCHIFFFAHRT UND LUFTFAHRT 
 
 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen 
Verkehr dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 
 

(2) Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, dürfen nur in 
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
des Unternehmens befindet. 
 

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung eines Unternehmens der See- 
oder Binnenschifffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in 
dem der Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhanden ist, in dem 
Vertragsstaat, in dem die Person ansässig ist, die das Schiff betreibt. 

 
(4) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer 

Betriebsgemeinschaft oder einer internationalen Betriebsstelle. 
 

(5) Im Sinne dieses Artikel umfassen Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen und 
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr auch:  

 
a) Gewinne aus der Vercharterung von leeren Seeschiffen oder Luftfahrzeugen; und  
 
b) Gewinne aus der Benutzung, der Instandhaltung oder der Vermietung von 

Containern (einschließlich Anhängern und den mit dem Transport von Containern 
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10 

verbundenen Ausrüstungen), die für die Beförderung von Gütern oder Waren 
verwendet werden, 

 
sofern die Benutzung, die Instandhaltung oder die Vermietung oder Vercharterung 
gelegentlich neben dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen 
Verkehr erfolgt. 

 
 

Artikel 9 
 

VERBUNDENE UNTERNEHMEN 
 
 

(1) Wenn 
 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaats beteiligt ist oder 

 
b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle 

oder dem Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines 
Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt sind 

 
und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen 
Beziehungen an vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen 
abweichen, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die 
Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser 
Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und 
entsprechend besteuert werden. 
 

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates 
Gewinne zugerechnet - und entsprechend besteuert -, mit denen ein Unternehmen des 
anderen Vertragsstaats in diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den 
zugerechneten Gewinnen um solche, die das Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt 
hätte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen vereinbarten Bedingungen die gleichen 
gewesen wären, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so nimmt 
der andere Staat eine entsprechende Änderung der dort von diesen Gewinnen erhobenen 
Steuer vor. Bei dieser Änderung sind die übrigen Bestimmungen dieses Abkommens zu 
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11 

berücksichtigen; erforderlichenfalls werden die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
einander konsultieren. 
 
 

Artikel 10 
 

DIVIDENDEN 
 
 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

 
(2) Diese Dividenden dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden 

zahlende Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die 
Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Dividenden eine im anderen Staat 
ansässige Peron ist, nicht übersteigen: 

 
a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der Nutzungsberechtigte 

eine Gesellschaft (jedoch keine Personengesellschaft) ist, die unmittelbar über 
mindestens 10 vom Hundert des Kapitals der die Dividenden zahlenden 
Gesellschaft verfügt; 

 
b) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen Fällen. 

 
Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in Bezug auf die Gewinne, 

aus denen die Dividenden gezahlt werden. 
 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Dividenden" bedeutet Einkünfte aus 
Aktien, Genussaktien oder Genussscheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen Rechten - 
ausgenommen Forderungen - mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen 
Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, die nach dem Recht des Staates, in dem die 
ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien steuerlich gleichgestellt 
sind. 
 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat 
ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden 
zahlende Gesellschaft ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene 
Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt 
und die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte 
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12 

oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 
anzuwenden. 
 

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte 
aus dem anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft 
gezahlten Dividenden besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an eine im anderen 
Staat ansässige Person gezahlt werden oder dass die Beteiligung, für die die Dividenden 
gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat gelegenen Betriebstätte oder festen 
Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für nichtausgeschüttete 
Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die nichtausgeschütteten 
Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften 
bestehen. 
 
 

Artikel 11 
 

ZINSEN 
 
 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat 
ansässige Person gezahlt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

 
(2) Diese Zinsen dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach 

dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der 
Nutzungsberechtigte der Zinsen eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, 5 vom 
Hundert des Bruttobetrags der Zinsen nicht übersteigen. Die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten regeln im gegenseitigen Einvernehmen wie diese Begrenzungsbestimmung 
durchzuführen ist. 
 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 dürfen die in Absatz 1 genannten Zinsen nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Empfänger ansässig ist, wenn der Empfänger der 
Zinsen der Nutzungsberechtigte ist und die Zinsen gezahlt werden: 

a) an die Regierung der Republik Polen oder die Regierung der Republik Österreich; 
b) für ein Darlehen jeder Art, das von einer öffentlichen Einrichtung zum Zwecke der 

Exportförderung gewährt, besichert oder garantiert wird;  
c) im Zusammenhang mit dem Verkauf gewerblicher, kaufmännischer oder 

wissenschaftlicher Ausrüstungen auf Kredit; 
d) für ein von einer Bank gewährtes Darlehen jeder Art. 
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13 

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Zinsen" bedeutet Einkünfte aus 
Forderungen jeder Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken 
gesichert oder mit einer Beteiligung am Gewinn des Schuldners ausgestattet sind, und 
insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und aus Obligationen einschließlich der 
damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. Zuschläge für verspätete 
Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 
 

(5) Die Absätze 1, 2 und 3 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat 
ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine 
gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit 
durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Forderung, für die die Zinsen 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem 
Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 
 

(6) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine 
in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht 
darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine 
Betriebstätte oder feste Einrichtung und ist die Schuld, für die die Zinsen gezahlt werden, für 
Zwecke der Betriebstätte oder der festen Einrichtung eingegangen worden, so gelten die 
Zinsen als aus dem Vertragsstaat stammend, in dem die Betriebstätte oder die feste 
Einrichtung liegt. 
 

(7) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen 
jedem von ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die 
Zinsen, gemessen an der zu Grunde liegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und 
Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur 
auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach 
dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 
 
 

Artikel 12 
 

LIZENZGEBÜHREN 
 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen 

Vertragsstaat ansässige Person gezahlt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
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14 

(2) Diese Lizenzgebühren dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie 

stammen, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der 

Empfänger der Lizenzgebühren der Nutzungsberechtigte ist, 5 vom Hundert des 

Bruttobetrags der Lizenzgebühren nicht übersteigen.  

 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen 

jeder Art, die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an 

literarischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, einschließlich 

kinematografischer Filme, von Patenten, Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen 

Formeln oder Verfahren, oder für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerblicher, 

kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüstungen oder für die Mitteilung gewerblicher, 

kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden.  

 
(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat 

ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren 
stammen, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine 
selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder 
Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise 
Artikel 14 anzuwenden. 
 

(5) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der 

Schuldner eine in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der 

Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, 

in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte oder eine feste Einrichtung und ist die Verpflichtung, 

für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte oder der festen 

Einrichtung eingegangen worden und trägt die Betriebstätte oder die feste Einrichtung die 

Lizenzgebühren, so gelten die Lizenzgebühren als aus dem Staat stammend, in dem die 

Betriebstätte oder feste Einrichtung liegt. 

 
(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen 

jedem von ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die 
Lizenzgebühren, gemessen an der zu Grunde liegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner 
und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel 
nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach 
dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 
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15 

 
Artikel 13 

 
GEWINNE AUS DER VERÄUSSERUNG VON VERMÖGEN 

 
 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung 
unbeweglichen Vermögens im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat 
liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2) Gewinne aus der Veräußerung von Aktien oder anderen Anteilen an einer 
Gesellschaft, deren Wirtschaftsgüter hauptsächlich, unmittelbar oder mittelbar, aus im 
anderen Vertragsstaat gelegenem unbeweglichen Vermögen oder aus Rechten, die zu 
diesem unbeweglichen Vermögen gehören, besteht, dürfen im anderen Staat besteuert 
werden.  
 

(3) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen einer 
Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, 
oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person für die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung 
steht, einschließlich derartiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte 
(allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder einer solchen festen Einrichtung erzielt 
werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(4) Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die im 
internationalen Verkehr betrieben werden, von Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, und 
von beweglichem Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen 
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen 
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 
 

(5) Gewinne aus der Veräußerung des in den vorstehenden Absätzen nicht genannten 
Vermögens dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer 
ansässig ist. 
 

(6) Bei einer natürlichen Person, die in einem Vertragsstaat ansässig war und im anderen 
Vertragsstaat ansässig geworden ist, berührt Absatz 5 nicht das Recht des erstgenannten 
Staates, bei Anteilen an Gesellschaften nach seinen innerstaatlichen Rechtsvorschriften bei 
der Person einen Vermögenszuwachs bis zu ihrem Ansässigkeitswechsel zu besteuern. Der 
Wert der Anteile, den der erstgenannte Staat bei der Ermittlung des Veräußerungsgewinns 
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berücksichtigt, stellt im anderen Staat die Anschaffungskosten für diese Anteile dar, wenn 
eine spätere Veräußerung dieser Anteile im anderen Staat besteuert wird. 

  
 

Artikel 14 
 

SELBSTÄNDIGE ARBEIT 
 
 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus einem freien Beruf 
oder aus sonstiger selbständiger Tätigkeit bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert 
werden, es sei denn, dass der Person im anderen Vertragsstaat für die Ausübung ihrer 
Tätigkeit gewöhnlich eine feste Einrichtung zur Verfügung steht. Steht ihr eine solche feste 
Einrichtung zur Verfügung, so dürfen die Einkünfte im anderen Staat besteuert werden, 
jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden können. 
 

(2) Der Ausdruck "freier Beruf" umfasst insbesondere die selbständig ausgeübte 
wissenschaftliche, literarische, künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit 
sowie die selbständige Tätigkeit der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten, Zahnärzte 
und Buchsachverständigen. 
 
 

Artikel 15 
 

UNSELBSTÄNDIGE ARBEIT 
 
 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18, 19 und 20 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche 
Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit 
bezieht, nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen 
Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen 
Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, 
nur im erstgenannten Staat besteuert werden, wenn 
 

a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 183 Tage während 
des betreffenden Steuerjahres aufhält und 
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17 

 
b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, 

der nicht im anderen Staat ansässig ist, und 
 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder einer festen Einrichtung getragen 
werden, die der Arbeitgeber im anderen Staat hat. 

 
(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dürfen Vergütungen für 

unselbständige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das im 
internationalen Verkehr betrieben wird, oder an Bord eines Schiffes, das der Binnenschifffahrt 
dient, ausgeübt wird, in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 
 
 

Artikel 16 
 

AUFSICHTSRATS- UND VERWALTUNGSRATSVERGÜTUNGEN 
 
 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder 
Verwaltungsrats einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen 
im anderen Staat besteuert werden. 
 
 

Artikel 17 
 

KÜNSTLER UND SPORTLER 
 
 

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 dürfen Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie 
Musiker, oder als Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich ausgeübten Tätigkeit 
bezieht, im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft 
persönlich ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer 
anderen Person zu, so dürfen diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 
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18 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Einkünfte eines Künstlers oder Sportlers für eine 

in einem Vertragsstaat ausgeübte Tätigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat zur Gänze 
oder überwiegend aus öffentlichen Mitteln eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten, 
einer ihrer Gebietskörperschaften, einer Regierungseinrichtung oder einer als gemeinnützig 
anerkannten Organisation finanziert wird. 

 
 

Artikel 18 
 

RUHEGEHÄLTER, RENTEN UND ÄHNLICHE ZAHLUNGEN 
 
 

(1) Erhält eine in einem Vertragsstaat ansässige Person Ruhegehälter und ähnliche 
Vergütungen oder Renten aus dem anderen Vertragsstaat, so dürfen diese Bezüge nur im 
erstgenannten Staat besteuert werden. 

 
(2) Der Begriff "Rente" bedeutet bestimmte Beträge, die regelmäßig zu festgesetzten 

Zeitpunkten lebenslänglich oder während eines bestimmten oder bestimmbaren Zeitabschnitts 
auf Grund einer Verpflichtung zahlbar sind, die diese Zahlungen als Gegenleistung für in Geld 
oder Geldeswert bewirkte angemessene Leistung vorsieht.  

 
(3) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person auf Grund einer 

gesetzlichen Unterhaltsverpflichtung aus dem anderen Vertragsstaat bezieht, dürfen im 
erstgenannten Staat nicht besteuert werden, wenn diese Einkünfte nach dem Recht des 
anderen Vertragsstaats von der Besteuerung ausgenommen wären. 
 
 

Artikel 19 
 

ÖFFENTLICHER DIENST 
 
 

(1) a) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter, die von 
einem Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörperschaften an eine natürliche 
Person für die diesem Staat oder der Gebietskörperschaft geleisteten Dienste 
gezahlt werden, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 
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 b) Diese Gehälter, Löhne und ähnlichen Vergütungen dürfen jedoch nur im anderen 
Vertragsstaat besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat geleistet werden 
und die natürliche Person in diesem Staat ansässig ist und 
 

  i) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder 
 ii) nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig geworden ist, um die 

Dienste zu leisten. 
 

(2) a) Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörperschaften 
oder aus einem von diesem Staat oder der Gebietskörperschaft errichteten 
Sondervermögen an eine natürliche Person für die diesem Staat oder der 
Gebietskörperschaft geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

 
 b) Diese Ruhegehälter dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden, 

wenn die natürliche Person in diesem Staat ansässig ist und ein Staatsangehöriger 
dieses Staates ist. 
 

(3) Auf Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen und Ruhegehälter für 
Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer gewerblichen Tätigkeit eines 
Vertragsstaats oder einer seiner Gebietskörperschaften erbracht werden, sind die Artikel 15, 
16, 17 oder 18 anzuwenden. 
 
 

Artikel 20 
 

HOCHSCHULLEHRER UND FORSCHER 
 
 

Ein Hochschullehrer, Lehrer oder Forscher, der sich vorübergehend in einem Vertragsstaat 
ausschließlich zu dem Zweck aufhält, um an einer Universität, einem College oder an einer 
anderen anerkannten Lehranstalt in diesem Vertragsstaat zu unterrichten oder zu forschen 
und der im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort unmittelbar vor diesem Aufenthalt 
ansässig war, ist im erstgenannten Staat für einen Zeitraum, der zwei Jahre, gerechnet vom 
ersten Aufenthalt zu diesem Zweck, nicht übersteigt, mit den Vergütungen für diesen 
Unterricht oder diese Forschung unter der Voraussetzung von der Steuer befreit, dass diese 
Einkünfte im anderen Staat besteuert werden. 
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Artikel 21 
 

STUDENTEN 
 
 

(1) Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat 
ausschließlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansässig war, 
für seinen Unterhalt, sein Studium oder seine Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten 
Staat nicht besteuert werden, sofern diese Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses Staates 
stammen. 
 

(2) Vergütungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der in einem Vertragsstaat 
ansässig ist oder vorher dort ansässig war, für eine Beschäftigung erhält, die er in dem 
anderen Vertragsstaat insgesamt nicht länger als 183 Tage während des betreffenden 
Steuerjahres ausübt, werden in dem anderen Staat nicht besteuert, wenn die Beschäftigung in 
unmittelbarem Zusammenhang mit seinen im erstgenannten Staat ausgeübten Studien oder 
seiner dort ausgeübten Ausbildung steht. 
 
 

Artikel 22 
 

ANDERE EINKÜNFTE 
 
 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die in den vorstehenden 
Artikeln nicht behandelt wurden, dürfen ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat 
besteuert werden. 
 

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbeweglichem Vermögen im Sinne 
des Artikels 6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Empfänger im anderen Vertragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene 
Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt 
und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich zu 
dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 
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Artikel 23 
 

VERMÖGEN 
 
 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person gehört und im anderen Vertragsstaat liegt, darf im anderen Staat 
besteuert werden. 
 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte ist, die ein 
Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen 
Einrichtung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung 
einer selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung steht, darf im anderen 
Staat besteuert werden. 
 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im internationalen Verkehr betrieben werden, und 
Schiffe, die der Binnenschifffahrt dienen, sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb 
dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in 
dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 
 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person dürfen 
nur in diesem Staat besteuert werden. 
 
 

Artikel 24 
 

METHODEN ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 
 
 

(1) In Polen wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 
 
Bezieht eine in Polen ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen diese 
Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in Österreich besteuert werden, so 
rechnet Polen 
 

a) auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in 
Österreich gezahlten Steuer von Einkommen entspricht; 

b) auf die vom Vermögen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in 
Österreich gezahlten Steuer entspricht. 
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Der anzurechnende Betrag darf jedoch in beiden Fällen den Teil der vor der Anrechnung 
ermittelten Steuer vom Einkommen oder vom Vermögen nicht übersteigen, der auf die 
Einkünfte, die in Österreich besteuert werden dürfen, oder auf das Vermögen, das in 
Österreich besteuert werden darf, entfällt. 

 
(2) In Österreich wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 
 

a) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und 
dürfen diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in Polen 
besteuert werden, so nimmt Österreich vorbehaltlich der lit. b) und c) und des 
Absatzes 3 diese Einkünfte oder dieses Vermögen von der Besteuerung aus. 

 
b) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte, die nach Artikeln 10, 11 und 

12 und nach Artikel 13 Absatz 2 in Polen besteuert werden dürfen, so rechnet 
Österreich auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag 
an, der der in Polen gezahlten Steuer entspricht. Der anzurechnende Betrag darf 
jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht übersteigen, der auf 
die aus Polen bezogenen Einkünfte entfällt. 

 
c) Dividenden im Sinne des Artikels 10 Absatz 2 lit. a), die von einer in Polen 

ansässigen Gesellschaft an eine in Österreich ansässige Gesellschaft gezahlt 
werden, sind, vorbehaltlich der entsprechenden Bestimmungen des innerstaatlichen 
österreichischen Rechts, aber ungeachtet allfälliger nach diesem Recht 
abweichender Mindestbeteiligungserfordernisse, in Österreich von der Besteuerung 
ausgenommen. 

 
(3) Einkünfte oder Vermögen einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die nach 

dem Abkommen von der Besteuerung in diesem Staat auszunehmen sind, dürfen gleichwohl 
in diesem Staat bei der Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen oder Vermögen 
der Person einbezogen werden. 
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Artikel 25 
 

GLEICHBEHANDLUNG 
 
 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen Vertragsstaat keiner 
Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders 
oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen Staates unter gleichen Verhältnissen, 
insbesondere hinsichtlich der Ansässigkeit, unterworfen sind oder unterworfen werden 
können. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für Personen, die in keinem 
Vertragsstaat ansässig sind. 
 

(2) Staatenlose, die in einem Vertragsstaat ansässig sind, dürfen in keinem Vertragsstaat 
einer Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des betreffenden Staates unter gleichen 
Verhältnissen, insbesondere hinsichtlich der Ansässigkeit, unterworfen sind oder unterworfen 
werden können. 
 

(3) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im 
anderen Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung 
von Unternehmen des anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung 
ist nicht so auszulegen, als verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat 
ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -vergünstigungen und -ermäßigungen auf Grund des 
Personenstandes oder der Familienlasten zu gewähren, die er seinen ansässigen Personen 
gewährt. 
 

(4) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 7 oder Artikel 12 Absatz 6  
anzuwenden ist, sind Zinsen, Lizenzgebühren und andere Entgelte, die ein Unternehmen 
eines Vertragsstaats an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der 
Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses Unternehmens unter den gleichen 
Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansässige Person zum Abzug 
zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats 
gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des 
steuerpflichtigen Vermögens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie 
Schulden gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässigen Person zum Abzug 
zuzulassen. 
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(5) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder 
mittelbar einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen 
Personen gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat keiner 
Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders 
oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 
 

(6) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern jeder Art und Bezeichnung. 
 
 

Artikel 26 
 

VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN 
 
 

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider 
Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem 
Abkommen nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht 
dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des 
Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 25 Absatz 1 erfasst 
wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, dessen Staatsangehöriger sie 
ist. Der Fall muss innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der Maßnahme 
unterbreitet werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 
 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in 
der Lage, eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall 
durch Verständigung mit der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, 
dass eine dem Abkommen nicht entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die 
Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des innerstaatlichen Rechts der 
Vertragsstaaten durchzuführen. 
 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten 
oder Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in 
gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber beraten, 
wie eine Doppelbesteuerung in Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht 
behandelt sind. 
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(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer 
Einigung im Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren, 
gegebenenfalls auch durch eine aus ihnen oder ihren Vertretern bestehende gemeinsame 
Kommission.  
 
 

Artikel 27 
 

INFORMATIONSAUSTAUSCH 
 
 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die 
zur Durchführung dieses Abkommens oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten 
betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner 
Gebietskörperschaften erhoben werden, erforderlich sind, soweit die diesem Recht 
entsprechende Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch 
ist durch die Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. Alle Informationen, die ein Vertragsstaat 
erhalten hat, sind ebenso geheim zu halten wie die auf Grund des innerstaatlichen Rechts 
dieses Staates beschafften Informationen und dürfen nur den Personen oder Behörden 
(einschließlich der Gerichte und der Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die 
mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung oder mit der 
Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der unter das Abkommen fallenden Steuern 
befasst sind. Diese Personen oder Behörden dürfen die Informationen nur für diese Zwecke 
verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer 
Gerichtsentscheidung offen legen.  
 

(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat, 
 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der 
Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen 
Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft 
werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder 
Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren 
Erteilung dem Ordre public widerspräche. 
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Artikel 28 
 

MITGLIEDER DIPLOMATISCHER MISSIONEN UND KONSULARISCHER 
VERTRETUNGEN 

 
 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern 
diplomatischer Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des 
Völkerrechts oder auf Grund besonderer Übereinkünfte zustehen. 
 

(2) Soweit Einkünfte oder Vermögen im Empfangsstaat wegen der den Mitgliedern 
diplomatischer Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des 
Völkerrechts oder auf Grund besonderer zwischenstaatlicher Übereinkünfte zustehenden 
steuerlichen Vorrechte nicht besteuert werden, steht das Besteuerungsrecht dem 
Entsendestaat zu. 

 
(3) Ungeachtet des Artikels 4 gilt eine natürliche Person, die Mitglied einer diplomatischen 

Mission oder einer konsularischen Vertretung eines Vertragsstaats ist, die im anderen 
Vertragsstaat oder in einem dritten Staat gelegen ist, für die Zwecke dieses Abkommens als 
im Entsendestaat ansässig, wenn sie 

a) nach dem Völkerrecht im Empfangsstaat mit Einkünften aus Quellen außerhalb 
dieses Staates oder mit außerhalb dieses Staates gelegenem Vermögen nicht 
steuerpflichtig ist und 

b) im Entsendestaat den gleichen Verpflichtungen bezüglich der Steuer von ihrem 
gesamten Einkommen oder vom Vermögen unterworfen ist wie die in diesem Staat 
ansässige Personen. 

 
 

Artikel 29 
 

IN-KRAFT-TRETEN 
 
 

(1) Die Vertragsstaaten teilen einander mit, dass die verfassungsrechtlichen Erfordernisse 
für das In-Kraft-Treten dieses Abkommens erfüllt sind. 
 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der dem Monat folgt, 
in dem die spätere der in Absatz 1 genannten Mitteilungen erfolgt ist und seine 
Bestimmungen finden Anwendung: 
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a) hinsichtlich der an der Quelle erhobenen Steuern für Einkünfte, die am oder nach dem 
ersten Jänner des Kalenderjahres bezogen werden, das dem Jahr des In-Kraft-Tretens 
folgt; 

b) für alle übrigen Steuern vom Einkommen und vom Vermögen für Steuern, die für 
Steuerjahre erhoben werden, die am oder nach dem ersten Jänner des Kalenderjahres 
beginnen, das dem Jahr des In-Kraft-Tretens folgt. 

 
(3) Die Anwendung der Bestimmungen des am 2. Oktober 1974 in Warschau 

unterzeichneten Abkommens zwischen der Volksrepublik Polen und der Republik Österreich 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen endet mit dem Tag, der jenem Tag vorangeht, an dem dieses Abkommen 
anwendbar wird. 

 
 

Artikel 30 
 

KÜNDIGUNG 
 
 

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem Vertragsstaat gekündigt wird. 
Jeder Vertragsstaat kann das Abkommen spätestens sechs Monate vor dem Ende eines 
jeden Kalenderjahres nach Ablauf von fünf Jahren nach seinem In-Kraft-Treten schriftlich auf 
diplomatischem Weg kündigen. In diesem Fall findet das Abkommen nicht mehr Anwendung: 

 
a) in Bezug auf die an der Quelle einbehaltenen Steuern für Einkünfte, die am oder nach 

dem ersten Jänner des Jahres bezogen werden, das dem Jahr der Kündigung folgt; 
b) in Bezug auf alle übrigen Steuern vom Einkommen und vom Vermögen für Steuern, die 

für Steuerjahre erhoben werden, die am oder nach dem ersten Jänner des 
Kalenderjahres beginnen, das dem Jahr der Kündigung folgt. 

 
 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden 
Vertragsstaaten dieses Abkommen unterzeichnet. 
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GESCHEHEN zu Wien, am 13. Jänner 2004, in zweifacher Ausfertigung, jede in 
deutscher, polnischer und englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch 
ist. Im Zweifel geht der englische Text vor. 
 
Mag. Karl-Heinz Grasser   Dr. Andrzej Raczko 
Für die Republik Österreich:                   Für die Republik Polen: 
  
 

BGBl. III - Ausgegeben am 4. Februar 2005 - Nr. 12 28 von 30

www.ris.bka.gv.at

Geä
nd

ert
 du

rch
 BGBl.- 

III 
Nr. 9

3/2
01

8  

 
Amen

de
d b

y F
ed

era
l L

aw
 G

az
ett

e I
II N

o. 
93

/20
18



29 

 
PROTOKOLL 

 
 

Im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und 
der Republik Polen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen sind die Gefertigten übereingekommen, dass die 
folgenden Bestimmungen einen integrierenden Bestandteil des Abkommens bilden: 

 
I. Zur Auslegung des Abkommens 
 
Es gilt als vereinbart, dass den Abkommensbestimmungen, die nach den entsprechenden 

Bestimmungen des OECD-Musterabkommens auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 
und von Vermögen abgefasst sind, allgemein dieselbe Bedeutung zukommt, die im OECD-
Kommentar dazu dargelegt wird. Die Vereinbarung im vorstehenden Satz gilt nicht hinsichtlich 
der nachstehenden Punkte: 

a) alle Vorbehalte oder Bemerkungen der beiden Vertragsstaaten zum OECD-Muster 
oder dessen Kommentar; 

b) alle gegenteiligen Auslegungen, die einer der beiden Vertragsstaaten in einer 
öffentlichen Erklärung vornimmt, die der zuständigen Behörde des anderen 
Vertragsstaats vor In-Kraft-Treten des Abkommens übermittelt worden sind; 

c) alle gegenteiligen Auslegungen, auf die sich die zuständigen Behörden nach In-Kraft-
Treten des Abkommens geeinigt haben. 

Der Kommentar - der von Zeit zu Zeit überarbeitet werden kann -  stellt eine 
Auslegungshilfe im Sinne des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge vom 23. 
Mai 1969 dar. 

 
II. Zu Artikel 5 
 
Sofern eine in einem Vertragsstaat ansässige Person im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

dieses Abkommens im anderen Vertragsstaat eine Bauausführung oder Montage unterhält 
und dieses Vorhaben über diesen Zeitpunkt hinaus fortgesetzt wird, so wird der 
Zwölfmonatszeitraum von dem oben genannten Zeitpunkt an gerechnet; diese Begünstigung 
darf jedoch in keinem Fall vierundzwanzig Monate, gerechnet von dem Zeitpunkt, an dem die 
Bauausführung oder Montage begonnen worden ist, überschreiten. 
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III. Zu Artikel 11 
 
(1) Es gilt als vereinbart, dass  

a) im Falle Polens die Korporacja Ubezpieczeń Kredytów Exportowych und 

b) im Falle Österreichs die Oesterreichische Kontrollbank AG  

als öffentliche Einrichtung im Sinne von Artikel 11 Absatz 3 lit. b) zu behandeln ist. 

 
(2) Absatz 3 lit c) und d) finden keine Anwendung, wenn eine Forderung vorwiegend zur 

Erlangung der Vorteile dieser Unterabsätze und nicht aus wirtschaftlich angemessenen 
Gründen begründet oder abgetreten wurde sowie im Zusammenhang mit Unterkapitalisierung. 

 
IV. Zu Artikel 19 
 
Es gilt als vereinbart, dass Artikel 19 Absatz 1 auch für Vergütungen gilt, die  

a) an die Mitglieder des Polnischen Instituts in Wien und der Wiener Niederlassung der 
Polnischen Akademie der Wissenschaften und  

b) an den österreichischen Handelsdelegierten in Warschau und die Mitglieder dieser 
österreichischen Außenhandelsstelle und an die Mitglieder des Österreichischen 
Kulturforums in Warschau  

gezahlt werden. 

 
 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden 
Vertragsstaaten dieses Protokoll unterzeichnet. 
 
 

GESCHEHEN zu Wien, am 13. Jänner 2004, in zweifacher Ausfertigung, jede in 
deutscher, polnischer und englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch 
ist. Im Zweifel geht der englische Text vor. 
 
 
Für die Republik Österreich: Für die Republik Polen: 
 
 
Mag. Karl-Heinz Grasser      Dr. Andrzej Raczko  
Bundesminister für Finanzen     Minister für Finanzen 
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AGREEMENT  

 
BETWEEN  

 
THE REPUBLIC OF AUSTRIA 

 
AND  

 
THE REPUBLIC OF POLAND 

 
FOR THE AVOIDANCE OF DOUBLE TAXATION  

 
WITH RESPECT TO TAXES ON INCOME AND ON CAPITAL 

 

 

 

 

 

 The Republic of Austria and the Republic of Poland, desiring to conclude an 

Agreement for the avoidance of double taxation with respect to taxes on income and on 

capital,  

 

 

 

Have agreed as follows: 
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2

 
Article 1 

 
PERSONS COVERED 

 
 

This Agreement shall apply to persons who are residents of one or both of the Contracting 

States. 

 
 
 

Article 2 
 

TAXES COVERED 
 
 

(1) This Agreement shall apply to taxes on income and on capital imposed on behalf of a 

Contracting State or of its political subdivisions or local authorities, irrespective of the 

manner in which they are levied.  

 
(2) There shall be regarded as taxes on income and on capital all taxes imposed on total 

income, on total capital, or on elements of income or of capital, including taxes on gains 

from the alienation of movable or immovable property, taxes on the total amounts of wages 

or salaries paid by enterprises, as well as taxes on capital appreciation. 

 
(3) The existing taxes to which the Agreement shall apply are in particular: 

 

a) in Poland: 

1. the personal income tax, and 

2. the corporate income tax; 

 

b) in Austria: 

1. the income tax; 

2. the corporation tax; 

3. the land tax; 

4. the tax on agricultural and forestry enterprises; 

5. the tax on the value of vacant plots. 
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3

 (4) The Agreement shall apply also to any identical or substantially similar taxes 

which are imposed after the date of signature of the Agreement in addition to, or in place of, 

the existing taxes. The competent authorities of the Contracting States shall notify each other 

of any substantial changes that have been made in their respective taxation laws. 

 
 
 

Article 3 
 

GENERAL DEFINITIONS 
 
 

(1) For the purposes of this Agreement, unless the context otherwise requires: 

 

a) The term "Poland" when used in a geographical sense means the territory of the 

Republic of Poland, including any area beyond its territorial waters, within which 

under the laws of the Republic of Poland and in accordance with international 

laws Poland exercises its sovereign rights over the sea-bed, its subsoil and their 

natural resources; 

 

b) the term" Austria" means the Republic of Austria; 

 

c) the terms "a Contracting State" and "the other Contracting State" mean Poland or 

Austria, as the context requires; 

 

d) the term "person" includes an individual, a company and any other body  of 

persons; 

 

e) the term "company" means any body corporate or any entity which is treated as a 

body corporate for tax purposes; 

 

f) the terms "enterprise of a Contracting State" and "enterprise of the other 

Contracting State" mean respectively an enterprise carried on by a resident of a 

Contracting State and an enterprise carried on by a resident of the other 

Contracting State; 
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4

g) the term "international traffic" means any transport by a ship or aircraft operated 

by an enterprise which has its place of effective management in a Contracting 

State, except when the ship or aircraft is operated solely between places in the 

other Contracting State; 

 

h) the term "competent authority" means: 

i) in Poland: the Minister of Finance or his authorised representative; 

ii) in Austria: the Federal Minister of Finance or his authorised 

representative; 

 

i) the term "national" means: 

 

i) any individual possessing the nationality of a Contracting State; 

 

ii) any legal person, partnership or association deriving its status as such from 

the laws in force in a Contracting State. 

 

(2) As regards the application of the Agreement at any time by a Contracting State, any 

term not defined therein shall, unless the context otherwise requires, have the meaning that it 

has at that time under the law of that State for the purposes of the taxes to which the 

Agreement applies, any meaning under the applicable tax laws of that State prevailing over a 

meaning given to the term under other laws of that State. 
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5

Article 4 
 

RESIDENT 
 
 

(1) For the purposes of this Agreement, the term "resident of a Contracting State" means 

any person who, under the laws of that State, is liable to tax therein by reason  of his 

domicile, residence, place of management or any other criterion of a similar nature, and also 

includes that State and any political subdivision or local authority thereof. This term, 

however, does not include any person who is liable to tax in that State in respect only of 

income from sources in that State or capital situated therein. 

 

(2) Where by reason of the provisions of paragraph 1 an individual is a resident of both 

Contracting States, then his status shall be determined as follows: 

 

 a) he shall be deemed to be a resident only of the State in which he has a 

permanent home available to him; if he has a permanent home available to him 

in both States, he shall be deemed to be a resident only of the State with which 

his personal and economic relations are closer (centre of vital interests); 

 

 b) if the State in which he has his centre of vital interests cannot be determined, or 

if he has not a permanent home available to him in either State, he shall be 

deemed to be a resident only of the State in which he has an habitual abode; 

 

 c) if he has an habitual abode in both States or in neither of them, he shall be 

deemed to be a resident only of the State of which he is a national; 

 

 d) if he is a national of both States or of neither of them, the competent authorities 

of the Contracting States shall endeavour to settle the question by mutual 

agreement. 

 

(3) Where by reason of the provisions of paragraph 1 a person other than an individual is 

a resident of both Contracting States, then it shall be deemed to be a resident only of the 

State in which its place of effective management is situated. 
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6

 

Article 5 
 

PERMANENT ESTABLISHMENT 
 
 

(1) For the purposes of this Agreement, the term "permanent establishment" means a 

fixed place of business through which the business of an enterprise is wholly or partly 

carried on.  

 

(2) The term "permanent establishment" includes especially: 

 

a) a place of management; 

 

b) a branch; 

 

c) an office; 

 

d) a factory; 

 

e) a workshop, and 

 

f) a mine, an oil or gas well, a quarry or any other place of extraction of natural 

   resources. 

 

(3) A building site or construction or installation project constitutes a permanent 

establishment only if it lasts more than twelve months. 

 

(4) Notwithstanding the preceding provisions of this Article, the term "permanent 

establishment" shall be deemed not to include: 

 

a) the use of facilities solely for the purpose of storage, display or delivery of goods or 

merchandise belonging to the enterprise; 
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b) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the enterprise 

solely for the purpose of storage, display or delivery; 

 

c) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the enterprise 

solely for the purpose of processing by another enterprise; 

 

d) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of purchasing 

goods or merchandise or of collecting information, for the enterprise; 

 

e) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of carrying on, 

for the enterprise, any other activity of a preparatory or auxiliary character; 

 

f)  the maintenance of a fixed place of business solely for any combination of activities 

mentioned in sub-paragraphs (a) to (e), provided that the overall activity of the 

fixed place of business resulting from this combination is of a preparatory or 

auxiliary character. 

 

(5) Notwithstanding the provisions of paragraphs 1 and 2, where a person - other than an 

agent of an independent status to whom paragraph 6 applies - is acting on behalf of an 

enterprise and has, and habitually exercises, in a Contracting State an authority to conclude 

contracts in the name of the enterprise, that enterprise shall be deemed to have a permanent 

establishment in that State in respect of any activities which that person undertakes for the 

enterprise, unless the activities of such person are limited to those mentioned in paragraph 4 

which, if exercised through a fixed place of business, would not make this fixed place of 

business a permanent establishment under the provisions of that paragraph. 

 

(6) An enterprise shall not be deemed to have a permanent establishment in a 

Contracting State merely because it carries on business in that State through a broker, 

general commission agent or any other agent of an independent status, provided that such 

persons are acting in the ordinary course of their business. 

 

(7) The fact that a company which is a resident of a Contracting State controls or is 

controlled by a company which is a resident of the other Contracting  State, or which carries 
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on business in that other State (whether through a permanent establishment or otherwise), 

shall not of itself constitute either company a permanent establishment of the other. 

 

 
 

Article 6 
 

INCOME FROM IMMOVABLE PROPERTY 
 
 

(1) Income derived by a resident of a Contracting State from immovable property  

(including income from agriculture or forestry) situated in the other Contracting State may 

be taxed in that other State. 

 

(2) The term "immovable property" shall have the meaning which it has under the law of 

the Contracting State in which the property in question is situated. The term shall in any case 

include property accessory to immovable property, livestock and equipment used in 

agriculture and forestry, rights to which the provisions of general law respecting landed 

property  apply, usufruct of immovable property and rights to variable or fixed payments as 

consideration for the working of, or the right to work, mineral deposits, sources and other 

natural resources; ships, boats and aircraft shall not be regarded as immovable property. 

 

(3) The provisions of paragraph 1 shall apply to income derived from the direct use, 

letting, or use in any other form of immovable property. 

 

(4) The provisions of paragraphs 1 and 3 shall also apply to the income from immovable 

property of an enterprise and to income from immovable property used for the performance 

of independent personal services. 
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9

 
Article 7 

 
BUSINESS PROFITS 

 
 

(1) The profits of an enterprise of a Contracting State shall be taxable only in that State 

unless the enterprise carries on business in the other Contracting State through a permanent 

establishment situated therein. If the enterprise carries on business as aforesaid, the profits of 

the enterprise may be taxed in the other State but only so much of them as is attributable to 

that permanent establishment. 

 

(2) Subject to the provisions of paragraph 3, where an enterprise of a Contracting State 

carries on business in the other Contracting State through a permanent establishment situated 

therein, there shall in each Contracting State be attributed to that permanent establishment 

the profits which it might be expected to make if it were a distinct and separate enterprise 

engaged in the same or similar activities under the same or similar conditions and dealing 

wholly independently with the enterprise of which it is a permanent establishment. 

 

(3)  In determining the profits of a permanent establishment, there shall be allowed as 

deductions expenses which are incurred for the purposes of the permanent establishment, 

including executive and general administrative expenses so incurred, whether in the State in 

which the permanent establishment is situated or elsewhere. 

 

(4)  Insofar as it has been customary in a Contracting State to determine the profits to be 

attributed to a permanent establishment on the basis of an apportionment of the total profits 

of the enterprise to its various parts, nothing in paragraph 2 shall preclude that Contracting 

State from determining the profits to be taxed by such an apportionment as may be 

customary; the method of apportionment adopted shall, however, be such that the result shall 

be in accordance with the principles contained in this Article. 

 

(5)  No profits shall be attributed to a permanent establishment by reason of  the mere 

purchase by that permanent establishment of goods or merchandise for the enterprise. 
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(6)  For the purposes of the preceding paragraphs, the profits to be attributed to the 

permanent establishment shall be determined by the same method year by year unless there 

is good and sufficient reason to the contrary. 

 

(7)  Where profits include items of income which are dealt with separately in other 

Articles of this Agreement, then the provisions of those Articles shall not be affected by the 

provisions of this Article. 

 

(8)  The term "profits" as used in this Article includes the profits derived by any partner 

from his participation in a partnership and in any other body of persons which is treated in 

the same way for tax purposes, and in the case of Austria, from a participation in a sleeping 

partnership (Stille Gesellschaft) created under Austrian law. 

 

 

 
Article 8 

 
SHIPPING, INLAND WATERWAYS TRANSPORT AND AIR TRANSPORT 

 
 

(1) Profits from the operation of ships or aircraft in international traffic shall be taxable 

only in the Contracting State in which the place of effective management of the enterprise is 

situated. 

 

(2) Profits from the operation of boats engaged in inland waterways transport shall be 

taxable only in the Contracting State in which the place of effective management of the 

enterprise is situated. 

 

(3) If the place of effective management of a shipping enterprise or of an inland 

waterways transport enterprise is aboard a ship or boat, then it shall be deemed to be situated 

in the Contracting State in which the home harbour of the ship or boat is situated, or, if there 

is no such home harbour, in the Contracting State of which the operator of the ship or boat is 

a resident. 
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(4) The provisions of paragraph 1 shall also apply to profits from the participation in a 

pool, a joint business or an international operating agency. 

 

(5) For the purpose of this Article, profits from the operation of ships or aircraft in 

international traffic include: 

 

a) profits from the rental on a bareboat basis of ships or aircraft; and 

 

b) profits from the use, maintenance or rental of containers (including trailers and related 

equipment for the transport of containers) used for the transport of goods or 

merchandise, 

 

where such rental or such use, maintenance or rental, as the case may be, is incidental to the 

operation of ships or aircraft in international traffic. 

 

 

 
Article 9 

 
ASSOCIATED ENTERPRISES 

 
 

(1)  Where 

 

 a) an enterprise of a Contracting State participates directly or indirectly in the 

management, control or capital of an enterprise of the other Contracting State, 

or  

 

 b) the same persons participate directly or indirectly in the management, control 

or capital of an enterprise of a Contracting State and an enterprise of the other 

Contracting State, 

 

and in either case conditions are made or imposed between the two enterprises in their 

commercial or financial relations which differ from those which would be made between 
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independent enterprises, then any profits which would, but for those conditions, have 

accrued to one of the enterprises, but, by reason of those conditions, have not so accrued, 

may be included in the profits of that enterprise and taxed accordingly. 

 

(2)  Where a Contracting State includes in the profits of an enterprise of that State - and 

taxes accordingly - profits on which an enterprise of the other Contracting State has been 

charged to tax in that other State and the profits so included are profits which would have 

accrued to the enterprise of the first-mentioned State if the conditions made between the two 

enterprises had been those which would have been made between independent enterprises, 

then that other State shall make an appropriate adjustment to the amount of the tax charged 

therein on those profits. In determining such adjustment, due regard shall be had to the other 

provisions of this Agreement and the competent authorities of the Contracting States shall if 

necessary consult each other. 

 
 

 
Article 10 

 
DIVIDENDS 

 
 

(1)  Dividends paid by a company which is a resident of a Contracting State to a resident 

of the other Contracting State may be taxed in that other State. 

 

(2)  However, such dividends may also be taxed in the Contracting State of which the 

company paying the dividends is a resident and according to the laws of that State, but if the 

beneficial owner of the dividends is a resident of the other Contracting State, the tax so 

charged shall not exceed: 

 

 a) 5 per cent of the gross amount of the dividends if the beneficial owner is a 

company (other than a partnership) which holds directly at least 10 per cent of 

the capital of the company paying the dividends; 

 

 b) 15 per cent of the gross amount of the dividends in all other cases. 
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This paragraph shall not affect the taxation of the company in respect of the profits out of 

which the dividends are paid. 

 

(3)  The term "dividends" as used in this Article means income from shares, "jouissance" 

shares or "jouissance" rights, mining shares, founders' shares or other rights, not being 

debt-claims, participating in profits, as well as income from other corporate rights which is 

subjected to the same taxation treatment as income from shares by the laws of the State of 

which the company making the distribution is a resident. 

 

(4)  The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of the 

dividends, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other 

Contracting State of which the company paying the dividends is a resident, through a 

permanent establishment situated therein, or performs in that other State independent 

personal services from a fixed base situated therein, and the holding in respect of which the 

dividends are paid is effectively connected with such permanent establishment or fixed base. 

In such case the provisions of Article 7 or Article 14, as the case may be, shall apply. 

 
(5)  Where a company which is a resident of a Contracting State derives profits or income 

from the other Contracting State, that other State may not impose any tax on the dividends 

paid by the company, except insofar as such dividends are paid to a resident of that other 

State or insofar as the holding in respect of which the dividends are paid is effectively 

connected with a permanent establishment or a fixed base situated in that other State, nor 

subject the company's undistributed profits to a tax on the company's undistributed profits, 

even if the dividends paid or the undistributed profits consist wholly or partly of profits or 

income arising in such other State. 
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Article 11 

 
INTEREST 

 
 

(1)  Interest arising in a Contracting State and paid to a resident of the other Contracting 

State may be taxed in that other State. 

 

(2)  However, such interest may also be taxed in the Contracting State in which it arises 

and according to the laws of that State, but if the beneficial owner of the interest is a resident 

of the other Contracting State, the tax so charged shall not exceed 5 per cent of the gross 

amount of the interest. The competent authorities of the Contracting States shall by mutual 

agreement settle the mode of application of this limitation. 

 

(3) Notwithstanding the provisions of paragraph 2 , any such interest referred to in paragraph 

1 shall be taxable only in the Contracting State of which the recipient is a resident, if such 

recipient is the beneficial owner of the interest and if such interest is paid: 

a) to the Government of the Republic of Poland or to the Government of the Republic of 

Austria; 

b) on a loan of whatever kind granted, insured or guaranteed by a public institution for 

purposes of promoting exports; 

c) in connection with the sale on credit of any industrial, commercial or scientific 

equipment; 

d) on any loan of whatever kind granted by a bank. 

 

(4)  The term "interest" as used in this Article means income from debt-claims of every 

kind, whether or not secured by mortgage and whether or not carrying a right to participate 

in the debtor's profits, and in particular, income from government securities and income from 

bonds or debentures, including premiums and prizes attaching to such securities, bonds or 

debentures. Penalty charges for late payment shall not be regarded as interest for the purpose 

of this Article. 

 

(5)  The provisions of paragraphs 1, 2 and 3 shall not apply if the beneficial owner of the 

interest, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting 
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State in which the interest  arises, through a permanent establishment situated therein, or 

performs in that other State independent personal services from a fixed base situated therein, 

and the debt-claim in respect of which the interest is paid is effectively connected with such 

permanent establishment or fixed base. In such case the provisions of Article 7 or Article 14, 

as the case may be, shall apply. 

 

(6)  Interest shall be deemed to arise in a Contracting State when the payer is a resident of 

that State. Where, however, the person paying the interest, whether he is a resident of a 

Contracting State or not, has in a Contracting State a permanent establishment or a fixed 

base in connection with which the indebtedness on which the interest is paid was incurred, 

and such interest is borne by such permanent establishment or fixed base, then such interest 

shall be deemed to arise in the State in which the permanent establishment or fixed base is 

situated. 

 

(7)  Where, by reason of a special relationship between the payer and the beneficial owner 

or between both of them and some other person, the amount of the interest, having regard to 

the debt-claim for which it is paid, exceeds the amount which would have been agreed upon 

by the payer and the beneficial owner in the absence of such relationship, the provisions of 

this Article shall apply only to the last-mentioned amount. In such case, the excess part of 

the payments shall remain taxable according to the laws of each Contracting State, due 

regard being had to the other provisions of this Agreement. 

 
 
 

Article 12 
 

ROYALTIES 
 

 

(1)  Royalties arising in a Contracting State and beneficially owned by a resident of the 

other Contracting State may be taxed in that other State. 

 

(2) However, the royalties referred to in paragraph 1 may also be taxed in the Contracting 

State in which they arise and according to the laws of that State, but if the recipient is the 
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beneficial owner of the royalties the tax so charged shall not exceed 5 per cent of the gross 

amount of the royalties. 

 

(3)  The term "royalties" as used in this Article means payments of any kind received as a 

consideration for the use of, or the right to use, any copyright of literary,  artistic or scientific 

work including cinematograph films, any patent, trade mark, design or model, plan, secret 

formula or process, or for the use of, or the right to use any industrial, commercial, or 

scientific equipment or for information concerning industrial, commercial or scientific 

experience. 

 

(4)  The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of the 

royalties, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting 

State in which the royalties arise, through a permanent establishment situated therein, or 

performs in that other State independent personal services from a fixed base situated therein, 

and the right or property in respect of which the royalties are paid is effectively connected 

with such permanent establishment or fixed base. In such case the provisions of Article 7 or 

Article 14, as the case may be, shall apply. 

 

(5)  Royalties shall be deemed to arise in a Contracting State when the payer is a resident 

of that State. Where, however, the person paying the royalties, whether he is a resident of a 

Contracting State or not, has in a Contracting State a permanent establishment or a fixed 

base in connection with which the liability to pay the royalties was incurred, and such 

royalties are borne by such permanent establishment or fixed base, then such royalties shall 

be deemed to arise in the State in which the permanent establishment or fixed base is 

situated. 

 

(6)  Where, by reason of a special relationship between the payer and the beneficial 

owner or between both of them and some other person, the amount of the royalties, having 

regard to the use, right or information for which they are paid, exceeds the amount which 

would have been agreed upon by the payer and the beneficial owner in the absence of such 

relationship, the provisions of this Article shall apply only to the last-mentioned amount. In 

such case, the excess part of the payments shall remain taxable according to the laws of each 

Contracting State, due regard being had to the other provisions of this Agreement. 
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Article 13 
 

CAPITAL GAINS 
 
 

(1)  Gains derived by a resident of a Contracting State from the alienation of immovable 

property referred to in Article 6 and situated in the other Contracting State may be taxed in 

that other State.  

 

(2)  Gains from the alienation of shares or other rights in a company which assets 

principally, directly or indirectly, consist of immovable property situated in a Contracting 

State or rights pertaining to such immovable property, may be taxed in that State. 

 

(3)  Gains from the alienation of movable property forming part of the business property 

of a permanent establishment which an enterprise of a Contracting State has in the other 

Contracting State or of movable property pertaining to a fixed base available to a resident of 

a Contracting State in the other Contracting State for the purpose of performing independent 

personal services including such gains from the alienation of such a permanent establishment 

(alone or with the whole enterprise) or of such fixed base, may be taxed in that other State. 

 

(4)  Gains from the alienation of ships or aircraft operated in international traffic, boats 

engaged in inland waterways transport or movable property pertaining to the operation of 

such ships, aircraft or boats, shall be taxable only in the Contracting State in which the place 

of effective management of the enterprise is situated. 

 

(5)  Gains from the alienation of any property other than that referred to in the paragraphs 

above, shall be taxable only in the Contracting State of which the alienator is a resident. 

  

(6)  In the case of an individual who was a resident of a Contracting State and has become 

a resident of the other Contracting State, paragraph 5 shall not affect the right of the first-

mentioned State under its national laws to tax the individual on a capital appreciation up to 

the change of residence in respect of shares. The value of shares which was taken into 

account by the first-mentioned State in computing the taxable capital appreciation shall be 
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treated as cost of acquisition of such shares by the other Contracting State if a subsequent 

alienation of such shares entails a capital gain which is taxable in that other State. 

 

 
 
 

Article 14 
 

INDEPENDENT PERSONAL SERVICES 
 
 

(1)  Income derived by a resident of a Contracting State in respect of professional services 

or other activities of an independent character shall be taxable only in that State unless he 

has a fixed base regularly available to him in the other Contracting State for the purpose of 

performing his activities. If he has such a fixed base, the income may be taxed in the other 

State but only so much of it as is attributable to that fixed base. 

 

(2)  The term "professional services" includes especially independent scientific, literary, 

artistic, educational or teaching activities as well as the independent activities of physicians, 

lawyers, engineers, architects, dentists and accountants. 

 

 

 

Article 15 

 
DEPENDENT PERSONAL SERVICES 

 
 

(1)  Subject to the provisions of Articles 16, 18, 19, and 20, salaries, wages and other 

similar remuneration derived by a resident of a Contracting State in respect of an 

employment shall be taxable only in that State unless the employment is exercised in the 

other Contracting State. If the employment is so exercised, such remuneration as is derived 

therefrom may be taxed in that other State. 

 

(2)  Notwithstanding the provisions of paragraph 1, remuneration derived by a resident of 

a Contracting State in respect of an employment exercised in the other Contracting State 

shall be taxable only in the first-mentioned State if: 
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 a) the recipient is present in the other State for a period or periods not exceeding 

in the aggregate 183 days in the fiscal year concerned, and 

 

 b) the remuneration is paid by, or on behalf of, an employer who is not a resident 

of the other State, and 

 

 c) the remuneration is not borne by a permanent establishment or a fixed base 

which the employer has in the other State. 

 

(3)  Notwithstanding the preceding provisions of this Article, remuneration derived in 

respect of an employment exercised aboard a ship or aircraft operated in international traffic, 

or aboard a boat engaged in inland waterways transport, may be taxed in the Contracting 

State in which the place of effective management of the enterprise is situated. 

 
 
 

Article 16 
 

DIRECTORS' FEES 
 
 

Directors' fees and other similar payments derived by a resident of a Contracting State in 

his capacity as a member of the board of directors of a company which is a resident of the 

other Contracting State may be taxed in that other State. 
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Article 17 

 
ARTISTES AND SPORTSMEN 

 
 

(1)  Notwithstanding the provisions of Articles 7, 14 and 15, income derived by a resident 

of a Contracting State as an entertainer, such as a theatre, motion picture, radio or television 

artiste, or a musician, or as a sportsman, from his personal activities as such exercised in the 

other Contracting State, may be taxed in that other State. 

 

(2)  Where income in respect of personal activities exercised by an entertainer or a 

sportsman in his capacity as such accrues not to the entertainer or sportsman himself but to 

another person, that income may, notwithstanding the provisions of Articles 7, 14 and 15, be 

taxed in the Contracting State in which the activities of the entertainer or sportsman are 

exercised. 

 

(3) Paragraphs 1 and 2 shall not apply to income accruing from the exercise of activities 

by artists or sportsmen in a Contracting State where the visit to that State is financed entirely 

or mainly from public funds of one or both of the Contracting States, a political subdivision, 

a local authority or a government institution thereof or by an organisation recognised as a 

charitable organisation. 

 
 
 

Article 18 
 

PENSIONS, ANNUITIES AND SIMILAR PAYMENTS 
 
 

(1)  Pensions and similar payments or annuities received by a resident of a Contracting 

State from the other Contracting State shall be taxable only in the first-mentioned State. 

 

(2)  The term "annuities" means certain amounts payable periodically at stated times, for 

life or for a specified or ascertainable period of time, under an obligation to make the 

payments in return for adequate and full consideration in money or money's worth. 
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(3)  Income derived by a resident of a Contracting State from the other Contracting State 

under a legal claim to maintenance may not be taxed in the first-mentioned State if such 

income would be exempt from tax according to the laws of the other Contracting State. 

 
 
 

Article 19 
 

GOVERNMENT SERVICE 
 
 

(1) a) Salaries, wages and other similar remuneration, other than a pension, paid by a 

Contracting State or a political subdivision or a local authority thereof to an 

individual in respect of services rendered to that State or subdivision or 

authority shall be taxable only in that State. 

 

 b) However, such salaries, wages and other similar remuneration shall be taxable 

only in the other Contracting State if the services are rendered in that State and 

the individual is a resident of that State who: 

 

   i) is a national of that State; or 

  ii) did not become a resident of that State solely for the purpose of 

 rendering the services. 

 

(2) a) Any pension paid by, or out of funds created by, a Contracting State or a 

political subdivision or a local authority thereof to an individual in respect of 

services rendered to that State or subdivision or authority shall be taxable only 

in that State. 

 

 b) However, such pension shall be taxable only in the other Contracting State if 

the individual is a resident of, and a national of, that State. 

 

(3)  The provisions of Articles 15, 16, 17, and 18 shall apply to salaries, wages and other 

similar remuneration, and to pensions, in respect of services rendered in connection with a 

business carried on by a Contracting State or a political subdivision or a local authority 

thereof. 
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Article 20 
 

PROFESSORS AND RESEARCHERS 
 
 

A professor, teacher or researcher who makes a temporary visit to a Contracting State 

solely for the purpose of teaching or carrying out research at a university, college or other 

recognised educational institution in that Contracting State and who is or was immediately 

before that visit a resident of the other Contracting State, shall be exempt from tax in the 

first-mentioned Contracting State for a period not exceeding two years from the date of his 

first visit for that purpose in respect of remuneration for such teaching or research, provided 

that he is taxed on such remuneration in the other Contracting State.  

 

 

 
Article 21 

 
STUDENTS 

 
 

(1)  Payments which a student or business apprentice who is or was immediately  before 

visiting a Contracting State a resident of the other Contracting State and who is present in 

the first-mentioned State solely for the purpose of his education or training receives for the 

purpose of his maintenance, education or training shall not be taxed in that State, provided 

that such payments arise from sources outside that State. 

 
(2)  Remuneration which a student or business apprentice who is or was formerly a 

resident of a Contracting State derives from an employment which he exercises in the other 

Contracting State for a period or periods not exceeding in the aggregate 183 days in the 

fiscal year concerned shall not be taxed in that other State if the employment is directly 

related to his studies or apprenticeship carried out in the first-mentioned State. 

 
 
 

Article 22 
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OTHER INCOME 
 
 

(1)  Items of income of a resident of a Contracting State, wherever arising, not dealt with 

in the foregoing Articles of this Agreement shall be taxable only in that State. 

 

(2)  The provisions of paragraph 1 shall not apply to income, other than income from 

immovable property as defined in paragraph 2 of Article 6, if the recipient of such income, 

being a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting State 

through a permanent establishment situated therein, or performs in that other State 

independent personal services from a fixed base situated therein, and the right or property in 

respect of which the income is paid is effectively connected with such permanent 

establishment or fixed base. In such case the provisions of Article 7 or Article 14, as the case 

may be, shall apply. 

 

 
 

Article 23 
 

CAPITAL 
 
 

(1)  Capital represented by immovable property referred to in Article 6, owned by a 

resident of a Contracting State and situated in the other Contracting State, may be taxed in 

that other State. 

 

(2)  Capital represented by movable property forming part of the business property of a 

permanent establishment which an enterprise of a Contracting State has in the other 

Contracting State or by movable property pertaining to a fixed base available to a resident of 

a Contracting State in the other Contracting State for the purpose of performing independent 

personal services, may be taxed in that other State. 

 

(3)  Capital represented by ships and aircraft operated in international traffic and by boats 

engaged in inland waterways transport, and by movable property pertaining to the operation 

of such ships, aircraft and boats, shall be taxable only in the Contracting State in which the 

place of effective management of the enterprise is situated. 
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(4)  All other elements of capital of a resident of a Contracting State shall be taxable only 

in that State. 

 
 
 

Article 24 
 

METHODS FOR ELIMINATION OF DOUBLE TAXATION 
 

(1)  In the case of a resident of Poland, double taxation shall be avoided as follows: 

 

Where a resident of Poland derives income or owns capital which, in accordance with the 

provisions of this Agreement, may be taxed in Austria, Poland shall allow: 

 

a) as a deduction from the tax on the income of that resident, an amount equal to the 

income tax paid in Austria; 

b) as a deduction from the tax on the capital of that resident, an amount equal to the 

capital tax paid in Austria. 

 

Such deduction in either case shall not, however, exceed that part of the income tax or 

capital tax, as computed before the deduction is given, which is attributable, as the case may 

be, to the income or the capital which may be taxed in Austria. 

 

(2)  In the case of a resident of Austria, double taxation shall be avoided as follows: 

 

a) Where a resident of Austria derives income or owns capital which, in accordance with 

the provisions of this Agreement, may be taxed in Poland, Austria shall, subject to the 

provisions of sub-paragraphs b) and c) and paragraph 3, exempt such income or capital 

from tax. 

 

b) Where a resident of Austria derives items of income which, in accordance with the 

provisions of Articles 10, 11, 12 and paragraph 2 of Article 13, may be taxed in 

Poland, Austria shall allow as a deduction from the tax on the income of that resident 

an amount equal to the tax paid in Poland. Such deduction shall not, however, exceed 
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that part of the tax, as computed before the deduction is given, which is attributable to 

such items of income derived from Poland. 

 

c) Dividends in the sense of sub-paragraph a) of paragraph 2 of Article 10 paid by a 

company which is a resident of Poland to a company which is a resident of Austria 

shall be exempt from tax in Austria, subject to the relevant provisions of the domestic 

law of Austria, however, notwithstanding any deviating minimum participation 

requirements provided for by that law. 

 

(3)  Where in accordance with any provision of the Agreement income derived or capital 

owned by a resident of a Contracting State is exempt from tax in that State, such State may 

nevertheless, in calculating the amount of tax on the remaining income or capital of such 

resident, take into account the exempted income or capital. 

 

 

 
Article 25 

 
NON-DISCRIMINATION 

 
 

(1)  Nationals of a Contracting State shall not be subjected in the other Contracting State 

to any taxation or any requirement connected therewith, which is other or more burdensome 

than the taxation and connected requirements to which nationals of that other State in the 

same circumstances, in particular with respect to residence, are or may be subjected. This 

provision shall, notwithstanding the provisions of Article 1, also apply to persons who are 

not residents of one or both of the Contracting States. 

 

(2)  Stateless persons who are residents of a Contracting State shall not be subjected in 

either Contracting State to any taxation or any requirement connected therewith, which is 

other or more burdensome than the taxation and connected requirements to which nationals 

of the State concerned in the same circumstances, in particular with respect to residence, are 

or may be subjected. 
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(3)  The taxation on a permanent establishment which an enterprise of a Contracting State 

has in the other Contracting State shall not be less favourably levied in that other State than 

the taxation levied on enterprises of  that other State carrying on the same activities. This 

provision shall not be construed as obliging a Contracting State to grant to residents of the 

other Contracting State any personal allowances, reliefs and reductions for taxation purposes 

on account of civil status or family responsibilities which it grants to its own residents. 

 

(4)  Except where the provisions of paragraph 1 of Article 9, paragraph 7 of Article 11, or 

paragraph 6 of Article 12, apply, interest, royalties and other disbursements paid by an 

enterprise of a Contracting State to a resident of the other Contracting State shall, for the 

purpose of determining the taxable profits of such enterprise, be deductible under the same 

conditions as if they had been paid to a resident of the first-mentioned State. Similarly, any 

debts of an enterprise of a Contracting State to a resident of the other Contracting State shall, 

for the purpose of determining the taxable capital of such enterprise, be deductible under the 

same conditions as if they had been contracted to a resident of the first-mentioned State. 

 

(5)  Enterprises of a Contracting State, the capital of which is wholly or partly owned or 

controlled, directly or indirectly, by one or more residents of the other Contracting State, 

shall not be subjected in the first-mentioned State to any taxation or any requirement 

connected therewith which is other or more burdensome than the taxation and connected 

requirements to which other similar enterprises of the first-mentioned State are or may be 

subjected. 

 

(6)  The provisions of this Article shall, notwithstanding the provisions of Article 2, apply 

to taxes of every kind and description. 
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Article 26 

 
MUTUAL AGREEMENT PROCEDURE 

 
 

(1)  Where a person considers that the actions of one or both of the Contracting States 

result or will result for him in taxation not in accordance with the provisions of this 

Agreement, he may, irrespective of the remedies provided by the domestic law of those 

States, present his case to the competent authority of the Contracting State of which he is a 

resident or, if his case comes under paragraph 1 of Article 25, to that of the Contracting State 

of which he is a national. The case must be presented within three years from the first 

notification of the action resulting in taxation not in accordance with the provisions of the 

Agreement. 

 

(2)  The competent authority shall endeavour, if the objection appears to it to be justified 

and if it is not itself able to arrive at a satisfactory solution, to resolve the case by mutual 

agreement with the competent authority of the other Contracting State, with a view to the 

avoidance of taxation which is not in accordance with the Agreement. Any agreement 

reached shall be implemented notwithstanding any time limits in the domestic law of the 

Contracting States. 

 

(3)  The competent authorities of the Contracting States shall endeavour to resolve by 

mutual agreement any difficulties or doubts arising as to the interpretation or application of 

the Agreement. They may also consult together for the elimination of double taxation in 

cases not provided for in the Agreement. 

 

(4)  The competent authorities of the Contracting States may communicate with each 

other directly, including through a joint commission consisting of themselves or their 

representatives, for the purpose of reaching an agreement in the sense of the preceding 

paragraphs.  
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Article 27 
 

EXCHANGE OF INFORMATION 
 
 

(1)  The competent authorities of the Contracting States shall exchange such information 

as is necessary for carrying out the provisions of this Agreement or of the domestic laws 

concerning taxes of every kind and description imposed on behalf of the Contracting States, 

or of their political subdivisions or local authorities, insofar as the taxation thereunder is not 

contrary to the Agreement. The exchange of information is not restricted by Articles 1 and 2. 

Any information received by a Contracting State shall be treated as secret in the same 

manner as information obtained under the domestic laws of that State and shall be disclosed 

only to persons or authorities (including courts and administrative bodies) concerned with 

the assessment or collection of, the enforcement or prosecution in respect of, or the 

determination of appeals in relation to, the taxes covered by the Agreement. Such persons or 

authorities shall use the information only for such purposes. They may disclose the 

information in public court proceedings or in judicial decisions. 

 

(2)  In no case shall the provisions of paragraph 1 be construed so as to impose on a 

Contracting State the obligation: 

 

 a) to carry out administrative measures at variance with the laws and 

administrative practice of that or of the other Contracting State; 

 

 b) to supply information which is not obtainable under the laws or in the normal 

course of the administration of that or of the other Contracting State; 

  

 c) to supply information which would disclose any trade, business, industrial, 

commercial or professional secret or trade process, or information, the 

disclosure of which would be contrary to public policy (ordre public).  
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Article 28 
 

MEMBERS OF DIPLOMATIC MISSIONS AND CONSULAR POSTS 
 
 

(1) Nothing in this Agreement shall affect the fiscal privileges of members of diplomatic 

missions or consular posts under the general rules of international law or under the 

provisions of special agreements. 

 

(2) Insofar as, due to fiscal privileges granted to diplomatic missions and consular posts 

under the general rules of international law or under the provisions of special international 

agreements, items of income or capital are not subject to tax in the receiving State, the 

sending State shall have the right to tax such items of income or capital. 

 

(3) Notwithstanding the provisions of Article 4, an individual who is a member of a 

diplomatic mission, a consular post or a permanent mission of a Contracting State which is 

situated in the other Contracting State or in a third State shall be deemed for the purposes of 

this Agreement to be a resident of the sending State if: 

a) in accordance with international law he is not liable to tax in the receiving State in 

respect of items of income from sources outside that State, and 

b) he is liable in the sending State to the same obligations in relation to tax on his total 

income or on capital as are residents of that State. 

 
 

 
Article 29 

 
ENTRY INTO FORCE 

 
 

(1)  The Contracting States shall notify to each other that the constitutional requirements 

for entry into force of this Agreement have been complied with. 

 

(2)  This Agreement shall enter into force on the first day of the third month following the 

date of the latter of the notifications referred to in paragraph 1 and its provisions shall apply: 
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a) in respect of taxes withheld at source to amounts of income derived on or after first 

January in the calendar year next following the year in which the Agreement enters 

into force; 

 

b) in respect of other taxes on income and taxes on capital to such taxes chargeable for 

any taxable year beginning on or after first January in the calendar year next following 

the year in which the Agreement enters into force. 

 

(3)  The provisions of the Agreement between the Polish People's Republic and the 

Republic Austria for the avoidance of double taxation with respect to taxes on income and 

on capital signed in Warsaw, on October 2, 1974, shall cease to be effective on the date 

preceding the day on which the present Agreement shall become applicable.  

 
 
 

Article 30 
 

TERMINATION 
 
 

This Agreement shall remain in force until terminated by a Contracting State. Either 

Contracting State may terminate the Agreement, through diplomatic channels, by giving 

written notice of termination at least six months before the end of any calendar year the year 

following after the period of five years from the date on which the Agreement enters into 

force. In such event, the Agreement shall cease to have effect: 

 

a) in respect of the taxes withheld at source to amounts of income derived on or after first 

January in the calendar year next following the year in which such notice has been 

given; 

 

b) in respect of other taxes on income and taxes on capital to such taxes chargeable for 

any taxable year beginning on or after first January in the calendar year next following 

the year in which such notice has been given. 
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 IN WITNESS WHEREOF the Plenipotentiaries of the two Contracting States, 

duly authorised thereto, have signed this Agreement. 

 

 

 DONE in duplicate in  Vienna on the 13 day of January 2004 , in the German, 

Polish and English languages, each text being equally authentic. In case of divergence of 

interpretation the English text shall prevail. 

 
 
Mag. Karl-Heinz Grasser     Dr. Andrzej Raczko 
FOR THE GOVERNMENT  
OF THE REPUBLIC OF AUSTRIA  

FOR THE GOVERNMENT  
OF THE REPUBLIC OF POLAND 
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PROTOCOL 
 
 
At the moment of signing the Agreement between the Republic of Austria and the Republic 
of Poland for the Avoidance of Double Taxation with respect to Taxes on Income and on 
Capital the undersigned have agreed that the following provisions shall form an integral part 
of the Agreement. 
 
 
I. Re Interpretation of the Convention 
 
It is understood that provisions of the Agreement which are drafted according to the 
corresponding provisions of the OECD-Model Convention on Income and on Capital shall 
generally be expected to have the same meaning as expressed in the OECD Commentary 
thereon.  The understanding in the preceding sentence will not apply with respect to the 
following: 

a) any reservations or observations to the OECD Model or its Commentary by 
either Contracting State; 

b) any contrary interpretation in a published explanation by one of the Contracting 
States that has been provided to the competent authority of the other Contracting 
State prior to the entry into force of the Agreement; and 

c) any contrary interpretation agreed to by the competent authorities after the entry 
into force of the Agreement. 

The Commentary - as it may be revised from time to time - constitutes a means of 
interpretation in the sense of the Articles on interpretation of the Vienna Convention of 23 
May 1969 on the Law of Treaties. 
 
 
II. Re Article 5 
 
If a resident of a Contracting State had in the other Contracting State a building site or 
construction or installation project on the date on which this Agreement became applicable, 
and this project continues after the date on which this Agreement became applicable, then 
the twelve-month period shall be calculated from the date mentioned here, but this benefit 
shall in no case exceed twenty-four months from the date when the building site or 
construction or installation project started to exist.  
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III. Re Article 11 
 
(1) It is understood that  

a) on behalf of Poland the Korporacja Ubezpieczeń Kredytów Exportowych, and 
b) on behalf of Austria the Oesterreichische Kontrollbank AG  

have to be treated as public institutions in the sense of sub-paragraph b) of paragraph 3 of 
Article 11. 
 
(2) Sub-paragraphs c) and d) of paragraph 3 do not apply in the case of debt-claim created 
or assigned mainly for purposes of taking advantage of those subparagraphs and not for bona 
fide commercial reasons, as well as in the context of thin capitalisation.  
 
 
IV. Re Article 19 
 
It is understood that the provisions of paragraph 1 of Article 19 shall likewise apply in 
respect of remuneration paid to: 

a) to the members of the staff of the Polish Institute in Vienna and of the Vienna 
Branch of the Polish Academy of Science, and 

b) the Austrian Foreign Trade Commissioner in Warsaw and to the members of the 
staff of that Austrian Foreign Trade Commissioner, and to the members of the 
staff of the Austrian Cultural Forum in Warsaw. 

 
 
IN WITNESS WHEREOF the Plenipotentiaries of the two Contracting States, duly 
authorised thereto, have signed this Protocol. 
 
DONE in duplicate in Vienna on the13 day of January 2004 in the German, Polish and 
English languages, each text being equally authentic. In case of divergence of interpretation 
the English text shall prevail. 
Mag. Karl-Heinz Grasser     Dr. Andrzej Raczko 
FOR THE GOVERNMENT OF  
THE REPUBLIC OF AUSTRIA  

FOR THE GOVERNMENT OF  
THE REPUBLIC OF POLAND 
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UMOWA 
 
 

MIĘDZY 
 

REPUBLIKĄ AUSTRII  
 

A 
 

RZECZĄPOSPOLITĄ POLSKĄ 
 
 
 

W SPRAWIE UNIKANIA PODWÓJNEGO OPODATKOWANIA  
W ZAKRESIE PODATKÓW OD DOCHODU I OD MAJĄTKU 

 
 
 
 
 
 
 
 

Republika Austrii i Rzeczpospolita Polska, pragnąc zawrzeć Umowę w 
sprawie unikania podwójnego opodatkowania w zakresie podatków od dochodu i 
od majątku, 
 
 
 
Uzgodniły, co następuje: 
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Artykuł 1 
 

ZAKRES PODMIOTOWY 
 
 

Niniejsza Umowa dotyczy osób mających miejsce zamieszkania lub  
siedzibę w jednym lub w obu Umawiających się Państwach. 

 
 

Artykuł 2 
 

PODATKI, KTÓRYCH DOTYCZY UMOWA 
 

 
1. Niniejsza Umowa dotyczy podatków od dochodu i majątku, bez względu na 
sposób ich poboru, pobieranych na rzecz każdego Umawiającego się Państwa, 
jego jednostek terytorialnych lub organów lokalnych. 
 
2. Za podatki od dochodu i majątku uważa się wszystkie podatki, które pobiera się 
od całego dochodu, od całego majątku albo od części dochodu lub od części 
majątku, włączając podatki od zysku z przeniesienia tytułu własności majątku 
ruchomego lub nieruchomego, podatki od całkowitych kwot pensji lub 
wynagrodzeń wypłacanych przez przedsiębiorstwa, jak również podatki od 
przyrostu majątku. 
 
3. Do obecnie istniejących podatków, których dotyczy Umowa, należą: 
 

a) w Polsce: 
1) podatek dochodowy od osób fizycznych, i 
2) podatek dochodowy od osób prawnych, 
 

 
b) w Austrii: 

1) podatek dochodowy; 
2) podatek od osób prawnych; 
3) podatek gruntowy; 
4) danina od gospodarstw rolnych i leśnych; 
5) danina od wartości nie zabudowanych gruntów. 
 

 
4. Niniejsza Umowa będzie miała także zastosowanie do wszystkich podatków 
takiego samego lub w istotnym stopniu podobnego rodzaju, które po podpisaniu 
niniejszej Umowy zostaną wprowadzone obok już istniejących podatków lub w 
ich miejsce. Właściwe organy Umawiających się Państw będą informowały się 
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3 
 
wzajemnie o zasadniczych zmianach dokonanych w ich ustawodawstwach 
podatkowych. 
 
 

 
Artykuł 3 

 
DEFINICJE OGÓLNE 

 
 

1. W rozumieniu niniejszej Umowy, jeżeli z kontekstu nie wynika inaczej: 
 

a) określenie „Polska” użyte w sensie geograficznym oznacza 
terytorium Rzeczypospolitej Polskiej, w tym obszary poza wodami 
terytorialnymi, na których, na podstawie ustawodawstwa 
Rzeczypospolitej Polskiej i zgodnie z prawem międzynarodowym, 
Polska sprawuje jej suwerenne prawa do dna morskiego, jego 
podglebia i ich zasobów naturalnych; 

  
b) określenie „Austria” oznacza Republikę Austrii; 

 
c) określenia „Umawiające się Państwo” i „drugie Umawiające się 

Państwo” oznaczają, w zależności od kontekstu, Polskę lub 
Austrię; 

 
d) określenie „osoba” oznacza osobę fizyczną, spółkę oraz każde inne 

zrzeszenie osób; 
 

e) określenie „spółka” oznacza osobę prawną lub inną jednostkę 
organizacyjną, którą dla celów podatkowych traktuje się jako osobę 
prawną; 

 
 

f) określenia „przedsiębiorstwo Umawiającego się Państwa” oraz 
„przedsiębiorstwo drugiego Umawiającego się Państwa” oznaczają 
odpowiednio przedsiębiorstwo prowadzone przez osobę mającą 
miejsce zamieszkania lub siedzibę w jednym Umawiającym się 
Państwie i przedsiębiorstwo prowadzone przez osobę mającą 
miejsce zamieszkania lub siedzibę w drugim Umawiającym się 
Państwie; 

 
g) określenie „transport międzynarodowy” oznacza wszelki transport 

statkiem morskim lub statkiem powietrznym eksploatowanym 
przez przedsiębiorstwo, którego miejsce faktycznego zarządu 
znajduje się w Umawiającym się Państwie, z wyjątkiem przypadku, 
gdy taki statek morski lub statek powietrzny jest eksploatowany 
wyłącznie między miejscami położonymi w drugim Umawiającym 
się Państwie; 
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h) określenie „właściwy organ” oznacza: 
 

1) w przypadku Polski - Ministra Finansów lub jego 
upoważnionego przedstawiciela; 

 
2) w przypadku Austrii – Związkowego Ministra Finansów lub 

jego upoważnionego przedstawiciela; 
 

i) określenie „obywatel” oznacza: 
 

i) każdą osobę fizyczną posiadającą obywatelstwo 
Umawiającego się Państwa, 

ii) każdą osobę prawną, spółkę osobową lub stowarzyszenie 
utworzone na podstawie ustawodawstwa obowiązującego w 
Umawiającym się Państwie. 

 
 
2. Przy stosowaniu niniejszej Umowy w dowolnym momencie przez Umawiające 
się Państwo, jeżeli z kontekstu nie wynika inaczej, każde określenie w niej nie 
zdefiniowane, będzie miało takie znaczenie, jakie ma ono w danym czasie w  
przepisach prawnych tego Państwa w zakresie podatków, do których ma 
zastosowanie niniejsza Umowa,  przy czym znaczenie wynikające z 
ustawodawstwa podatkowego tego Państwa ma pierwszeństwo przed znaczeniem 
nadanym określeniu przez inne przepisy prawne tego Państwa. 
 

 
 

Artykuł 4 
 

MIEJSCE ZAMIESZKANIA LUB SIEDZIBA 
 
 
1. W rozumieniu niniejszej Umowy, określenie „osoba mająca miejsce 
zamieszkania lub siedzibę w Umawiającym się Państwie” oznacza każdą osobę, 
która zgodnie z prawem tego Państwa podlega tam opodatkowaniu z uwagi na jej 
miejsce zamieszkania, miejsce stałego pobytu, siedzibę zarządu albo inne 
kryterium o podobnym charakterze i obejmuje również to Państwo, jego jednostkę 
terytorialną lub organ lokalny. Określenie to jednak nie obejmuje osób, które 
podlegają opodatkowaniu w tym Państwie w zakresie dochodu osiąganego tylko 
ze źródeł w tym Państwie lub z tytułu majątku położonego w tym Państwie. 
 
2. Jeżeli, stosownie do postanowień ustępu 1, osoba fizyczna ma miejsce 
zamieszkania w obu Umawiających się Państwach, to jej status określa się według 
następujących zasad: 
 

a) osobę uważa się za mającą miejsce zamieszkania w tym Państwie, 
w którym ma ona stałe miejsce zamieszkania; jeżeli ma ona stałe 
miejsce zamieszkania w obu Umawiających się Państwach, to 
uważa się ją za mającą miejsce zamieszkania tylko w tym 
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Państwie, z którym ma ona ściślejsze powiązania osobiste i 
gospodarcze (ośrodek interesów życiowych); 

 
b) jeżeli nie można ustalić, w którym Państwie osoba ma ośrodek 

interesów życiowych, albo jeżeli nie posiada ona stałego miejsca 
zamieszkania w żadnym z Państw, to uważa się ją za mającą 
miejsce zamieszkania w tym Umawiającym się Państwie, w którym 
zwykle przebywa; 

 
c) jeżeli przebywa ona zazwyczaj w obu Państwach lub nie przebywa 

zazwyczaj w żadnym z nich, to uważa się ją za mającą miejsce 
zamieszkania w tym Państwie, którego jest obywatelem; 

 
d) jeżeli osoba jest obywatelem obydwu Państw lub nie jest 

obywatelem żadnego z nich, to właściwe organy Umawiających się 
Państw rozstrzygną sprawę w drodze wzajemnego porozumienia. 

 
3. Jeżeli, stosownie do postanowień ustępu 1, osoba nie będąca osobą fizyczną, 
ma siedzibę w obu Umawiających się Państwach, to uważa się, że ma ona 
siedzibę w tym Umawiającym się Państwie, w którym znajduje się miejsce jej 
faktycznego zarządu. 
 

 
 

Artykuł 5 
 

ZAKŁAD 
 
 

1. W rozumieniu niniejszej Umowy, określenie „zakład” oznacza stałą placówkę, 
przez którą całkowicie lub częściowo prowadzona jest działalność 
przedsiębiorstwa. 
 
2. Określenie „zakład” obejmuje w szczególności: 
 

a) siedzibę zarządu, 
b) filię, 
c) biuro, 
d) fabrykę, 
e) warsztat,  
f) kopalnię, źródło ropy naftowej lub gazu, kamieniołom albo każde 

inne miejsce wydobywania zasobów naturalnych. 
 
3. Plac budowy, prace budowlane lub instalacyjne stanowią zakład tylko wtedy, 
jeżeli trwają one dłużej niż dwanaście miesięcy. 
 
4. Bez względu na poprzednie postanowienia tego artykułu, określenie „zakład” 
nie obejmuje: 
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6 
 

a) użytkowania placówek, które służą wyłącznie do składowania, 
wystawiania lub wydawania dóbr lub towarów należących do 
przedsiębiorstwa; 

b) utrzymywania zapasów dóbr lub towarów należących do 
przedsiębiorstwa wyłącznie w celu składowania, wystawiania lub 
wydawania; 

c) utrzymywania zapasów dóbr lub towarów należących do  
przedsiębiorstwa wyłącznie w celu przerobu przez inne 
przedsiębiorstwo; 

d) utrzymywania stałej placówki wyłącznie w celu zakupu dóbr lub 
towarów albo w celu zbierania informacji dla przedsiębiorstwa; 

e) utrzymywania stałej placówki wyłącznie w celu prowadzenia dla 
przedsiębiorstwa jakiejkolwiek innej działalności o charakterze 
przygotowawczym lub pomocniczym; 

f)  utrzymywania stałej placówki wyłącznie w celu prowadzenia 
któregokolwiek rodzaju działalności, o jakich mowa w punktach a) 
do e), pod warunkiem jednak, że całkowita działalność tej placówki, 
wynikająca z takiego połączenia rodzajów działalności ma charakter 
przygotowawczy lub pomocniczy. 

 
5. Bez względu na postanowienia ustępów 1 i 2, jeżeli osoba, z wyjątkiem 
niezależnego przedstawiciela w rozumieniu ustępu 6, działa w imieniu 
przedsiębiorstwa oraz posiada i zwyczajowo wykonuje pełnomocnictwo do 
zawierania umów w Umawiającym się Państwie w imieniu przedsiębiorstwa, to 
uważa się, że przedsiębiorstwo to posiada w tym Państwie zakład, w zakresie 
każdego rodzaju działalności, jaką osoba ta podejmuje dla przedsiębiorstwa, 
chyba że czynności wykonywane przez tę osobę ograniczają się do rodzajów 
działalności, wymienionych w ustępie 4, które gdyby były wykonywane za 
pośrednictwem stałej placówki nie powodowałyby uznania tej placówki za zakład 
na podstawie postanowień tego ustępu. 
 
6. Nie uważa się, że przedsiębiorstwo posiada zakład w Umawiającym się 
Państwie tylko z tego powodu, że wykonuje ono w tym Państwie czynności przez 
maklera, generalnego komisanta albo przez jakiegokolwiek innego niezależnego 
przedstawiciela, pod warunkiem, że te osoby działają w ramach swojej zwykłej 
działalności. 
 
7. Fakt, że spółka mająca siedzibę w Umawiającym się Państwie kontroluje lub 
jest kontrolowana przez spółkę, która ma siedzibę w drugim Umawiającym się 
Państwie, albo która prowadzi działalność w tym drugim Państwie (przez 
posiadany tam zakład albo w inny sposób), nie wystarcza, aby którąkolwiek z 
tych spółek uważać za zakład drugiej spółki. 
 

 
 
 
 
 

Artykuł 6 
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DOCHÓD Z MAJĄTKU NIERUCHOMEGO 

 
 

1. Dochód osiągany przez osobę mającą miejsce zamieszkania lub siedzibę w 
Umawiającym się Państwie z majątku nieruchomego (włączając dochód z 
gospodarstwa rolnego lub leśnego), położonego w drugim Umawiającym się 
Państwie, może być opodatkowany w tym drugim Państwie. 
 
2. Określenie „majątek nieruchomy” ma takie znaczenie, jakie nadaje mu prawo 
tego Umawiającego się Państwa, na terytorium którego dany majątek jest 
położony. Określenie to obejmuje w każdym przypadku mienie przynależne do 
majątku nieruchomego, żywy i martwy inwentarz gospodarstw rolnych i leśnych, 
prawa, do których mają zastosowanie przepisy prawa powszechnego dotyczące 
własności ziemi, prawa użytkowania nieruchomości, jak również prawa do 
stałych i zmiennych świadczeń z tytułu eksploatacji lub prawa do eksploatacji 
złóż mineralnych, źródeł i innych zasobów naturalnych; statki morskie, statki 
żeglugi śródlądowej i statki powietrzne nie stanowią majątku nieruchomego. 
 
3. Postanowienia ustępu 1 stosuje się do dochodu osiągniętego z bezpośredniego 
użytkowania, dzierżawy lub innego rodzaju użytkowania majątku nieruchomego. 
 
4. Postanowienia ustępów 1 i 3 stosuje się również do dochodu z majątku 
nieruchomego przedsiębiorstwa i do dochodu z majątku nieruchomego służącego 
do wykonywania wolnego zawodu. 

 
 
 

Artykuł 7 
 

ZYSKI PRZEDSIĘBIORSTW 
 

 1. Zyski przedsiębiorstwa Umawiającego się Państwa podlegają opodatkowaniu 
tylko w tym Państwie, chyba że przedsiębiorstwo prowadzi w drugim 
Umawiającym się Państwie działalność gospodarczą poprzez położony tam 
zakład. Jeżeli przedsiębiorstwo wykonuje działalność w ten sposób, to zyski 
przedsiębiorstwa mogą być opodatkowane w drugim Państwie, jednak tylko 
w takiej mierze, w jakiej można przypisać je temu zakładowi. 

 2.  Jeżeli przedsiębiorstwo Umawiającego się Państwa wykonuje działalność w 
drugim Umawiającym się Państwie poprzez położony tam zakład, to, z 
zastrzeżeniem postanowień ustępu 3, w każdym Umawiającym się Państwie 
należy przypisać takiemu zakładowi takie zyski, które mógłby on osiągnąć, 
gdyby wykonywał taką samą lub podobną działalność w takich samych lub 
podobnych warunkach jako samodzielne przedsiębiorstwo i był całkowicie 
niezależny w stosunkach z przedsiębiorstwem, którego jest zakładem. 
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 3. Przy ustalaniu zysków zakładu dopuszcza się odliczanie nakładów 
ponoszonych na rzecz tego zakładu, włącznie z kosztami zarządzania i ogólnymi 
kosztami administracyjnymi, niezależnie od tego, czy powstały w tym Państwie, 
w którym położony jest zakład, czy gdzie indziej. 

 4. Jeżeli w Umawiającym się Państwie istnieje zwyczaj ustalania zysków 
zakładu przez podział całkowitych zysków przedsiębiorstwa na jego 
poszczególne części, to postanowienia ustępu 2 nie wykluczają ustalenia przez 
to Umawiające się Państwo zysku do opodatkowania według zwykle 
stosowanego podziału; sposób stosowanego podziału zysku musi jednak być 
taki, żeby wynik był zgodny z zasadami zawartymi w tym artykule. 

 5. Nie można przypisać zakładowi zysku tylko z tytułu samego zakupu dóbr lub 
towarów przez ten zakład dla przedsiębiorstwa. 

 6. Przy stosowaniu poprzednich ustępów, ustalanie zysków zakładu powinno 
być dokonywane każdego roku w taki sam sposób, chyba że istnieją uzasadnione 
powody, aby postąpić inaczej. 

 7. Jeżeli w zyskach mieszczą się dochody, które zostały odrębnie uregulowane 
w innych artykułach niniejszej Umowy, to postanowienia tych innych artykułów 
nie będą naruszane przez postanowienia tego artykułu. 

8.  Określenie „zyski” użyte w tym artykule obejmuje  zyski osiągnięte przez  
wspólnika z tytułu jego uczestnictwa w spółce osobowej lub w każdym innym 
zrzeszeniu osób, które dla celów podatkowych traktowane jest w identyczny 
sposób, a w przypadku Austrii, zyski osiągnięte z tytułu uczestnictwa w  spółce 
cichej (Stille Gesellschaft) utworzonej na podstawie prawa austriackiego. 

 
 
 

Artykuł 8 
 

TRASNPORT ŻEGLUGI MORSKIEJ I ŻEGLUGI ŚRÓDLĄDOWEJ 
ORAZ TRASNPORT POWIETRZNY 

 
 

1. Zyski osiągane z eksploatacji statków morskich lub statków powietrznych w 
transporcie międzynarodowym podlegają opodatkowaniu tylko w tym 
Umawiającym się Państwie, w którym znajduje się miejsce faktycznego zarządu 
przedsiębiorstwa. 
 
2. Zyski osiągane z eksploatacji statków w żegludze śródlądowej podlegają 
opodatkowaniu tylko w tym Umawiającym się Państwie, w którym znajduje się 
miejsce faktycznego zarządu przedsiębiorstwa. 
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3. Jeśli miejsce faktycznego zarządu przedsiębiorstwa żeglugi morskiej lub 
przedsiębiorstwa żeglugi śródlądowej znajduje się na pokładzie statku morskiego 
lub statku żeglugi śródlądowej, to uważa się, że znajduje się ono w tym 
Umawiającym się Państwie, w którym znajduje się port macierzysty statku 
morskiego lub statku żeglugi śródlądowej, lub jeżeli statek morski lub statek 
żeglugi śródlądowej nie ma portu macierzystego, to w tym Umawiającym się 
Państwie, w którym osoba eksploatująca statek morski lub statek żeglugi 
śródlądowej ma miejsce zamieszkania lub siedzibę. 

 
4. Postanowienia ustępu 1 stosuje się również do zysków pochodzących z 
uczestnictwa w umowie poolowej, we wspólnym przedsiębiorstwie lub 
międzynarodowym związku eksploatacyjnym. 
 
5. W rozumieniu tego artykułu, zyski osiągane z eksploatacji statków morskich 
lub statków powietrznych w transporcie międzynarodowym obejmują: 
 
a) zyski osiągane z najmu samych statków morskich lub statków powietrznych 
bez załogi; i 
 
b) zyski osiągane z użytkowania, utrzymywania lub najmu kontenerów (włączając 
przyczepy i związane z nimi urządzenia służące do transportu kontenerów) 
stosowanych do transportu dóbr lub towarów, 
 
jeżeli taki najem lub użytkowanie, utrzymywanie albo najem ma w danym 
przypadku charakter uboczny w stosunku do eksploatacji statków morskich lub 
statków powietrznych w transporcie międzynarodowym.   

 
 

Artykuł 9 
 

PRZEDSIĘBIORSTWA POWIĄZANE 
 

 
1. Jeżeli: 
 

a) przedsiębiorstwo Umawiającego się Państwa uczestniczy 
bezpośrednio lub pośrednio w zarządzaniu, kontroli lub w kapitale 
przedsiębiorstwa drugiego Umawiającego się Państwa , albo 

 
b) te same osoby uczestniczą bezpośrednio lub pośrednio w 

zarządzaniu, kontroli lub w kapitale przedsiębiorstwa 
Umawiającego się Państwa i przedsiębiorstwa drugiego 
Umawiającego się Państwa, 

 
i jeżeli w jednym i w drugim przypadku między dwoma przedsiębiorstwami w 
zakresie ich stosunków handlowych i finansowych, zostaną umówione lub 
narzucone warunki, które różnią się od warunków, które ustaliłyby między sobą 
niezależne przedsiębiorstwa, wówczas zyski, które osiągnęłoby jedno z 
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10 
 
przedsiębiorstw bez tych warunków, ale z powodu tych warunków ich nie 
osiągnęło, mogą być uznane za zyski tego przedsiębiorstwa i odpowiednio 
opodatkowane. 
 
2. Jeżeli Umawiające się Państwo włącza do zysków własnego przedsiębiorstwa i 
odpowiednio opodatkowuje, również zyski przedsiębiorstwa drugiego 
Umawiającego się Państwa, z tytułu których przedsiębiorstwo to zostało 
opodatkowane w tym drugim Państwie, a zyski w ten sposób połączone są 
zyskami, które osiągnęłoby przedsiębiorstwo pierwszego Państwa, gdyby warunki 
ustalone między oboma przedsiębiorstwami były takie, jak między 
przedsiębiorstwami niezależnymi, wtedy to drugie Państwo dokona odpowiedniej 
korekty kwoty podatku wymierzonego w tym Państwie. Przy ustalaniu takiej 
korekty będą odpowiednio uwzględniane inne postanowienia niniejszej Umowy, a 
właściwe organy Umawiających się Państw, będą w razie konieczności 
porozumiewać się ze sobą bezpośrednio. 
 
 

Artykuł 10 
 

DYWIDENDY 
 
1. Dywidendy wypłacane przez spółkę mającą siedzibę w Umawiającym się 
Państwie osobie mającej miejsce zamieszkania lub siedzibę w drugim 
Umawiającym się Państwie, mogą być opodatkowane w tym drugim Państwie. 
 
2. Jednakże dywidendy takie mogą być opodatkowane także w Umawiającym się 
Państwie, w którym  spółka wypłacająca dywidendy ma swoją siedzibę, i zgodnie 
z prawem tego Państwa, ale jeżeli osoba uprawniona do dywidend ma miejsce 
zamieszkania lub siedzibę w drugim Umawiającym się Państwie, to podatek tak 
ustalony nie może przekroczyć: 
 

a) 5 % kwoty dywidend brutto, jeżeli osobą uprawnioną jest spółka (inna 
niż spółka osobowa), której bezpośredni udział w kapitale spółki 
wypłacającej dywidendy wynosi co najmniej 10 %; 

b) 15 % kwoty dywidend brutto we wszystkich pozostałych przypadkach. 
 
Postanowienia tego ustępu nie dotyczą opodatkowania spółki w odniesieniu do 
zysków z których dywidendy są wypłacane. 
 
3. Określenie "dywidendy" użyte w tym artykule, oznacza dochód z akcji, akcji 
gratisowych, praw do udziału w zysku, akcji w górnictwie, akcji członków-
założycieli lub innych praw z wyjątkiem wierzytelności, do udziału w zyskach, 
jak również dochód z innych praw w spółce, który według prawa podatkowego 
Państwa, w którym spółka wypłacająca dywidendy ma siedzibę, jest pod 
względem podatkowym traktowany jak dochód z akcji. 
 
4. Postanowienia ustępów 1 i 2 nie mają zastosowania, jeżeli osoba uprawniona 
do dywidend, mająca miejsce zamieszkania lub siedzibę w Umawiającym się 
Państwie, wykonuje w drugim Umawiającym się Państwie, w którym znajduje się 
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siedziba spółki wypłacającej dywidendy, działalność gospodarczą poprzez zakład 
w nim położony, bądź wykonuje w tym drugim Państwie wolny zawód za pomocą 
położonej tam stałej placówki, i gdy udział, z tytułu którego wypłaca się 
dywidendy, faktycznie wiąże się z działalnością takiego zakładu lub stałej 
placówki. W takim przypadku stosuje się postanowienia artykułu 7 lub artykułu 
14. 
 
5. Jeżeli spółka, której siedziba znajduje się w Umawiającym się Państwie, osiąga 
zyski lub dochody z drugiego Umawiającego się Państwa, wówczas to drugie 
Państwo nie może ani obciążać podatkiem dywidend wypłacanych przez tę 
spółkę, z wyjątkiem przypadku, gdy takie dywidendy są wypłacane osobie 
mającej miejsce zamieszkania lub siedzibę w tym drugim Państwie lub w 
przypadku, gdy udział, z tytułu którego dywidendy są wypłacane, faktycznie 
wiąże się z działalnością zakładu lub stałej placówki położonej w drugim 
Państwie, ani też obciążać nie wydzielonych zysków spółki podatkiem od nie 
wydzielonych zysków, nawet kiedy wypłacone dywidendy lub nie wydzielone 
zyski całkowicie lub częściowo pochodzą z zysków albo dochodów osiągniętych 
w tym drugim Państwie. 

 
 

Artykuł 11 
 

ODSETKI 
 
 

1. Odsetki, które powstają w Umawiającym się Państwie i są wypłacane osobie 
mającej miejsce zamieszkania lub siedzibę w drugim Umawiającym się Państwie, 
mogą być opodatkowane w tym drugim Państwie. 
 
2. Jednakże takie odsetki mogą być także opodatkowane w Umawiającym się 
Państwie, w którym powstają i zgodnie z ustawodawstwem tego Państwa, ale 
jeżeli osoba uprawniona do odsetek ma miejsce zamieszkania lub siedzibę w 
drugim Umawiającym się Państwie, to podatek w ten sposób wymierzony nie 
może przekroczyć 5 % kwoty brutto tych odsetek. Właściwe organy 
Umawiających się Państw rozstrzygną, w drodze wzajemnego porozumienia, 
sposób stosowania tego ograniczenia. 
 
3. Bez względu na postanowienia ustępu 2, wszelkie odsetki, o których mowa w 
ustępie 1, podlegają opodatkowaniu tylko w Umawiającym się Państwie, w 
którym odbiorca ma miejsce zamieszkania lub siedzibę, jeżeli odbiorca jest osobą 
uprawnioną do tych odsetek, a odsetki są wypłacane:  

 
a) na rzecz Rządu Rzeczypospolitej Polskiej lub Rządu Republiki 

Austrii; 
b) w związku z pożyczką dowolnego rodzaju przyznaną, 

zabezpieczoną lub gwarantowaną przez instytucję publiczną w celu 
promocji eksportu; 

c) w związku ze sprzedażą na kredyt urządzenia przemysłowego, 
handlowego lub naukowego; 
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d) w związku z pożyczką dowolnego rodzaju przyznaną przez bank. 
 
4. Użyte w tym artykule określenie "odsetki" oznacza dochód z wszelkiego 
rodzaju wierzytelności, zarówno zabezpieczonych jak i nie zabezpieczonych  
hipoteką lub prawem  do uczestniczenia w zyskach dłużnika, a w szczególności 
dochody z pożyczek rządowych oraz dochody z obligacji lub skryptów dłużnych, 
włącznie z premiami i nagrodami związanymi z takimi pożyczkami, obligacjami 
lub skryptami dłużnymi. Opłat karnych z tytułu opóźnionej zapłaty nie uważa się 
za odsetki w rozumieniu tego artykułu. 
 
5. Postanowienia ustępów 1, 2 i 3 nie mają zastosowania, jeżeli osoba uprawniona 
do tych odsetek mająca miejsce zamieszkania lub siedzibę w Umawiającym się 
Państwie, prowadzi w drugim Umawiającym się Państwie, w którym powstają 
odsetki, działalność gospodarczą poprzez zakład tam położony bądź wykonuje 
tam wolny zawód za pomocą  stałej placówki, i jeżeli wierzytelność, z tytułu 
której płacone są odsetki, jest faktycznie związana z takim zakładem lub stałą 
placówką. W takim przypadku stosuje się postanowienia artykułu 7 lub artykułu 
14. 
 
6. Uważa się, że odsetki powstają w Umawiającym się Państwie, jeżeli płatnikiem 
jest osoba mająca miejsce zamieszkania lub siedzibę w tym Państwie. Jeżeli 
jednak osoba wypłacająca odsetki, bez względu na to, czy ma ona miejsce 
zamieszkania lub siedzibę w Umawiającym się Państwie, posiada w 
Umawiającym się Państwie zakład lub stałą placówkę, w związku z działalnością 
których powstało zobowiązanie, z tytułu którego są wypłacane odsetki i zapłata 
tych odsetek jest pokrywana przez ten zakład lub stałą placówkę, to uważa się, że 
odsetki takie powstają w Państwie, w którym położony jest zakład lub stała 
placówka. 
 
7. Jeżeli w wyniku szczególnych powiązań między płatnikiem a osobą 
uprawnioną do odsetek lub między nimi a osobą trzecią, kwota odsetek 
związanych z zadłużeniem, z tytułu którego są wypłacane przekracza kwotę, która 
byłaby uzgodniona pomiędzy płatnikiem a osobą uprawnioną do odsetek bez 
takich powiązań, wówczas postanowienia tego artykułu mają zastosowanie tylko 
do ostatniej wymienionej kwoty. W takim przypadku nadpłacona część podlega 
opodatkowaniu w każdym Umawiającym się Państwie zgodnie z jego prawem i z 
uwzględnieniem odpowiednich postanowień niniejszej Umowy. 

 
 
 
 
 
 
 

Artykuł 12 
 

NALEŻNOŚCI LICENCYJNE 
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1. Należności licencyjne powstające w Umawiającym się Państwie i wypłacane 
osobie uprawnionej mającej miejsce zamieszkania lub siedzibę w drugim 
Umawiającym się Państwie, mogą być opodatkowane w tym drugim Państwie. 
 
2. Jednakże, należności o których mowa w ustępie 1, mogą być również 
opodatkowane w Umawiającym się Państwie, w którym powstają i zgodnie z 
prawem tego Państwa, ale jeżeli odbiorca jest właścicielem należności 
licencyjnych, podatek w ten sposób ustalony nie może przekroczyć 5 % procent 
kwoty należności licencyjnych brutto. 
 
3. Określenie „należności licencyjne” użyte w tym artykule, oznacza wszelkiego 
rodzaju należności płacone za użytkowanie lub prawo do użytkowania wszelkich 
praw autorskich do dzieła literackiego, artystycznego lub naukowego, włącznie z 
filmami dla kin, wszelkiego patentu, znaku towarowego, wzoru lub modelu, 
planu, tajemnicy technologii lub procesu produkcyjnego, jak również za 
użytkowanie lub prawo do użytkowania jakiegokolwiek urządzenia 
przemysłowego, handlowego lub naukowego lub za korzystanie z doświadczenia 
w dziedzinie przemysłowej, handlowej lub naukowej.  
 
4. Postanowienia ustępów 1 i 2 nie mają zastosowania, jeżeli osoba uprawniona 
do należności licencyjnych, mająca miejsce zamieszkania lub siedzibę w 
Umawiającym się Państwie prowadzi w drugim Umawiającym się Państwie, z 
którego pochodzą należności licencyjne, działalność gospodarczą poprzez zakład 
w nim położony bądź wykonuje wolny zawód za pomocą stałej placówki, a prawa 
lub majątek, z tytułu których wypłacane są należności licencyjne faktycznie wiążą 
się z działalnością tego zakładu lub stałej placówki. W takim przypadku stosuje 
się postanowienia artykułu 7 lub artykułu 14. 
 
5. Uważa się, że należności licencyjne powstają w Umawiającym się Państwie, 
gdy płatnikiem jest osoba mająca miejsce zamieszkania lub siedzibę w tym 
Państwie. Jeżeli jednak osoba wypłacająca należności licencyjne, bez względu na 
to czy ma ona miejsce zamieszkania lub siedzibę w Umawiającym się Państwie, 
posiada w Umawiającym się Państwie zakład lub stałą placówkę w związku z 
którymi powstał obowiązek zapłaty tych należności i należności te są ponoszone 
przez ten zakład lub stałą placówkę, wówczas uważa się, że należności licencyjne 
powstają w Państwie, w którym znajduje się zakład lub stała placówka. 
 
6. Jeżeli w wyniku szczególnych powiązań między płatnikiem a osobą 
uprawnioną do należności licencyjnych lub między nimi a osobą trzecią, kwota 
należności licencyjnych płacona za użytkowanie, prawo lub informację, 
przekracza kwotę, którą płatnik i osoba uprawniona do należności licencyjnych 
uzgodniliby bez tych powiązań, wówczas postanowienia tego artykułu stosuje się 
tylko do tej ostatniej wymienionej kwoty. W takim przypadku nadpłacona część, 
podlega opodatkowaniu w każdym Umawiającym się Państwie zgodnie z jego 
prawem i z uwzględnieniem innych postanowień niniejszej Umowy. 
 

 
Artykuł 13 
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14 
 

ZYSKI Z PRZENIESIENIA WŁASNOŚCI MAJĄTKU 
 
 
1. Zyski osiągane przez osobę mającą miejsce zamieszkania lub siedzibę w 
Umawiającym się Państwie, z przeniesienia tytułu własności majątku 
nieruchomego, o którym mowa w artykule 6 i położonego w drugim 
Umawiającym się Państwie, mogą być opodatkowane w tym drugim Państwie. 
 
2. Zyski osiągane z przeniesienia własności akcji lub innych praw w spółce, której 
majątek składa się głównie, bezpośrednio lub pośrednio, z majątku nieruchomego 
położonego w Umawiającym się Państwie lub z praw wchodzących w skład tego 
majątku nieruchomego mogą być opodatkowane w tym Państwie. 
 
3. Zyski z przeniesienia własności majątku ruchomego stanowiącego część 
majątku zakładu, który przedsiębiorstwo jednego Umawiającego się Państwa 
posiada w drugim Umawiającym się Państwie bądź majątku ruchomego 
wchodzącego w skład stałej palcówki, którą  osoba mająca miejsce zamieszkania 
lub siedzibę w Umawiającym się Państwie posiada w  drugim Umawiającym się 
Państwie w celu wykonywania wolnego zawodu, łącznie z zyskami, które 
pochodzą z przeniesienia tytułu własności takiego zakładu (odrębnie albo z całym 
przedsiębiorstwem) lub stałej placówki, mogą być opodatkowane w tym drugim 
Państwie.  
 
4. Zyski z przeniesienia własności statków morskich lub statków powietrznych 
eksploatowanych w transporcie międzynarodowym oraz statków 
eksploatowanych w żegludze śródlądowej lub z przeniesienia własności majątku 
ruchomego związanego z eksploatacją takich statków morskich, statków 
powietrznych lub statków żeglugi śródlądowej podlegają opodatkowaniu tylko w 
tym Umawiającym się Państwie, w którym znajduje się miejsce faktycznego 
zarządu przedsiębiorstwa. 
 
5. Zyski z przeniesienia własności jakiegokolwiek majątku, innego niż majątek 
wymieniony w powyższych ustępach, podlegają opodatkowaniu tylko w tym 
Umawiającym się Państwie, w którym przenoszący własność ma miejsce 
zamieszkania lub siedzibę. 
 
6. W przypadku osoby, która miała miejsce zamieszkania w Umawiającym się 
Państwie i uzyskała miejsce zamieszkania w drugim Umawiającym się Państwie, 
postanowienia ustępu 5 nie naruszają prawa pierwszego wymienionego Państwa 
do opodatkowania tej osoby zgodnie z jego wewnętrznym prawem z  tytułu zysku 
z przeniesienia własności akcji (udziałów) osiągniętego do momentu zmiany 
miejsca zamieszkania przez tę osobę. Wartość akcji (udziałów) przyjęta przez 
pierwsze wymienione Państwo w celu obliczenia zysków podlegających 
opodatkowaniu będzie obejmowała koszty nabycia tych akcji (udziałów) przez 
drugie Umawiające się Państwo o ile z tytułu późniejszego przeniesienia 
własności tych akcji (udziałów) powstają zyski, które podlegają opodatkowaniu w 
tym drugim Państwie. 
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15 
 

Artykuł 14 
 

WOLNE ZAWODY 
 

1. Dochody, które osoba mająca miejsce zamieszkania w Umawiającym się 
Państwie osiąga z wykonywania wolnego zawodu albo innej działalności o 
samodzielnym charakterze, podlegają opodatkowaniu tylko w tym Państwie, 
chyba że osoba ta posiada stałą placówkę w drugim Umawiającym się Państwie w 
celu wykonywania swej działalności. Jeżeli posiada ona taką stałą placówkę, 
wówczas dochód może być opodatkowany w drugim Państwie, jednak tylko w 
takim zakresie, w jakim może być przypisany tej stałej placówce. 
  
2. Określenie „wolny zawód” obejmuje w szczególności samodzielnie 
wykonywaną działalność naukową, literacką, artystyczną, wychowawczą lub 
oświatową, jak również samodzielnie wykonywaną działalność lekarzy, 
prawników, inżynierów, architektów, dentystów i księgowych. 

 
 
 

Artykuł 15 
 

PRACA NAJEMNA 
 
 

1. Z uwzględnieniem postanowień artykułów 16, 18, 19 i 20, pensje, płace i inne 
podobne wynagrodzenia, które osoba mająca miejsce zamieszkania w 
Umawiającym się Państwie otrzymuje za pracę najemną, podlegają 
opodatkowaniu tyko w tym Państwie, chyba że praca wykonywana jest w drugim 
Umawiającym się Państwie. Jeżeli praca jest tak wykonywana, to otrzymywane za 
nią wynagrodzenie może być opodatkowane w tym drugim Państwie. 
 
2. Bez względu na postanowienia ustępu 1, wynagrodzenie, jakie osoba mająca 
miejsce zamieszkania w Umawiającym się Państwie otrzymuje za pracę najemną 
wykonywaną w drugim Umawiającym się Państwie, podlega opodatkowaniu 
tylko w pierwszym wymienionym Państwie jeżeli: 
 

a) odbiorca przebywa w drugim Państwie przez okres lub okresy nie 
przekraczające łącznie 183 dni w danym roku podatkowym, i 

b) wynagrodzenie jest wypłacane przez pracodawcę lub w imieniu 
pracodawcy, który nie ma miejsca zamieszkania lub siedziby w 
drugim Państwie, i 

c) wynagrodzenie nie jest ponoszone przez zakład lub stałą placówkę, 
którą pracodawca posiada w drugim Państwie. 

 
3. Bez względu na poprzednie postanowienia tego artykułu, wynagrodzenie 
otrzymywane za pracę najemną, wykonywaną na pokładzie statku morskiego  lub 
statku powietrznego eksploatowanego w transporcie międzynarodowym lub na 
pokładzie statku żeglugi śródlądowej może być opodatkowane w tym 
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Umawiającym się Państwie, w którym znajduje się miejsce faktycznego zarządu 
przedsiębiorstwa. 

 
 

Artykuł 16 
 

WYNAGRODZENIA DYREKTORÓW 
 

 
Wynagrodzenia dyrektorów i inne podobne wypłaty, które osoba mająca miejsce 
zamieszkania w Umawiającym się Państwie otrzymuje z tytułu członkostwa w 
radzie zarządzającej spółki mającej siedzibę w drugim Umawiającym się 
Państwie, mogą być opodatkowane w tym drugim Państwie. 

 
 
 
 
 

Artykuł 17 
 

ARTYŚCI I SPORTOWCY 
 

1. Bez względu na postanowienia artykułów 7, 14 i 15, dochód uzyskany przez 
osobę mającą miejsce zamieszkania w Umawiającym się Państwie z tytułu 
działalności artystycznej, na przykład artysty scenicznego, filmowego radiowego 
lub telewizyjnego, jak też muzyka lub sportowca, z osobiście wykonywanej w 
tym charakterze działalności w drugim Umawiającym się Państwie, może być 
opodatkowany w tym drugim Państwie. 
 
2. Jeżeli dochód, mający związek z osobiście wykonywaną działalnością artysty 
lub sportowca, nie przypada na rzecz tego artysty lub sportowca lecz innej osobie, 
to dochód taki, bez względu na postanowienia artykułów 7, 14 i 15, może być 
opodatkowany w tym Umawiającym się Państwie, w którym działalność tego 
artysty lub sportowca jest wykonywana. 
 
3. Postanowienia ustępów 1 i 2 nie mają zastosowania do dochodu 
uzyskiwanego z działalności prowadzonej w Umawiającym się Państwie przez 
artystę lub sportowca, jeżeli wizyta w tym Państwie jest całkowicie lub w 
przeważającej części finansowana z funduszy publicznych jednego lub obu 
Umawiających się Państw, jednostki terytorialnej, organu lokalnego lub instytucji 
rządowej bądź przez organizację uznawaną za organizację charytatywną. 
 
 
 

Artykuł 18 
 

EMERYTURY, RENTY I PODOBNE PŁATNOŚCI 
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1. Emerytury i podobne płatności lub renty otrzymywane przez osobę mającą 
miejsce zamieszkania w Umawiającym się Państwie  z drugiego Umawiającego 
się Państwa podlegają opodatkowaniu tylko w pierwszym wymienionym 
Państwie. 
 
2. Określenie „renty” oznacza określoną kwotę wypłacaną okresowo w ustalonych 
terminach dożywotnio lub przez określony albo dający się ustalić okres, jako 
spełnienie zobowiązania dokonywania wypłat w zamian za w pełni dokonane 
zobowiązanie pieniężne lub w równoważniku danej kwoty pieniężnej. 
 
3. Dochód osiągnięty przez osobę  mającą miejsce zamieszkania w Umawiającym 
się Państwie z drugiego Umawiającego się Państwa z uprawnienia do świadczeń 
alimentacyjnych nie podlega opodatkowaniu w  pierwszym wymienionym 
Państwie jeśli taki dochód podlega zwolnieniu od opodatkowania zgodnie z 
ustawodawstwem drugiego Umawiającego się Państwa. 

 
 
 

Artykuł 19 
 

PRACOWNICY PAŃSTWOWI 
 

1.  
a) Pensje, płace i inne podobne wynagrodzenia, inne niż emerytura, 

wypłacane przez Umawiające się Państwo lub jego jednostkę 
terytorialną lub organ lokalny osobie fizycznej z tytułu usług 
świadczonych na rzecz tego Państwa lub jednostki albo organu, 
podlegają opodatkowaniu tylko w tym Państwie. 

b) Jednakże takie pensje, płace i inne podobne wynagrodzenia 
podlegają opodatkowaniu tylko w drugim Umawiającym się 
Państwie, jeżeli usługi są świadczone w tym Państwie, a osoba 
świadcząca te usługi ma miejsce zamieszkania w tym drugim 
Państwie, i która: 
i) jest obywatelem tego Państwa; lub 
ii) nie stała się osobą mającą miejsce zamieszkania w tym 

Państwie wyłącznie w celu świadczenia tych usług. 
 
2.  

a)  Jakakolwiek emerytura wypłacana przez, lub pochodząca z 
funduszy utworzonych przez Umawiające się Państwo lub jego 
jednostkę terytorialną albo organ lokalny, osobie fizycznej z tytułu 
świadczenia usług na rzecz tego Państwa lub jednostki terytorialnej 
albo organu lokalnego podlega opodatkowaniu tylko w tym 
Państwie. 

b) Jednakże taka emerytura podlega opodatkowaniu tylko w drugim 
Umawiającym się Państwie, jeżeli osoba jest obywatelem tego 
Państwa i posiada w nim miejsce zamieszkania. 
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3. Postanowienia artykułów 15, 16, 17 i 18 stosuje się do pensji, płac i innych 
podobnych wynagrodzeń oraz emerytur z tytułu świadczenia usług pozostających 
w związku z działalnością gospodarczą prowadzoną przez Umawiające się 
Państwo lub jego jednostkę terytorialną lub organ lokalny. 
 

 
Artykuł 20 

 
PROFESOROWIE I PRACOWNICY NAUKOWO-BADAWCZY 

 
Profesor, nauczyciel lub pracownik naukowo-badawczy, który czasowo przebywa 
w Umawiającym się Państwie wyłącznie w celu  nauczania lub prowadzenia 
badań naukowych na uniwersytecie, w szkole wyższej lub innej uznanej instytucji 
oświatowej tego Umawiającego się Państwa i który ma miejsce zamieszkania w 
drugim Umawiającym się Państwie lub bezpośrednio przed przyjazdem miał tam 
miejsce zamieszkania, będzie zwolniony od opodatkowania w pierwszym 
wymienionym Państwie przez okres nie przekraczający 2 lat, licząc od daty jego 
pierwszego pobytu w tym celu w zakresie wynagrodzenia otrzymywanego z 
tytułu nauczania lub prowadzenia badań naukowych, pod warunkiem, że 
wynagrodzenie takiej osoby podlega opodatkowaniu w drugim Umawiającym się 
Państwie.  

 
 

Artykuł 21 
 

STUDENCI 
 
 

1. Płatności uzyskiwane na utrzymanie, naukę lub szkolenie przez studenta lub  
praktykanta, który przybył do Umawiającego się Państwa wyłącznie w celu nauki 
lub szkolenia i który ma miejsce zamieszkania w drugim Umawiającym się 
Państwie albo miał tam miejsce zamieszkania bezpośrednio przed przyjazdem, nie 
podlegają opodatkowaniu w pierwszym wymienionym Państwie, jeżeli płatności 
te pochodzą ze źródeł spoza tego Państwa. 
 
2. Wynagrodzenie, które student lub praktykant który ma miejsce zamieszkania w 
Umawiającym się Państwie lub miał tam poprzednio miejsce zamieszkania 
otrzymuje z tytułu  pracy najemnej, którą wykonuje w drugim Umawiającym się 
Państwie przez okres lub okresy nie przekraczające łącznie 183 dni w danym roku 
podatkowym nie podlega opodatkowaniu w tym drugim Państwie, jeżeli 
zatrudnienie to ma związek z jego studiami lub praktyką odbywaną w pierwszym 
wymienionym Państwie. 

 
 
 

Artykuł 22 
 

INNE DOCHODY 
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1. Części dochodu osoby mającej miejsce zamieszkania lub siedzibę w 
Umawiającym się Państwie, bez względu na to gdzie są osiągane, a nie objęte 
postanowieniami poprzednich artykułów niniejszej Umowy, podlegają 
opodatkowaniu tylko w tym Państwie. 
 
2. Postanowień ustępu 1 nie stosuje się do dochodu nie będącego dochodem z 
majątku nieruchomego, określonego w ustępie 2 artykułu 6, jeżeli osoba 
osiągająca taki dochód, posiadająca miejsce zamieszkania lub siedzibę w jednym 
Umawiającym się Państwie, prowadzi w drugim Umawiającym się Państwie 
działalność gospodarczą poprzez zakład w nim położony lub wykonuje tam wolny 
zawód za pomocą stałej placówki i gdy prawo lub majątek, z tytułu których osiąga 
dochód, są faktycznie związane z działalnością takiego zakładu lub stałej 
placówki. W takim przypadku stosuje się postanowienia artykułu 7 lub artykułu 
14. 
 
 
 

Artykuł 23 
 

MAJĄTEK 
 
 
1. Majątek nieruchomy, określony w artykule 6, będący własnością osoby mającej 
miejsce zamieszkania lub siedzibę w Umawiającym się Państwie, a położony w 
drugim Umawiającym się Państwie, może być opodatkowany w tym drugim 
Państwie.  
 
2. Majątek ruchomy, stanowiący część majątku zakładu, który przedsiębiorstwo 
Umawiającego się Państwa posiada w drugim Umawiającym się Państwie,  lub  
majątek ruchomy należący do stałej placówki, którą osoba mająca miejsce 
zamieszkania w Umawiającym się Państwie posiada w drugim Umawiającym  się 
Państwie w celu wykonywania wolnego zawodu, może być opodatkowany  w tym 
drugim Państwie. 
 
3. Majątek w postaci statków morskich i statków powietrznych eksploatowanych 
w transporcie międzynarodowym oraz statków eksploatowanych w żegludze 
śródlądowej, jak również mienie ruchome służące do eksploatacji takich statków 
morskich, statków powietrznych i statków żeglugi śródlądowej podlega 
opodatkowaniu tylko w tym Umawiającym się Państwie, w którym znajduje się 
miejsce faktycznego zarządu przedsiębiorstwa. 
 
4. Wszelkie inne części majątku osoby mającej miejsce zamieszkania lub siedzibę 
w Umawiającym się Państwie podlegają opodatkowaniu tylko w tym Państwie.  
 
 
 

Artykuł 24 
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METODY UNIKANIA PODWÓJNEGO OPODATKOWANIA  
 

1. W przypadku osoby mającej miejsce zamieszkania lub siedzibę w Polsce, 
podwójnego opodatkowania unika się w następujący sposób: 

 
Jeżeli osoba mająca miejsce zamieszkania lub siedzibę w Polsce osiąga 
dochód lub posiada majątek, który stosownie do postanowień niniejszej 
Umowy, podlegają opodatkowaniu w Austrii, to Polska zezwoli na: 

 
a) odliczenie od podatku należnego od dochodu tej osoby kwoty 

równej podatkowi od dochodu zapłaconemu w Austrii; 
 
b) odliczenie od podatku należnego od majątku tej osoby kwoty 

równej podatkowi od majątku zapłaconemu w Austrii; 
 
 W jednym i w drugim przypadku, odliczenie takie nie może jednak 
przekroczyć tej części podatku od dochodu lub od majątku jaka została obliczona 
przed dokonaniem odliczenia i która odpowiada tej części dochodu lub majątku 
jaka może być opodatkowana w Austrii. 
 

 
2. W przypadku osoby mającej miejsce zamieszkania lub siedzibę w Austrii,  
podwójnego opodatkowania unika się w następujący sposób: 

 
a) Jeżeli osoba mająca miejsce zamieszkania lub siedzibę w Austrii osiąga 

dochód lub posiada majątek, który, zgodnie z postanowieniami 
niniejszej Umowy, podlega opodatkowaniu w Polsce, to z 
zastrzeżeniem postanowień  punktów b) i c) oraz ustępu 3, Austria 
zwolni od opodatkowania taki dochód lub majątek.  

b) Jeżeli osoba mająca miejsce zamieszkania lub siedzibę w Austrii osiąga 
części dochodu, które zgodnie z postanowieniami artykułów 10, 11, 12 
oraz ustęp 2 artykułu 13 mogą być  opodatkowane w Polsce, to Austria 
zezwoli na odliczenie od podatku od dochodu tej osoby, kwoty równej 
kwocie podatku zapłaconego w Polsce. Odliczenie takie nie może 
jednak przekroczyć tej części podatku jaka została obliczona przed 
dokonaniem odliczenia i która odpowiada  częściom dochodu 
osiągniętego w Polsce. 

c) Dywidendy, w rozumieniu artykułu 10 ustęp 2 punkt a), wypłacane 
przez spółkę mającą swoją siedzibę w Polsce na rzecz spółki mającej 
swoją siedzibę w Austrii są zwolnione od opodatkowania w Austrii, z 
zastrzeżeniem odpowiednich postanowień prawa krajowego Austrii, 
jednakże bez względu na odmienne wymogi dotyczące minimalnego 
uczestnictwa przewidziane przez to prawo. 

 
3.  Jeżeli zgodnie z którymkolwiek postanowieniem niniejszej Umowy, dochód 
osiągnięty bądź majątek posiadany przez osobę mającą miejsce zamieszkania lub 
siedzibę w Umawiającym się Państwie jest zwolniony od opodatkowania w tym 
Państwie, to Państwo to może jednak, w celu obliczenia kwot podatku od 
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pozostałego dochodu lub majątku tej osoby, wziąć pod uwagę zwolniony dochód 
lub majątek. 

.  
 

Artykuł 25 
 

RÓWNE TRAKTOWANIE 
 
 

1. Obywatele Umawiającego się Państwa nie mogą być poddani w drugim 
Umawiającym się Państwie ani opodatkowaniu, ani związanym z nim 
obowiązkom, które są inne lub bardziej uciążliwe niż opodatkowanie i związane z 
nim obowiązki, którym są lub mogą być poddani w tych samych okolicznościach 
obywatele tego drugiego Państwa, a w szczególności w związku z ich miejscem 
zamieszkania. Niniejsze postanowienie stosuje się również, bez względu na 
postanowienia artykułu 1, w stosunku do osób, które nie mają miejsca 
zamieszkania lub siedziby w jednym lub w obu Umawiających się Państwach. 
 
2. Osoby nie posiadające obywatelstwa, mające miejsce zamieszkania w jednym z 
Umawiających się Państw, nie będą poddane w żadnym z Umawiających się 
Państw opodatkowaniu ani związanym z nim obowiązkom, które są inne lub 
bardziej uciążliwe niż opodatkowanie i związane z nim obowiązki, jakim są lub 
mogą być poddani obywatele danego Państwa w takich samych okolicznościach, 
a w szczególności w odniesieniu do miejsca zamieszkania, obywatele danego 
Państwa. 
 
3. Opodatkowanie zakładu, który przedsiębiorstwo Umawiającego się Państwa 
posiada w drugim Umawiającym się Państwie, nie może być w tym drugim 
Państwie mniej korzystne niż opodatkowanie przedsiębiorstw tego drugiego 
Państwa prowadzących taka samą działalność. Postanowienie to nie może być 
rozumiane jako zobowiązujące Umawiające się Państwo do udzielenia osobom 
mającym miejsce zamieszkania w drugim Umawiającym się Państwie 
jakichkolwiek osobistych zwolnień, ulg i obniżek podatkowych, z uwagi na stan 
cywilny i rodzinny, których udziela ono osobom mającym miejsce zamieszkania 
na jego terytorium. 
 
4. Z wyjątkiem stosowania postanowień artykułu 9 ustęp 1 i artykułu 11 ustęp 7 
lub artykułu 12 ustęp 6, odsetki, należności licencyjne i inne koszty ponoszone 
przez przedsiębiorstwo Umawiającego się Państwa na rzecz osoby mającej 
miejsce zamieszkania lub siedzibę w drugim Umawiającym się Państwie, przy 
określaniu zysków tego przedsiębiorstwa podlegających opodatkowaniu są 
odliczane przy określaniu podlegających opodatkowaniu zysków tego 
przedsiębiorstwa na takich samych warunkach jakby były one płacone na rzecz 
osoby mającej miejsce zamieszkania lub siedzibę w tym pierwszym Państwie. 
Podobnie, jakiekolwiek zobowiązania przedsiębiorstwa Umawiającego się 
Państwa, zaciągnięte wobec osoby mającej miejsce zamieszkania lub siedzibę w 
drugim Umawiającym się Państwie, są odliczane przy określaniu podlegającego 
opodatkowaniu majątku tego przedsiębiorstwa na takich samych warunkach, 
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jakby były one zaciągnięte wobec osoby mającej miejsce zamieszkania lub 
siedzibę w pierwszym wymienionym Państwie.  
 
5. Przedsiębiorstwa Umawiającego się Państwa, których majątek należy w całości 
lub częściowo, albo który jest kontrolowany bezpośrednio lub pośrednio przez 
jedną lub więcej osób, mających miejsce zamieszkania lub siedzibę w drugim 
Umawiającym się Państwie, nie mogą być w pierwszym Umawiającym się 
Państwie poddane opodatkowaniu, ani związanym z nim obowiązkom, które są 
inne lub bardziej uciążliwe aniżeli opodatkowanie i związane z nim obowiązki, 
którym są lub mogą być poddane podobne przedsiębiorstwa pierwszego Państwa. 
 
6. Bez względu na postanowienia artykułu 2, postanowienia tego artykułu stosuje 
się do wszystkich podatków, bez względu na ich rodzaj i nazwę. 

 
 
 

Artykuł 26 
 

PROCEDURA WZAJEMNEGO POROZUMIEWANIA SIĘ 
 
 

1. Jeżeli osoba jest zdania, że działania jednego lub obu Umawiających się Państw 
wprowadzają lub wprowadzą dla niej opodatkowanie niezgodne z 
postanowieniami niniejszej Umowy, wówczas może niezależnie od środków 
odwoławczych przewidzianych w prawie wewnętrznym tych Państw, przedstawić 
swoją sprawę właściwemu organowi Umawiającego się Państwa, w którym ma 
ona miejsce zamieszkania lub siedzibę lub jeżeli w danej sprawie mają 
zastosowanie postanowienia artykułu 25 ustęp 1, temu Umawiającemu się 
Państwu, którego jest obywatelem. Sprawa winna być przedłożona w ciągu trzech 
lat, licząc od dnia pierwszego urzędowego zawiadomienia o działaniu 
powodującym opodatkowanie niezgodne z postanowieniami niniejszej Umowy.  
 
2.Właściwy organ, jeżeli uzna zarzut za uzasadniony i jeżeli nie może znaleźć 
zadowalającego rozwiązania, podejmie starania, aby przypadek ten uregulować w 
porozumieniu z właściwym organem drugiego Umawiającego się Państwa, tak 
aby zapobiec opodatkowaniu niezgodnemu z niniejszą Umową. Osiągnięte w ten 
sposób porozumienie zostanie wprowadzone w życie bez względu na terminy 
przewidziane przez ustawodawstwo wewnętrzne Umawiających się Państw. 
 
3. Właściwe organy Umawiających się Państw, będą wspólnie czynić starania, 
aby w drodze wzajemnego porozumienia usuwać trudności lub wątpliwości, które 
mogą powstać przy interpretacji lub stosowaniu Umowy. Mogą one również 
wspólnie uzgodnić, w jaki sposób można zapobiec podwójnemu opodatkowaniu 
w przypadkach, które nie są uregulowane w niniejszej Umowie. 
 
4. Właściwe organy Umawiających się Państw mogą komunikować się 
bezpośrednio, jak również poprzez wspólną komisję składającą się z nich samych 
lub ich przedstawicieli, w celu osiągnięcia porozumienia w sprawach objętych 
postanowieniami poprzednich ustępów.  
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Artykuł 27 
 

WYMIANA INFORMACJI 
 
 

1. Właściwe organy Umawiających się Państw będą wymieniały informacje, które 
są niezbędne do stosowania postanowień niniejszej Umowy oraz informacje 
dotyczące ustawodawstwa wewnętrznego Umawiających się Państw, w 
odniesieniu do podatków bez względu na ich rodzaj i nazwę nałożonych przez 
Umawiające się Państwa lub ich jednostki terytorialne lub organy lokalne w 
zakresie, w jakim opodatkowanie to nie jest sprzeczne z Umową. Wymiana 
informacji nie jest ograniczona postanowieniami artykułów 1 i 2. Wszelkie 
informacje uzyskane przez Umawiające się Państwo będą stanowiły tajemnicę na 
takiej samej zasadzie, jak informacje uzyskane zgodnie z ustawodawstwem 
wewnętrznym tego Państwa i będą mogły być ujawnione jedynie osobom lub 
organom (w tym sądom albo organom administracyjnym) zajmującym się 
wymiarem lub poborem, egzekucją lub ściąganiem albo rozpatrywaniem odwołań 
w zakresie podatków, których dotyczy niniejsza Umowa. Takie osoby lub organy 
będą wykorzystywać informacje wyłącznie w takich celach. Mogą one ujawniać 
te informacje w jawnym postępowaniu sądowym lub w postanowieniach 
sądowych. 

2. Postanowienia ustępu 1 nie mogą być w żadnym przypadku interpretowane 
jako zobowiązujące jedno z Umawiających się Państw do: 

a) stosowania środków administracyjnych, które są sprzeczne z 
ustawodawstwem lub praktyką administracyjną tego lub drugiego 
Umawiającego się Państwa; 

b) udzielania informacji, których uzyskanie nie byłoby możliwe na 
podstawie własnego ustawodawstwa albo w ramach normalnej 
praktyki administracyjnej tego lub drugiego Umawiającego się 
Państwa; 

c) udzielania informacji, które ujawniłyby tajemnicę handlową, 
gospodarczą, przemysłową, kupiecką lub zawodową albo 
działalność handlową lub informacji, których udzielanie byłoby 
sprzeczne z porządkiem publicznym (ordre public). 

 
 
 
 

Artykuł 28 
 

CZŁONKOWIE MISJI DYPLOMATYCZNYCH I URZĘDÓW 
KONSULARNYCH 
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1. Żadne z postanowień niniejszej Umowy nie narusza przywilejów podatkowych, 
przysługujących członkom misji dyplomatycznych lub urzędów konsularnych na 
podstawie ogólnych zasad prawa międzynarodowego lub postanowień umów 
szczególnych. 
 
2. Jeżeli, zgodnie z przywilejami podatkowymi przysługującymi misjom 
dyplomatycznym i urzędom konsularnym na podstawie ogólnych zasad prawa 
międzynarodowego lub postanowień szczególnych umów międzynarodowych, 
części dochodu lub majątku nie podlegają opodatkowaniu w Państwie 
przyjmującym, to Państwu wysyłającemu przysługuje prawo do opodatkowania 
takich części dochodu lub majątku. 
 
3. Bez względu na postanowienia artykułu 4, osoba fizyczna będąca 
pracownikiem misji dyplomatycznej, urzędu konsularnego lub stałej misji 
Umawiającego się Państwa znajdującej się w drugim Umawiającym się Państwie 
lub w Państwie trzecim, dla potrzeb niniejszej Umowy będzie traktowana jako 
osoba mająca miejsce zamieszkania w Państwie wysyłającym  jeżeli: 

a) zgodnie z prawem międzynarodowym, osoba ta nie podlega 
opodatkowaniu w Państwie przyjmującym w zakresie części 
dochodu pochodzących ze źródeł spoza tego Państwa, i 
 
b) osoba ta podlega takim samym obowiązkom podatkowym w 
Państwie wysyłającym w zakresie podatku od całego dochodu lub 
majątku jak osoby, które mają miejsce zamieszkania w tym 
Państwie. 

 
 

 
Artykuł 29 

 
WEJŚCIE W ŻYCIE 

 
1. Umawiające się Państwa poinformują się wzajemnie o spełnieniu wymogów 
konstytucyjnych dla wejścia w życie niniejszej Umowy.  
 
2. Niniejsza Umowa wejdzie w życie pierwszego dnia trzeciego miesiąca 
następującego po dacie późniejszej z not, o których mowa w ustępie 1 i jej 
postanowienia będą miały zastosowanie: 
 
a) w odniesieniu do podatków potrącanych u źródła - do kwot dochodu 
osiągniętego 1 stycznia lub później w roku kalendarzowym następującym po 
roku, w którym Umowa wejdzie w życie.  
 
b) w odniesieniu do pozostałych podatków od dochodu i podatków od majątku - 
do podatków przypadających na każdy rok podatkowy rozpoczynający się 1 
stycznia lub później w roku kalendarzowym następującym po roku, w którym 
Umowa wejdzie w życie. 
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3. Postanowienia Umowy między Republiką Austrii a Polską Rzecząpospolitą 
Ludową w sprawie zapobieżenia podwójnemu opodatkowaniu w zakresie 
podatków od dochodu i majątku, podpisanej w Warszawie, dnia 2 października 
1974 roku, przestaną obowiązywać w dniu poprzedzającym dzień, w którym 
niniejsza Umowa zacznie być stosowana. 

 
 

Artykuł 30 
 

WYPOWIEDZENIE 
 
 

Niniejsza Umowa pozostanie w mocy do czasu wypowiedzenia jej przez 
Umawiające się Państwo. Każde Umawiające się Państwo może wypowiedzieć 
Umowę, przekazując w drodze dyplomatycznej pisemną notę o wypowiedzeniu, 
co najmniej sześć miesięcy przed końcem każdego roku kalendarzowego 
rozpoczynającego się po upływie pięciu lat od roku, w którym niniejsza Umowa 
wejdzie w życie. W takim przypadku, Umowa przestanie obowiązywać: 
 
a) w odniesieniu do podatków potrącanych u źródła - do kwot dochodu 
osiągniętego 1 stycznia lub później w roku kalendarzowym następującym po 
roku, w którym taka nota została wystosowana; 
b) w odniesieniu do pozostałych podatków od dochodu i podatków od majątku - 
do podatków przypadających na każdy rok podatkowy rozpoczynający się 1 
stycznia lub później w roku kalendarzowym następującym po roku, w którym taka 
nota została wystosowana. 
 
 
 
Na dowód czego, należycie do tego upoważnieni Pełnomocnicy obu 
Umawiających się Państw, podpisali niniejszą Umowę. 
 
Sporządzono w dwóch egzemplarzach, w Wiedniu dnia 13. stycznia 2004 
roku, każdy w językach niemieckim, polskim i angielskim, przy czym 
wszystkie teksty są jednakowo autentyczne. W przypadku rozbieżności przy 
interpretacji rozstrzygający jest tekst angielski. 
 
 
Mag. Karl-Heinz Grasser  Dr. Andrzej Raczko 
W IMIENIU              W IMIENIU 
REPUBLIKI AUSTRII             RZECZYPOSPOLITEJ POLSKIEJ
  
 
 
 
 
     PROTOKÓŁ 
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 W momencie podpisywania Umowy między Republiką Austrii a 
Rzecząpospolitą Polską w sprawie unikania podwójnego opodatkowania w 
zakresie podatków od dochodu i majątku, niżej podpisani uzgodnili następujące 
postanowienia, które stanowią integralną część niniejszej Umowy. 
 
I. W odniesieniu do interpretacji Umowy 
 
Rozumie się, iż należy oczekiwać, że postanowienia Umowy, które zostały 
zredagowane zgodnie z odpowiednimi postanowieniami Modelowej Konwencji 
OECD w sprawie podatku od dochodu i majątku, będą miały takie samo 
znaczenie jakie jest wyrażone w Komentarzu OECD do niej. Treść poprzedniego 
zdania nie będzie miała zastosowania w odniesieniu do: 
 

a) jakichkolwiek zastrzeżeń lub uwag zgłoszonych przez jedno 
Umawiające się Państwo do Modelowej Konwencji OECD lub Komentarza do 
niej; 

 
b) jakiejkolwiek odmiennej interpretacji wyrażonej w formie 

opublikowanego wyjaśnienia przez jedno z Umawiających się Państw, które 
zostało podane do wiadomości właściwych organów drugiego Umawiającego się 
Państwa przed wejściem w życie Umowy; i 

 
 c) jakiejkolwiek odmiennej interpretacji uzgodnionej przez właściwe 
organy po wejściu w życie Umowy. 
 
Komentarz, nowelizowany okresowo, zawiera zasady interpretacji w rozumieniu 
artykułów dotyczących interpretacji Konwencji Wiedeńskiej z 23 Maja 1969 r. o 
Prawie Traktatów. 
 
II. W odniesieniu do Artykułu 5 
 
Jeżeli osoba mająca miejsce zamieszkania lub siedzibę w Umawiającym się 
Państwie posiadała w drugim Umawiającym się Państwie plac budowy lub 
prowadziła prace budowlane lub instalacyjne w dniu, w którym Umowa zaczęła 
być stosowana,  i prace te są kontynuowane po dniu w którym niniejsza Umowa 
zaczęła być stosowana, to dwunastomiesięczny okres powinien być liczony od 
dnia wymienionego w tym ustępie, ale okres ten nie może w żadnym razie 
przekroczyć okresu dwudziestoczteromiesięcznego od dnia, w którym plac 
budowy lub projekt budowlany lub instalacyjny zaistniał. 
 
III. W odniesieniu do Artykułu 11 
 
1. Rozumie się, że 

a) w przypadku Polski: Korporacja Ubezpieczeń Kredytów Eksportowych, i 
b) w przypadku Austrii: Oesterreichische Kontrollbank AG 

będą uznawane za publiczne instytucje w rozumieniu artykułu 11 ustęp 3 punkt 
b). 
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2. Postanowień punktów c) i d) ustępu 3 nie stosuje się w przypadku 
wierzytelności utworzonych lub  ustalonych głównie w celu czerpania korzyści z 
tych punktów wbrew handlowym zasadom bona fide, jak również w kontekście 
cienkiej kapitalizacji. 
 
IV. W odniesieniu do Artykułu 19 
 
Rozumie się, że postanowienia ustępu 1 artykułu 19 będą podobnie miały 
zastosowanie w odniesieniu do wynagrodzenia wypłacanego na rzecz: 
 
a) członków personelu Polskiego Instytutu w Wiedniu oraz Stacji Naukowej 

PAN w Wiedniu, i 
b) Austriackiego Przedstawiciela Handlowego w Warszawie i członków jego 

personelu oraz członków personelu Austriackiego Forum Kultury w 
Warszawie. 

 
 
Na dowód czego, należycie do tego upoważnieni Pełnomocnicy obu 
Umawiających się Państw, podpisali niniejszy Protokół. 
 
Sporządzono w dwóch egzemplarzach, w Wiedniu dnia 13. stycznia 2004 
roku, każdy w językach niemieckim, polskim i angielskim, przy czym 
wszystkie teksty są jednakowo autentyczne. W przypadku rozbieżności przy 
interpretacji rozstrzygający jest tekst angielski. 
 
Mag. Karl-Heinz Grasser  Dr. Andrzej Raczko 
W IMIENIU               W IMIENIU   
REPUBLIKI AUSTRII            RZECZYPOSPOLITEJ POLSKIEJ 
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